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1974/75 


= Vollarbeitskraft 
^ Bundesgesetzblatt 
= Bundesministerium der Justiz 

= Bundesministerium für Jugend, Familie und Gesundheit 
= Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
= Bundesministerium für Wirtschaft 
= Deutsche Mark 
= Dezitonne (100 kg) 

= Europäischer Ausrichtimgs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft 
= Europäische Gemeinschaften 

— Einheitsquadratmeter 

= Europäische Wirtschaftsgemeinschaft 

— Food and Agriculture Organisation of the United Nations, Rom (Ernäh- 
rungs- und Landwirtschafts-Organisation der Vereinten Nationen) 

= Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des Küsten- 
schutzes" 

— General Agreement on Tariffs and Trade (Allgemeines Zoll- und Handels- 
abkommen) 

= Großvieheinheit 
= Hektar 

Landwirtschaftliche Alterskasse 
= Landwirtschaftlich genutzte Fläche 

— Landwirtschaftsgesetz vom 5. September 1955 (BGBL I S. 565) 

— Landwirtschaftszählung 
= Millionen 

= Milliarden 
= Mehrwertsteuer 

= Organisation for Economic Co-operation and Development, Paris (Organi- 
sation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung) 

= Rechnungseinheit der EWG 

= Statistisches Amt der Europäischen Gemeinschaften 
= Stück 

= Standardbetriebseinkommen 
= Textziffer 

= Welternährungsprogramm 
== nichts vorhanden 

= mehr als nichts, aber weniger als die Hälfte der kleinsten Einheit, die in 
der Tabelle dargestellt wird 

^ kein Nachweis vorhanden 
= Wirtschaftsjahr (1. Juli 1974 bis 30. Juni 1975) 


Abrundungen: 

Soweit in den Übersichten Abweichungen in den Summen Vorkommen, beruhen diese auf 
Abrundungen der einzelnen Zahlen. 
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Zusammenfassung 


1 Lage der Agrarwirtschaft im Wirtschaftsjahr 1974/75 


Veränderung im strukturellen Anpassungsprozeß der Landwirtschaft 

Im Wirtschaftsjahr 1974/75 ist der strukturelle Anpassungsprozeß der 
Landwirtschaft deutlich von der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 
beeinflußt worden. Der Rückgang des Arbeitskräfteeinsatzes in der 
Landwirtschaft verlangsamte sich und lag mit 3 Vo unter der im Durch- 
schnitt der letzten zehn Jahre ( — 4,5 Vo) beobachteten Abnahme der 
Zahl der Vollarbeitskräfte. Auch die Verminderung der Zahl der land- 
wirtschaftlichen Betriebe war mit 2,5 Vo geringer als in den Vorjahren. 
Eine vom langjährigen Durchschnitt abweichende Entwicklung ergab 
sich ebenfalls zwischen den sozialökonomischen Betriebsgruppee 
(Voll-, Zu- und Nebenerwerbsbetriebe). Der Rückgang der Zahl der 
Voll- und Zuerwerbsbetriebe war geringer als in den Vorjahren, 
während die Abnahme bei den Nebenerwerbsbetrieben größer war. 


Geringere Wertschöpfung, aber verbesserte Einkommenssituation 
in den Haupterwerbsbetrieben 

Die Wertschöpfung der Landwirtschaft insgesamt lag 1974/75 mit 
18,16 Mrd. DM um rd. 5 'V'o unter dem Niveau des Vorjahres. Ursache 
hierfür waren vor allem der deutliche Rückgang der Verkaufsmengen 
bei Gemüse, Obst und Weinmost, das zyklisch bedingte niedrige 
Preisniveau bei Schlachtschweinen und ein spürbarer Rückgang der 
Viehbestände. Je Arbeitskraft war die Wertschöpfung mit 14 676 DM 
um 2,3 U() niedriger als im Vorjahr. 

Die für das Bundesgebiet hochgerechneten Ergebnisse der Testbetriebe 
zeigen 1974/75 für die Haupterwerbsbetriebe über der Grenze nach 
§ 4 Landwirtschaftsgesetz (LwG) einen Anstieg des Reineinkommens 
(Gewinn) ^) je Familien- Arbeitskraft von 6,2 ^/o auf 21 204 DM gegen- 
über dem Vorjahr. Diese im Vergleich zu 1973/74 günstigere Einkom- 
mensentwicklung hat zu höheren Bruttoinvestitionen und einer ver- 
stärkten Eigenkapitalbildung beigetragen. Zur Finanzierung der 
Nettoinvestitionen wurde 1974/75 ein größerer Teil als im Vorjahr 
aus dem erwirtschafteten Reineinkommen und den außerbetrieblich 
erzielten Einkommen verwendet. 


Unterschiedliche Einkommensentwicklung innerhalb der Landwirtschaft 

Ein Vergleich der Ergebnisse für verschiedene Betriebsformen in der 
Landwirtschaft zeigt, daß die Futterbaubetriebe im Wirtschaftsjahr 
1974/75 den größten prozentualen Einkommensanstieg erzielten. Mit 
ll,7‘^/o lag ihr Einkommenszuwachs deutlich über dem der Markt- 
frucht-, Gemischt- und Veredlungsbetriebe, so daß sich ihre relative 
Einkommenssituation merklich verbesserte. 

Der Anstieg des Reineinkommens je Familien-Arbeitskraft war in den 
Betrieben über 50 000 DM Standardbetriebseinkommen (13,4 'Vo der 
Betriebe über der Grenze) mit über 8 Vo gegenüber 1973/74 höher als 


9 Das Reineinkommen (Gewinn) ist das den landwirtschaftlichen Unterneh- 
merfamilien als Entgelt für die eingesetzte Arbeit, für das Eigenkapital 
und für die unternehmerische Tätigkeit zufließende Einkommen. 
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in den Größenklassen bis 50 000 DM StBE. Nach den Ergebnissen der 
Vergleichsrechnung gemäß § 4 LwG erhöhte sich in dieser Betriebs- 
gruppe das landwirtschaftliche Vergleichseinkommen stärker als die 
Summe der Vergleichsansätze, während in den beiden unteren 
Größenklassen der bestehende negative Abstand geringfügig zunahm. 

Das Verhältnis des durchschnittlichen Reineinkommens des unteren 
Viertels der Betriebe zu dem des oberen Viertels lag 1974/75 wie im 
Vorjahr bei 1 : 6,1. Die relativen Einkommensunterschiede innerhalb 
der Landwirtschaft sind gegenüber den Vorjahren vergleichsweise 
stabil geblieben. Die Streuung des Gesamteinkommens je Unterneh- 
merfamilie hat in den landwirtschaftlichen Haupterwerbsbetrieben — 
wie auch die Streuung des Haushaltseinkommens bei den Selbständi- 
gen insgesamt — im Vergleich zu den Vorjahren geringfügig zuge- 
nommen; sie entsprach etwa der Streuung des Haushaltseinkommens 
bei anderen Bevölkerungsgruppen. 


Veränderung in der Struktur des Gesamteinkommens 

Werden neben dem Reineinkommen (Gewinn) die je Unternehmer- 
familie (Betriebsleiterehepaar und Hofnachfolger) erzielten außerbe- 
trieblichen Einkommen aus selbständiger und unselbständiger Tätig- 
keit (Erwerbseinkommen) sowie die Renten und sonstigen Einkünfte 
erfaßt, ergibt sich das Gesamteinkommen. In den Haupterwerbsbe- 
trieben über der Grenze nach § 4 LwG erhöhte sich das Gesamtein- 
kommen je Unternehmerfamilie um 6,7 ^/o auf 31 445 DM. In den er- 
faßten Betrieben unter der Grenze nach § 4 LwG — überwiegend Zu- 
erwerbsbetriebe — hat sich das Gesamteinkommen je Unternehmer- 
familie vermindert, was insbesondere auf den Rückgang der außer- 
betrieblichen Erwerbseinkommen unter dem Einfluß des Konjunktur- 
abschwungs zurückzuführen ist. Bei allen Betrieben erhöhten sich die 
„sonstigen Einkommen" (außerbetriebliche Nichterwerbseinkommen) 
u. a. aufgrund der verbesserten sozialen Absicherung. In den im Test- 
betriebsnetz erfaßten Nebenerwerbsbetrieben wurde 1974/75 ein 
durchschnittliches Gesamteinkommen je Familie von 28 709 DM er- 
zielt. 


Teilweise rückläufige Einkommen in den Weinbau- 
und Gartenbaubetrieben 

Bei den weinbaulichen Haupterwerbsbetrieben waren die Einkommen 
nach den vorliegenden Buchführungsergebnissen 1974/75 teilweise 
niedriger als im Vorjahr. In den Betrieben mit Flach- und Hanglagen 
verminderte sich das Reineinkommen je Familien-Arbeitskraft gegen- 
über 1973/74 um durchschnittlich 1,8 ®/o. Ursachen hierfür waren vor 
allem eine geringe Weinmosternte 1974 und relativ niedrige Wein- 
preise als Folge der hohen Ernte von 1973. Die mengen- und qualitäts- 
mäßig überdurchschnittliche Ernte des Jahres 1975 läßt für das lau- 
fende Wirtschaftsjahr eine erhebliche Verbesserung der Einkommens- 
situation in den Weinbaubetrieben erwarten. 

Im Gartenbau war die Einkommensentwicklung je nach Produktions- 
richtung unterschiedlich. Während in den Obst- und Gemüsebetrieben 
1974/75 erhebliche Einkommenssteigerungen erzielt wurden, ging das 
Reineinkommen je Familien-Arbeitskraft in den Zierpflanzenbetrie- 
ben geringfügig zurück. 
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2 Voraussichtliche Einkommensentwickiung in der 
Landwirtschaft im Wirtschaftsjahr 1975/76 

Die Vorschätzung der Einkommensentwicklung in der Landwirtschaft 
für das laufende Wirtschaftsjahr 1975/76 ist — wie in den Vorjah- 
ren — mit großen Unsicherheiten behaftet. Sie wird in starkem Maße 
noch von der weiteren Preis- und Nachfrageentwicklung im ersten 
Halbjahr 1976 beeinflußt. Unter diesen Vorbehalten wird folgender 
Ausblick auf das Wirtschaftsjahr 1975/76 gegeben: 

Der Produktionswert der Landwirtschaft wird insbesondere aufgrund 
des z. T. kräftigen Anstiegs der Erzeugerpreise für landwirtschaft- 
liche Produkte auf 51,4 bis 52,2 Mrd. DM ( + 9 bis 11 % gegenüber 
1974/75) geschätzt. Die Wertschöpfung insgesamt wird bei einer Zu- 
nahme der Vorleistungen um 6 bis 8 ^/o und einem weiteren Anstieg 
der Abschreibungen voraussichtlich eine Höhe von 20,3 bis 21,1 
Mrd. DM (+12 bis 16 Vo) erreichen. Bei einem angenommenen Rück- 
gang der Zahl der Vollarbeitskräfte um 2 Vo würde sich daraus ein 
Anstieg der Wertschöpfung um 14 bis 19 Vo auf 16 700 bis 17 500 DM 
je AK ergeben. 

In den landwirtschaftlichen Haupterwerbsbetrieben über der Grenze 
nach § 4 LwG ist für 1975/76 gegenüber dem Vorjahr mit einer Stei- 
gerung des Reineinkommens je Familien- Arbeitskraft zu rechnen, die 
im Durchschnitt der Betriebe als unteren Wert 19% erreichen dürfte. 
Dabei werden sich zwischen den Betriebsformen voraussichtlich keine 
wesentlichen Unterschiede ergeben. Der Einkommensanstieg wird da- 
mit 1975/76 deutlich über der durchschnittlichen jährlichen Steige- 
rungsrate im Zeitraum von 1968/69 bis 1974/75 liegen; unter Ein- 
beziehung des vorgeschätzten unteren Wertes für 1975/76 kann für 
den Zeitraum seit 1968/69 ein durchschnittlicher jährlicher Anstieg 
von 1 1 % erwartet werden. 


3 Aktivitäten im Bereich der Agrar- und Ernährungspolitik 


Bestandsaufnahme der gemeinsamen Agrarpolitik 

Die von der Bundesregierung im Herbst 1974 geforderte Bestands- 
aufnahme der gemeinsamen Agrarpolitik stand im Jahre 1975 im 
Mittelpunkt der agrarpolitischen Diskussion. Die Bundesregierung 
hat ihre Vorschläge zur Lösung der agrarpolitischen Probleme kon- 
kretisiert. Sie sieht die vorrangige Aufgabe darin, auf Märkten mit 
strukturellen Überschüssen (vor allem Milch und Wein) die Produk- 
tion an die Absatzmöglichkeiten auf den europäischen Märkten an- 
zupassen. Dabei hat für alle EG-Mitgliedstaaten eine stärker als bis- 
her am Marktgleichgewicht ausgerichtete Preispolitik wesentliche Be- 
deutung. In der Diskussion um eine Neuorientierung der gemein- 
schaftlichen Beihilfepolitik im Agrarsektor wird die Bundesregierung 
auf eine größere Transparenz bei den Beihilfen in den einzelnen Mit- 
gliedstaaten und eine Verbesserung der Beurteilungs- und Entschei- 
dungspraxis hinwirken, und zwar sowohl in verfahrensmäßiger als 
auch in materiell-rechtlicher Hinsicht. 


Unterschiedliche Wirtschaftsentwicklung in den EG-Mitgliedstaaten 
erschwerte die gemeinsame Markt- und Preispoiitik 

Die Festsetzung gemeinsamer Preise war weiterhin durch erhebliche 
Unterschiede in der allgemeinen Wirtschaftsentwicklung in den EG- 
Mitgliedstaaten erschwert. Angesichts der unterschiedlichen Infla- 
tionsraten erwies sich die Anhebung der Marktordnungspreise um 
eine einheitliche Rate als kaum noch möglich. Die Bundesregierung 


Drucksache 7/4680 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


hat aufgrund der Erfolge ihrer Stabilitätspolitik und dem damit ein- 
hergehenden im Vergleich zu anderen Mitgliedstaaten geringeren 
Kostenanstieg bei den Preisbeschlüssen für das Wirtschaftsjahr 
1975/76 einer gewissen Differenzierung bei den Anhebungsraten der 
Marktordnungspreise zugestimmt. Für die Bundesrepublik Deutsch- 
land wurde das Niveau der Marktordnungspreise für 1975/76 im ge- 
wogenen Durchschnitt (Stützungsniveau) um rd. 6 angehoben. 


Situation auf den Agrarmärkten 1975 unterschiedlich 

Die Entwicklung auf dem Weltmarkt für Getreide war auch 1975 
durch starke Preisschwankungen auf weiterhin hohem Niveau ge- 
kennzeichnet. In der Gemeinschaft blieb die Getreideernte um rd. 
10 *Vo unter dem Vorjahresergebnis. Die hohen übergangsbestände 
aus dem Vorjahr leisteten zu Beginn des Wirtschaftsjahres einen 
wesentlichen Beitrag zur Preisstabilisierung auf dem Getreidemarkt. 

Bei Schlachtrindern war 1975 in der Gemeinschaft nur noch ein 
schwacher Produktionsanstieg, bei Schlachtschweinen ein Produk- 
tionsrückgang zu beobachten; die Erzeugerpreise lagen bei beiden 
Produkten über dem Niveau des Vorjahres. Die Vermarktungsprä- 
mie für Schlachtrinder hat in der Bundesrepublik Deutschland zu 
einem deutlichen Rückgang der Interventionsmengen geführt. 

Trotz eines etwas rückläufigen Kuhbestandes in der EG und einer 
leicht verringerten Milchanlieferung stiegen die Interventionsbe- 
stände insbesondere bei Magermilchpulver kräftig an. Ursache hierfür 
war vor allem die verschlechterte Wettbewerbssituation des Mager- 
milchpulvers aufgrund der Anhebung der Marktordnungspreise im 
Milchsektor und des Preisrückgangs bei den übrigen Eiweißfutter- 
mitteln (insbesondere Sojaschrot). Die Lösung des Problems wird nur 
durch eine Kombination verschiedener Maßnahmen möglich sein. 
Dabei steht im Vordergrund der Überlegungen, die Magermilch 
gegenüber anderen Futtermitteln wieder konkurrenzfähiger zu ma- 
chen und einen Abbau der Milchkuhbestände in Betrieben mit Pro- 
duktions- und Erwerbsalternativen zu erreichen. 

Die Situation auf dem EG-Weinmarkt war im Jahre 1975 durch struk- 
turelle Überschüsse gekennzeichnet; rd. 20 Millionen hl Wein mußten 
mit einem finanziellen Aufwand von etwa 640 Millionen DM destil- 
liert werden. Die Situation wurde dadurch verschärft, daß Frankreich 
zur Abwehr von Weinimporten aus Italien eine Grenzabgabe ein- 
führte. Die Bemühungen um eine Reform des europäischen Wein- 
marktes wurden dadurch verzögert. 


insgesamt positive Bilanz für die Verbraucher 

Im Berichtsjahr hat die gemeinsame Agrarpolitik wie im Vorjahr 
dazu beigetragen, daß die Versorgung mit Nahrungsmitteln zu ver- 
gleichsweise stabilen Preisen gesichert blieb. In der Bundesrepublik 
Deutschland war der Anstieg des Preisindex für Nahrungsmittel 
1974/75 mit 5,5 Vo wie im Vorjahr geringer als der Anstieg des Preis- 
index für die Lebenshaltung insgesamt (6,4 ‘^/o). Der Anteil der Aus- 
gaben für Nahrungsmittel an den gesamten Privatausgaben blieb mit 
24 Vo im Durchschnitt aller Haushalte gegenüber dem Vorjahr prak- 
tisch unverändert. 

Nach Auffassung der Bundesregierung kommt den unmittelbar auf 
Verbraucherschutz und Verbesserung der Lebensmittelqualität gerich- 
teten Aktivitäten große Bedeutung zu. Bestehende Rechtsregelungen 
(z. B. im Lebensmittelrecht) werden fortlaufend überprüft und den 
wissenschaftlichen Erkenntnissen angepaßt; sie werden auch auf im- 
portierte Güter der Ernährungswirtschaft angewandt. Im Berichtsjahr 
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wurden einige für die Qualitätsverbesserung der Agrarprodukte so- 
wie für die Verbesserung der Tiergesundheit wichtige gesetzliche 
Vorhaben verabschiedet. 


Verbesserung der Lebensverhältnisse im ländlichen Raum 

Zur Verbesserung der Lebensverhältnisse im ländlichen Raum sind 
die Maßnahmen der Agrarstrukturpolitik fortentwickelt worden. Die 
vom Bundestag am 27. November 1975 verabschiedete Novelle zum 
Flurbereinigungsgesetz soll durch die Erleichterung städtebaulicher 
und infrastrukturpolitischer Aktivitäten im ländlichen Raum zur Ent- 
spannung auf dem Bodenmarkt beitragen. Die von der Bundesregie- 
rung vorgelegte Novelle zum Bundesbaugesetz (insbesondere die 
Erleichterung des Bauens im Außenbereich) enthält Regelungen, die 
dem Strukturwandel der Landwirtschaft Rechnung tragen. 

Für die Beseitigung von Schäden an den Küstenschutzanlagen, die 
bei der Sturmflut im Januar 1976 an der deutschen Nordseeküste 
entstanden sind, hat die Bundesregierung zusätzlich zu den im Rah- 
men der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und 
des Küstenschutzes" bereitgestellten Mitteln 55 Millionen DM für 
1976 bewilligt. Die Bundesregierung hält eine Beschleunigung des 
noch erforderlichen Deichausbaues (rd. 400 km) für notwendig. 

Im Rahmen der einzelbetrieblichen Investitionsförderung wird ab 
1976 eine sogenannte Aufstiegshilfe angeboten. Sie soll jenen Betrie- 
ben eine sukzessive Fortentwicklung ermöglichen, die das vergleich- 
bare Arbeitseinkommen nicht in einem Schritt erreichen können. 


Sicherung des Erreichten in der Agrarsozialpolitik 

Die agrarsozialen Maßnahmen sind seit 1969 zu einem geschlossenen 
System der sozialen Sicherung für selbständige Landwirte ausgebaut 
worden. Der Bund stellte für diesen Bereich 1975 rd. 2,54 Mrd. DM be- 
reit — das waren rd. 46 % der Gesamtausgaben im Einzelplan 10 (Ge- 
schäftsbereich des Bundesministeriums für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten). Im Haushaltsentwurf 1976 ist ein Betrag von rd. 2,7 Mrd. 
DM veranschlagt. Die höchsten Aufwendungen wurden wiederum im 
Rahmen der seit 1. Januar 1975 dynamisierten Altershilfe für Land- 
wirte geleistet. In diesem Bereich sind die Leistungen erheblich ver- 
bessert worden. Der Altersgeldgrundbetrag wurde zum 1. Januar 
1976 um 11,1 angehoben; zum 1. Januar 1977 ist im Entwurf des 
19. Rentenanpassungsgesetzes eine weitere Anhebung um 11 ®/o vor- 
gesehen. 


Finanzierung 

Nach dem Regierungsentwurf sind für 1976 im Einzelplan 10 Aus- 
gaben in Höhe von 5,41 Mrd. DM vorgesehen; zusätzlich sind durch 
Kabinettbeschluß vom 14. Januar 1976 außerplanmäßig 55 Millio- 
nen DM für den Küstenschutz bereitgestellt worden. Damit entspre- 
chen die Ausgaben etwa dem Vorjahr. Werden außerdem noch die 
EG-Marktordnungsausgaben berücksichtigt, die bis 1971 noch über 
den Einzelplan 10 abgewickelt wurden, ergibt sich eine Ausgaben- 
steigerung gegenüber 1975 von 6 Vo. 

Nach Schätzung der EG-Kommission werden die Marktordnungsaus- 
gaben der EG (EAGFL, Abteilung Garantie) von 17,2 Mrd. DM (1975) 
auf 18,9 Mrd. DM um knapp 10 ®/o ansteigen. 
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Teil I 

Lage der Agrarwirtschaft 

1 Landwirtschaft 


1.1 Struktur 

1. Im Wirtschaftsjahr 1974/75 ist der strukturelle 
Anpassungsprozeß der Landwirtschaft wiederum 
deutlich von der gesamtwirtschaftlichen Entwick- 
lung beeinflußt worden. Das Angebot an außerland- 
wirtschaftlichen Erwerbsalternativen ist insbeson- 
dere aufgrund des Anstiegs der Arbeitslosigkeit in 
der gewerblichen Wirtschaft zurückgegangen. Der 
Strukturwandel der Landwirtschaft wird deshalb 
z. Z. wesentlich von dem altersbedingten Ausschei- 
den der Betriebsinhaber und mithelfenden Familien- 
angehörigen getragen. 


Arbeitskräfte 

2. Die Zahl der Vollarbeitskräfte (AK) in der Land- 
wirtschaft hat sich im Wirtschaftsjahr 1974/75 um 
3% auf 1,215 Millionen AK vermindert. Im Wirt- 

Ubersicht 1 


Landwirtschaftliche Vollarbeitskräfte (AK) 
in der Bundesrepublik Deutschland 


Wirtschaftsjahr 

AK 

1 000 

Veränderung 
gegen Vorjahr 

o/o 

1964/65 

1 924 

~3A 

1965/66 

1 855 

-3ß 

1966/67 

1 812 

-2,3 

1967/68 

1 718 

-5,2 

1968/69 

1 632 

-5,0 

1969/70 

1 522 

-6.7 

1970/71 

1 434 

-5,8 

1971/72 

1 355 

-5,5 

1972/73 

1 311 

-3,2 

1973/74 

1 252 

-4,5 

1974/75 =) 

1 215 

-3,0 

1964/65 bis 
1974/75 1) 

-4,5 


Jährlicher Durchschnitt, berechnet nach der Zinses- 
zinsformel 
V) vorläufig 
s) geschätzt 

Erläuterungen s. Materialband, Tabelle 4 


schaftsjahr 1964/65 lag der Arbeitseinsatz in der 
Landwirtschaft noch bei 1,924 Millionen Vollarbeits- 
kräften, d. h. er hat in den letzten zehn Jahren um 
durchschnittlich 4,5 ^/o je Jahr abgenommen (Über- 
sicht 1). Durch diese Entwicklung hat sich der An- 
teil der in der Landwirtschaft Beschäftigten an der 
Gesamtzahl der Erwerbstätigen in der Bundesrepu- 
blik Deutschland fortlaufend verringert. Während 
er im Jahre 1965 noch 10 ‘^/o betrug, lag er 1975 bei 
rd. 7 Vo (Materialband, Tabelle 1). Je geringer die- 
ser Anteil wird, desto mehr ist mit einem verlang- 
samten Rückgang des Arbeitskräfteeinsatzes in der 
Landwirtschaft zu rechnen. 

3. Die Verminderung des Arbeitskräfteeinsatzes 
war nach Betriebsgrößenklassen sehr unterschied- 
lich. Von 1964/65 bis 1974/75 verringerte sich die 
Zahl der Vollarbeitskräfte in den Betrieben von 
2 bis unter 10 ha LF jährlich im Durchschnitt um 
7,7 ‘^/o, in den Betrieben von 10 und mehr ha LF nur 
um 3,0 ^/o. Diese Entwicklung spiegelt sich auch in 
der Veränderung der Betriebsgrößenstruktur in der 
Landwirtschaft wider. 


Betriebsgrößenstruktur 

4. Die Zahl der landwirtschaftlichen Betriebe ab 
1 ha LF hat sich 1975 gegenüber dem Vorjahr um 
2,5 ®/o auf rd. 905 000 verringert. Die Abnahmerate 
war damit erheblich geringer als im Vorjahr 
(— 4,2 Vo) und lag auch unter der durchschnittlichen 
Abnahmerate der letzten fünfzehn Jahre (Übersicht 2 
und Schaubild 1). 

Kennzeichnend für die Veränderung der Betriebs- 
größenstruktur in der Landwirtschaft ist, daß sich 
in den letzten Jahren die Grenze zwischen Betriebs- 
abstockung und Betriebsaufstockung immer weiter 
nach oben verschoben hat. Während bis 1971 noch 
eine Zunahme der Zahl der Betriebe und der Fläche 
in der Größenklasse von 20 bis 25 ha LF zu ver- 
zeichnen war, nahmen die Zahl und die Fläche der 
landwirtschaftlichen Betriebe seit 1972 erst in der 
Größenklasse 25 bis 30 ha LF zu. Die Zuwachsraten 
waren 1975 jedoch nur noch gering, so daß damit zu 
rechnen ist, daß die freiwerdenden Flächen zukünf- 
tig überwiegend von den Betrieben mit mehr als 
30 ha LF aufgenommen werden. Die durchschnitt- 
liche Betriebsgröße in der Landwirtschaft, die 1960 
noch bei 9,34 ha lag, erhöhte sich 1975 auf 13,77 ha 
LF (Materialband, Tabelle 6). 
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Übersicht 2 


Zahl der landwirtschaftlichen Betriebe 
in der Bundesrepublik Deutschland nach Größenklassen (LF) 


Jahr 

Einheit 

Größenklasse von . . . bis unter . . . ha LF 

ins- 

gesamt 

1 

1 bis 10 

10 bis 20 

20 bis 30 

30 bis 50 

50 und 
mehr i 

1960 

1 000 

960,5 

286,5 

79,2 

42,9 

16,3 

1 385,4 

1974 

1 000 

507,8 

218,9 

108,0 

67,9 

25,3 

927,9 

1975 3) 

1 000 

490,7 

211,7 

106,6 

69,9 

25,8 

904,7 

1975 gegen 1974 

o/o 

-3A 

-3,3 

-U3 

+ 2,9 

+2,0 

-2,5 

1975 gegen 1960 

o/o 

-4,4 

-3,0 

+ 2,0 

+ 3,3 

+ 3,1 

-2,3 


einschließlich Weinbau und Gartenbau 
Die Durchschnittsgröße je Betrieb betrug 


i960 = 9,3 ha LN bei insgesamt 12,93 Millionen ha 

1974 = 13,5 ha LF bei insgesamt 12,51 Millionen ha 

1975 = 13,8 ha LF bei insgesamt 12,46 Millionen ha 


vorläufig 

Jährlicher Durchschnitt, 


berechnet nach der Zinsesformel 


Schaubild 1 

Zahl der landwirtschaftlichen Betriebe 
nach Größenklassen der LF’) in ha 



Erwerbscharakter der Betriebe 

5 - Besonders aufschlußreich für den Verlauf des 
Strukturwandels in der Landwirtschaft sind die sich 
in den sozialökonomischen Gruppen (Vollerwerbs-, 
Zuerwerbs- und Nebenerwerbsbetriebe) vollziehen- 
den Veränderungen. Hier zeigen sich im Jahre 1975 
deutliche Unterschiede zwischen den einzelnen 
Gruppen, die auch von der Entwicklung in den letz- 
ten Jahren abweichen. Während sich der Rückgang 
der Nebenerwerbsbetriebe 1975 beschleunigte 
(— 4,7% gegenüber — 1,6% im zehnjährigen 

Durchschnitt), verminderte sich die Zahl der Zuer- 
werbsbetriebe (— 2,2%) und Vollerwerbsbetriebe 
(— 0,6 ^/o) erheblich geringer als im Durchschnitt der 
letzten zehn Jahre ( — 8,1 % bzw. —2,2%). Diese Ent- 
wicklung zeigt, daß weniger Inhaber von Haupter- 
werbsbetrieben zu einer Bewirtschaftung ihrer Be- 
triebe im Nebenerwerb übergingen. Dadurch war 
der Zugang bei den Nebenerwerbsbetrieben im ab- 
gelaufenen Jahr deutlich geringer als der Abgang. 

6 . In den letzten zehn Jahren hat sich insbesondere 
aufgrund der starken Verminderung der Zahl der 
Zuerwerbsbetriebe die Erwerbsstruktur in der Land- 
wirtschaft verändert. Während der Anteil der Zu- 
erwerbsbetriebe von 26% (1965) auf 15% (1975) 
zurückgegangen ist, hat sich der Anteil der Voller- 
werbsbetriebe und der Nebenerwerbsbetriebe an 
der Gesamtzahl der landwirtschaftlichen Betriebe 
seit 1965 (41 % bzw. 33%) erhöht; er lag im Jahre 
1975 bei 45 % bzw. 39 % (Übersicht 3). 
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Übersicht 3 


Zahl der landwirtschaftlichen Betriebe in der Bundesrepublik Deutschland 
nach dem Erwerbscharakter 


Jahr 

Einheit 

Haupterwerbsbetriebe 

Neben- 

erwerbs- 

betriebe 

insgesamt 

Voll- 

erwerbs- 

betriebe 

Zu- 

erwerbs- 

betriebe 

zusammen 



Zahl der Betriebe 




1965 

1 000 

511,8 

322,9 

834,7 

417,7 

1 252,4 

1974 

1 000 

411,5 

141,9 

553,4 

374,5 

927,9 

1975 ^) 

1 000 

409,1 

138,7 

547,8 

356,9 

904,7 

75 gegen 74 

o/o 

-0,6 

-2,2 

-1,0 

-4,7 

-2,5 

75 gegen 65 ^) 

o/o 

-2,2 

-8,1 

-4,1 

-1,6 

-3,2 



Relativer Anteil 




1965 

o/o 

40,8 

25,8 

66,6 

33,4 

100 

1974 

o/o 

44,4 

15,3 

59,6 

40,4 

100 

1975 4) 

o/o 

45,2 

15,3 

60,5 

39,5 

100 


In Anlehnung an die EWG-Strukturriditlinie und die nationalen Förderungsgrundsätze für das einzelbetriebliche 
Förderungsprogramm wird die Gesamtheit der landwirtschaftlichen Betriebe wie folgt in Haupt- und Nebenerwerbs- 
betriebe untergliedert: 

— Haupterwerbsbetriebe sind solche Betriebe, in denen der Betriebsinhaber seine Arbeitszeit mindestens zu 50 % 
in seinem Betrieb einsetzt und mindestens 50 ^/o des Gesamteinkommens vom Betriebsinhaberehepaar und Hof- 
nachfolger aus dem landwirtschaftlichen Unternehmen stammen; 

— alle anderen Betriebe sind NebeneTwerbsbetriebe. In Nebenerwerbsbetrieben setzt der Betriebsinhaber weni- 
ger als 50 ®/o seiner Arbeitszeit in seinem Betrieb ein und/ oder weniger als 50 °/o des Gesamteinkommens von 
Betriebsinhaberehepaar und Nachfolger stammen aus dem landwirtschaftlichen Unternehmen. 

Die Haupterwerbsbetriebe werden weiter untergliedert in die Vollerwerbsbetriebe und die Zuerwerbsbetriebe: 

— Vollerwerbsbetriebe sind solche Haupterwerbsbetriebe, in denen die außerlandwirtschaftlichen Erwerbsein- 
künfte von Betriebsinhaber und Hofnachfolger weniger als 2 000 DM je Jahr und/oder weniger als 10®/o des 
Reineinkommens betragen. 

— In den Zuerwerbsbetrieben betragen die außerlandwirtschaftlichen Erwerbseinkünfte von Betriebsinhaber und 
Hofnachfolger mindestens 2 000 DM je Jahr und mindestens 10 Vo des Reineinkommens, jedoch weniger als 50 % 
des Gesamteinkommens. 

-) Betriebe mit 1 ha LF und mehr 

Jährlicher Durchschnitt, berechnet nach der Zinseszinsformel 
vorläufig 

Quelle: Statistisches Bundesamt/BML 


Besitzverhältnisse 

7 . Die Veränderungen in der Betriebsgrößenstruk- 
tur haben sich in den letzten Jahren im wesentlichen 
über den Pachtmarkt vollzogen. Von 1966 bis 1971 
(Erhebungsjahre) ging die Eigentumsfläche aller 
landwirtschaftlichen Betriebe um 9,0 auf 8,96 Mil- 
lionen ha zurück. Die Pachtfläche stieg um mehr als 
ein Viertel auf 3,62 Millionen ha an (Materialband, 
Tabellen 11 und 12). Dadurch erhöhte sich der Anteil 
des Pachtlandes an der landwirtschaftlich genutzten 
Fläche von 22 ^/o auf 29 Vo. Im Vergleich mit ande- 
ren EG-Mitgliedstaaten ist der Pachtanteil in der 
Bundesrepublik Deutschland dennoch relativ ge- 
ring. Der Anteil der Pachtfläche an der landwirt- 


schaftlich genutzten Fläche insgesamt lag 1971 z. B. 
in Frankreich (rd. 46‘’/o), in den Niederlanden (rd. 
48 %) und in Belgien (rd. 71 ®/o) wesentlich höher. 

8 . Von der Pachtfläche des Jahres 1971 entfielen 
in der Bundesrepublik Deutschland etwa 75 ^/o auf 
einzel gepachtete Grundstücke, der Rest auf ge- 
schlossen gepachtete Betriebe (Hofpachtbetriebe). 
Insgesamt gab es 1971 in der Bundesrepublik 47 765 
Hofpachtbetriebe (knapp 5 Vo aller Betriebe mit 
mehr als 1 ha LF), wovon zwei Drittel auf Familien- 
pachtungen und nur ein Drittel auf Fremdpachtun- 
gen entfielen. Der hohe Anteil von Familienpach- 
tungen ist darauf zurückzuführen, daß diese Ver- 
pachtungsform bei der altersbedingten Hofübergabe 
eine zunehmende Rolle spielt. 
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9. Die Entwicklung der Besitzverhältnisse in der 
Bundesrepublik Deutschland zeigt, daß trotz der 
großen agrarstrukturellen Veränderungen die breite 
Streuung des Bodeneigentums erhalten geblieben 
ist. Bei Aufgabe der landwirtschaftlichen Tätigkeit 
verkaufen die Landwirte in der Regel ihre Flächen 
nicht, sondern verpachten sie. Zur Erhaltung des 
breit gestreuten Bodeneigentums und im Hinblick 
auf die weitere agrarstrukturelle Entwicklung ist 
dies positiv zu beurteilen. 


Arrondierungsgrad 

10. Im Jahre 1960 entfielen auf einen Betrieb 
durchschnittlich 12 Teilstücke mit einer Durch- 
schnittsgröße von 0,91 ha; 1971 waren es 9,8 Teil- 
stücke mit 1,44 ha LF. Die Verringerung der Teil- 
stücke je Betrieb betraf nur den Größenbereich bis 
zu 20 ha; in den Größenklassen über 20 ha LF hat 
die durchschnittliche Zahl der Teilstücke je Betrieb 
infolge der erheblichen Flächenaufstockung zuge- 
nommen. Insgesamt hat sich die Zahl der Teilstücke 
von 1960 bis 1971 um 43 Vo auf 9,3 Millionen verrin- 
gert, wozu insbesondere auch die Flurbereinigung 
beigetragen hat (Materialband, Tabelle 13). 


I . 2 Ergebnisse der Gesamt rechnung 

Ergebnisse des Wirtschaftsjahres 1974/75 

II. Im Wirtschaftsjahr 1974/75 änderte sich das 
Produktionsvolumen der Landwirtschaft insgesamt 
gegenüber dem Vorjahr kaum. Bei den pflanzlichen 
Produkten nahmen die Verkaufsmengen von Ge- 
treide, Kartoffeln und Zuckerrüben zu; von Gemüse, 
Obst und Weinmost gingen sie dagegen deutlich 
zurück. Die Verkaufsmengen von Schlachtschweinen 
und Schlachtrindern haben sich erhöht, wegen rück- 
läufiger Bestände lag das Produktionsvolumen bei 
Rindern jedoch unter dem Vorjahresniveau. Bei 
Milch blieb es gegenüber 1973/74 unverändert. 


Schaubild 2 

Index der Erzeugerpreise landwirtschaftlicher 
Produkte und der Einkaufspreise landwirtschaft- 
licher Betriebsmittel 

1970 - 100 



Index der Erzeugerpreise landwirtschafllicher Produkte ohne MWSt. 

und Aufwertungsteilausgleich 

— • Index der Einkaufspreise landwirtschaftlicher Betriebsmittel ohne MWSt. 


satz zum Index der landwirtschaftlichen Erzeuger- 
preise anstiegen — erhöhten sich die Verkaufs- 
erlöse der Landwirtschaft insgesamt um 5,1 Vo auf 
42,64 Mrd. DM. überdurchschnittliche Zunahmen der 
Verkaufserlöse waren vor allem bei Getreide, Zuk- 
kerrüben und Schlachtrindern zu verzeichnen; unter 
dem Vorjahresergebnis blieben dagegen die Erlöse 
vor allem bei Kartoffeln, Gemüse, Obst, und Wein- 
most sowie Eiern und Schlachtschweinen. 


13. Der Produktionswert insgesamt erreichte eine 
Höhe von 46,9 Mrd. DM und überstieg damit das 
Vorjahresniveau um 1,9 ®/o. Der Anstieg war ins- 
besondere wegen des deutlichen Rückgangs des 
Eigenverbrauchs und der Viehbestände geringer als 
bei den Verkaufserlösen (vgl. Materialband, Tabel- 
len 17 und 18). 


12. Der Index der Erzeugerpreise landwirtschaft- 
licher Produkte (ohne Mehrwertsteuer) ging 1974/75 
mit 120,5 (1970 = 100) gegenüber dem Vorjahr um 
0,40/0 zurück (Schaubild 2). Die Preisentwicklung 
war dabei bei den einzelnen Erzeugnissen sehr 
unterschiedlich. Während die Erzeugerpreise für 
Schlachtrinder, Milch, Zuckerrüben und Getreide 
zum Teil deutlich über dem Niveau des Vorjahres 
lagen, war das Preisniveau insbesondere bei 
Schlachtschweinen im Durchschnitt des Wirtschafts- 
jahres 1974/75 erheblich niedriger als im Vorjahr 
(Übersicht 24; Materialband, Tabelle 94). Allerdings 
sind die Schweinepreise in den letzten Monaten des 
Wirtschaftsjahres in verstärktem Umfang über das 
zyklisch bedingte niedrige Niveau von 1974 ange- 
stiegen. 

Aufgrund der Mengen- und Preisentwicklung — 
wobei die durchschnittlichen Erlöspreise im Gegen- 

^) Produktionswert zu konstanten Preisen. 


14, Der Preisindex für landwirtschaftliche Betriebs- 
mittel (ohne Mehrwertsteuer) insgesamt ist 1974/75 
gegenüber dem Vorjahr um 6,2 0/0 auf 148,6 (1962/63 
= 100) angestiegen. Im Vergleich zu den beiden vor- 
angegangenen Wirtschaftsjahren (1973/74: + 9,7 0/0; 
1972/73: -h 8^/0) ergab sich damit eine deutliche Ab- 
schwächung des Preisanstiegs. Dies ist vor allem 
auf Preisrückgänge bei Futtermitteln zurückzufüh- 
ren, während bei den Produktionsmitteln gewerb- 
licher Herkunft teilweise sogar eine Beschleunigung 
des Preisauftriebs zu beobachten war (Materialband, 
Tabelle 22). 

15. Bei insgesamt etwa gleichen Einkaufsmengen 
bei Vorleistungsgütern stieg der Wert der Vorlei- 
stungen um 4,6 0/0 auf 23,40 Mrd. DM an. Die stärk- 
ste Zunahme war bei Düngemitteln zu verzeichnen, 
bei denen die Preiserhöhung von Anfang 1974 im 
Wirtschaftsjahr 1974/75 erstmals voll wirksam wur- 
de (vgl. Materialband, Tabelle 23). 
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16. Die Wertschöpfung insgesamt blieb bei wei- 
ter gestiegenen Abschreibungen mit 18,16 Mrd. DM 
um 5,2 ®/o unter dem Vorjahresniveau. Bei einem 
Rückgang der Vollarbeitskräfte um 3 Vo (vgl. Ziffer 2) 
nahm die Wertschöpfung je AK in der Landwirt- 
schaft um 2,3 Vo auf 14 676 DM ab (Übersicht 4). 

17. Ein längerfristiger Vergleich der Entwicklung 
der Wertschöpfung je AK in der Landwirtschaft und 
der Wertschöpfung je Erwerbstätigen in der übrigen 
Wirtschaft (vgl. Übersicht 5) zeigt, daß die jährlichen 
Veränderungen in der Landwirtschaft erheblich grö- 
ßeren Schwankungen unterlagen. Die durchschnitt- 
liche jährliche Veränderung betrug im Zeitraum von 
1964/65 bis 1974/75 in der Landwirtschaft -f6,2®/o 
und in der übrigen Wirtschaft +8,9 Vo. Die Arbeits- 
produktivität — gemessen am Bruttoinlandsprodukt 
in konstanten Preisen je Erwerbstätigen — hat sich 
im gleichen Zeitraum in der Landwirtschaft stärker 
erhöht als in der übrigen Wirtschaft (Materialband, 
Tabelle 27). 


Die Wertschöpfung ergibt sich aus dem Produktions- 
wert abzüglich der Vorleistungen, Abschreibungen und 
indirekten Steuern, zuzüglich der gewährten Subven- 
tionen. Sie stellt die Entlohnung der im Produktions- 
bereich Landwirtschaft insgesamt eingesetzten Produk- 
tionsfaktoren dar. 


18. Von der Wertschöpfung insgesamt entfielen 
2,24 Mrd. DM auf Lohnaufwendungen einschließlich 
Naturallohn und Sozialversicherungsbeiträge. Als 
Entgelt für die nicht entlohnten Familienarbeits- 
kräfte, das eingesetzte Kapital und die Unterneh- 
mertätigkeit verblieb damit für 1974/75 ein Betrag 
von insgesamt 15,92 Mrd. DM. 


Investitionen 

19. Die Bruttoanlageinvestitionen haben sich 
1974/75 unterschiedlich entwickelt. Die Investitionen 
für Neubauten nahmen gegenüber dem Vorjahr um 
11 ®/o ZU; für Ackerschlepper blieben sie auf Vorjah- 
reshöhe, während sie bei sonstigen Landmaschinen 
um fast 1 1 Vo zurückgingen. Insgesamt nahm die 
Summe der Anlageinvestitionen einschließlich der 
erheblichen Bestandsminderungen für Nutz- und 
Zuchtvieh ( — 220 Millionen DM) gegenüber 1973/74 
um 3,2 o/o auf 5,835 Mrd. DM ab. 

Die Abschreibungen erhöhten sich 1974/75 um 9 o/o 
auf 6,17 Mrd. DM. Damit waren 1974/75 erstmals für 
den Sektor insgesamt negative Nettoinvestitionen 
in Höhe von 336 Millionen DM zu verzeichnen {Ma- 
terialband, Tabelle 28). 


Übersicht 4 

Wertschöpfung der Landwirtschaft in der Bundesrepublik Deutschland 


Wirtschaftsjahr 

Produk- 

tions- 

wert 

Vor- 

leistun- 

gen 

Beitrag 
zum BIP 

Abschrei- 

bungen 

Indirekte 

Steuern 

Subven- 

tionen 

Wertschöpfung 



Millionen DM 



1 DM/AK 

1964/65 

30 913 

13 265 

17 648 

2 740 

827 

1 767 

15 748 

8 031 

1965/66 

31 989 

14 846 

17 143 

2 975 

971 

2 034 

15 231 

8 043 

1966/67 

33 411 

14 833 

18 578 

3 170 

1 003 

1 569 

15 974 

8 635 

1967/68 

33 149 

15 541 

17 608 

3 315 

1 017 

2 058 

15 334 

8 746 

1968/69 

35 159 

15 650 

19 509 

3 425 

1 032 

1 857 

16 909 

10 158 

1969/70 

37 107 

16 992 

20 115 

3 740 

942 

1 838 

17 271 

11 137 

1970/71 

36 749 

18 178 

18 571 

4 155 

924 

2 724 

16 216 

11 099 

1971/72 

39 741 

18 290 

21 451 

4 520 

1 100 

2 530 

18 361 

13 301 

1972/73 

43 763 

20 332 

23 431 

5 100 

1 129 

2 143 

19 345 

14 499 

1973/74 

46 006 

22 365 

23 641 

5 660 

1 211 

2 396 

19 166 

15 026 

1974/75 

46 901 

23 400 

23 591 

6 170 

1 266 

2 096 

18 161 

14 676 

1974/75 gegen 

1 



Veränderung in ®/o 




1973/74 

+ 1,9 

+ 4,6 

-0,6 

+ 9,0 

+ 4,5 

-12,5 

-5,2 

-2,3 

1964/65 

+ 4,3 

+ 5,8 

+ 2,9 

+ 9,3 

+ 4,4 

+ 1,7 

+ 1,4 

+ 6,2 


ohne Forstwirtschaft und Fischerei 

2) Der Produktionswert enthält ab 1970 den Aufwertungsteilausgleich über die MWSt. Dieser Ausgleich ist dement- 
sprechend in der Position Subventionen nicht enthalten. 

'^) Der Anteil der Haus- und Kleingärten außerhalb der Landwirtschaft, der zum gesamten Produktionsbereich Land- 
wirtschaft gehört, wurde bei der Ermittlung der Wertschöpfung je AK abgezogen. 

Jährlicher Durchschnitt, berechnet nach der Zinseszinsformel 
V) vorläufig 
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Fremdkapital und Vermögen 

20 . Der Bestand an Fremdkapital hat 1975 etwas 
stärker zugenommen als im Vorjahr (Stand jeweils 
30. Juni). Die Gesamtsumme der Verbindlichkeiten 
erhöhte sich um 2,4 % auf 29,6 Mrd. DM (Material- 
band, Tabelle 29). 

Dabei stiegen die langfristigen Verbindlichkeiten mit 
4,5 ^/o stärker an als die kurz- und mittelfristigen. 
Die Summe der Guthaben und Forderungen (7,6 Mrd. 
DM) nahm gegenüber dem Vorjahr mit 11,7 ^/o rela- 
tiv stark zu. 

21 . Der Wert des landwirtschaftlichen Vermögens 
betrug am 30. Juni 1975 119,7 Mrd. DM (ohne Wohn- 
gebäude); das ist gegenüber dem Vorjahr eine ge- 
ringfügige Zunahme. Einschließlich Wohngebäuden 
belief sich das Vermögen auf 138,4 Mrd. DM. Für die 
Bewertung des Bodens wurde hier die kapitalisierte 
Nettopacht als Maßstab für den Ertragswert gewählt; 
die übrigen Vermögensbestandteile sind mit dem 
Verkehrswert bewertet worden (Materialband, Ta- 
belle 30). 


Vorschützung für das Wirtschaftsjahr 1975/76 

22 . Die Entwicklung der Ertragslage wird im lau- 
fenden Wirtschaftsjahr 1975/76 durch unterschied- 
liche Mengenveränderungen und durchweg höhere 
Erlöspreise für landwirtschaftliche Produkte be- 
stimmt. Während die Verkaufsmengen für Getreide, 
Kartoffeln, Gemüse, Rindvieh und Schweine zurück- 
gehen dürften, ist bei Zuckerrüben, Obst, Weinmost 
und Milch eine Steigerung zu erwarten. Die Erzeu- 
gerpreise werden voraussichtlich das Vorjahres- 
niveau z. T. erheblich überschreiten, wobei sich auf 
die Einkommen besonders stark die höheren Preise 
für Milch, Schlachtrinder und Schlachtschweine aus- 
wirken werden. Die Annahmen über die einzelnen 
Mengen- und Preisveränderungen, von denen das 
Ergebnis dieser Vorschätzung abhängt, sind im 
Materialband, Tabelle 58, dargestellt. 

Der Produktionswert der Landwirtschaft wird auf 
51,4 bis 52,2 Mrd. DM geschätzt, das sind 9 bis 11 Vo 
mehr als 1974/75. 

Bei den Vorleistungen ist infolge des Preisanstiegs 
für Güter landwirtschaftlicher und gewerblicher Her- 


übersicht 5 


Wertschöpfung je Erwerbstätigen bzw. je Vollarbeitskraft 
in der Bundesrepublik Deutschland 


Wirtschaftsjahr 

Landwirtschaft, 
Forstwirtschaft, 
Fischerei ^) 

-Landwirtschaft 

übrige Wirtschafts- 
bereiche 0 

Wertschöpfung je 

Erwerbstätigen 

Vollarbeitskraft 

Erwerbstätigen 

DM 

Verände- 
rung gegen 
Vorjahr in Vo 

DM 

Verände- 
rung gegen 
Vorjahr in'^/o 

DM 

Verände- 
rung gegen 
Vorjahr in^/o 

1964/65 

6 047 

+ 5,3 

8 031 

+ 7,5 

13 605 

-f 9,2 

1965/66 

6 269 

+ 3,7 

8 043 

+ 0,1 

14 638 

-f 7,6 

1966/67 

6 582 

+ 5,0 

8 635 

+ 7A 

15 293 

4,5 

1967/68 

6 965 

+ 5,8 

8 746 

+ 1,3 

16311 

-f 6,7 

1968/69 

7 560 

+ 8,5 

10 158 

+ 16,1 

17 825 

-f 9,3 

1969/70 

8 067 

+ 6,7 

11 137 

+ 9,6 

19 793 

+ 11,0 

1970/71 

8 649 

+ 7,2 

11 099 

” 0,3 

22 091 

+ 11,6 

1971/72 

9 594 

+ 10,9 

13 301 

+ 19,8 

24 178 

+ 9,4 

1972/73 

10 739 

+ n,9 

14 497 

+ 9,0 

26 625 

+ 10,1 

1973/74 

11 386 

+ 6,0 

15 025 

+ 3,6 

29 355 

+ 10,3 

1974/75'' 

11 856 

+ 4,1 

14 676 

- 2,3 

31 781 

+ 8,3 

1974/75 gegen 1964/65 ®) 

+ 7,0 

+ 6,2 

+ 8,9 


9 Ergebnisse der Wirtschaftsjahre = Durchschnitt aus zwei Kalenderjahren 

^) Der Bereich Landwirtschaft ist hier so abgegrenzt wie in Übersicht 4. 

^) Als erwerbstätig gilt jede Person, die in der Berichtszeit eine Erwerbstätigkeit ausgeübt hat, unabhängig von der 
zeitlichen Dauer der Erwerbstäligkeit. Da in der Landwirtschaft Ehefrauen und Töchter sowie Altersgeld- und 
Rentenempfänger in der Regel nur zeitweise im Betrieb mitarbeiten, ergibt sich im Vergleich zu den übrigen Wirt- 
schaftsbereichen eine relativ hohe Zahl von Erwerbstätigen und damit eine relativ niedrige Wertschöpfung je Er- 
werbstätigen. 

h Zugrunde liegt der betriebliche Arbeitsaufwand, ausgedrückt in Vollarbeitskräften. 

Jährlicher Durchschnitt, berechnet nach der Zinseszinsformel. 

V) vorläufig 
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kunft mit einer Zunahme um 6 bis 8 Vo auf 24,9 bis 
25,4 Mrd. DM zu rechnen. Neben der Preisentwick- 
lung dürfte sich dabei besonders der zunehmende 
Verbrauch von Zukauffuttermitteln auswirken. 

Die Wertschöpfung wird bei weiter steigenden Ab- 
schreibungen voraussichtlich eine Höhe von 20,3 bis 
21,1 Mrd. DM (+12 bis 16 +o) erreichen. Bei einem 
angenommenen Rückgang der Zahl der Vollarbeits- 
kräfte um 2 +0 würde sich daraus im Wirtschaftsjahr 
1975/76 eine Wertschöpfung von 16 700 bis 17 500 
DM je AK ergeben, das sind 14 bis 19 +o mehr als 
im vorausgegangenen Wirtschaftsjahr 1974/75. Diese 
Vorschätzung ist noch mit der Unsicherheit der 
Preis- und Nachfragentwicklung im ersten Halbjahr 
1976 behaftet. 


1 .3 Betriebsergebnisse 

23, Für das Wirtschaftsjahr 1974/75 wurden gemäß 
Landwirtschaftsgesetz die Buchführungsergebnisse 
von insgesamt 9 258 Betrieben ausgewertet, darunter 


7 487 landwirtschaftliche Haupterwerbsbetriebe, 
1 000 landwirtschaftliche Nebenerwerbsbetriebe, 166 
Weinbaubetriebe und 605 Gartenbaubetriebe ^). 

Die Ergebnisse werden wie im Vorjahr für die land- 
wirtschaftlichen Haupterwerbsbetriebe geschlossen, 
für die übrigen Bereiche in besonderen Abschnitten 
dargestellt. Daneben werden die Haupterwerbsbe- 
triebe wiederum nach Betriebsformen und -größen- 
klassen sowie der Grenze nach § 4 LwG, die im Be- 
richtsjahr auf 14 800 StBE “) fortgeschrieben 


1) Die methodischen Grundlagen sind ausführlich im 
Materialband S. 54 ff., dargestellt. 

Das Standardbetriebseinkommen ist ein kalkuliertes 
Betriebseinkommen, von dem das tatsächlich erzielte 
abweichen kann. Es gibt an, welches Betriebseinkom- 
men bei ordnungsgemäßer und standortgerechter Be- 
wirtschaftung im Durchschnitt der Betriebe erzielt wer- 
den kann und dient als Kennziffer für die wirtschaft- 
liche Größe eines Betriebes. Das Standardbetriebsein- 
kommen wird mit Hilfe durchschnittlicher Erträge, Er- 
löspreise und Kosten berechnet. Im Gegensatz dazu 
wird das Betriebseinkommen aus den Buchführungs- 
ergebnissen der Betriebe ermittelt. 


Übersicht 6 


Zahl und Fläche der landwirtschaftlichen Betriebe 
in der Bundesrepublik Deutschland nach Größenklassen 

1974 


Betriebsform 

Standardbetriebseinkommen (StBE) von 
unter ... 1 000 DM 

. . . bis 

zusammen 

unter 6 

6 bis 14 

14 bis 20 

20 bis 50 

50 und 
mehr 


Zahl der Betriebe (1 000) 

1 

1 o/o 

Marktfrucht 

119,6 

28,0 

10,7 

30,6 

16,8 

205,7 

24,4 

Futterbau 

154,0 

122,8 

55,7 

111,9 

14,6 

459,0 

54,4 

Veredlung 

25,0 

5,8 

2,0 

5,7 

3,2 

41,7 

4.9 

Gemischt 

34,0 

34,1 

18,0 

42,4 

8,6 

137,1 

16,3 

Betriebe insgesamt (1 000) 

332,6 

190,7 

86,4 

190,6 

43,2 

843,5 2) 

100,0 

r/o) 

39,5 

22,6 

10,2 

22,6 

5,1 


100,0 

Fläche (1 000 ha LF) 

Marktfrucht 

397,0 

319,1 

194,4 

858,3 

1 236,8 

3 005,6 

25,4 

Futterbau 

610,9 

1 237,1 

886,7 

2 886,2 

757,0 

6 377,9 

53,9 

Veredlung 

36,7 

30,4 

18,1 

93,3 

99,8 

278,3 

2,4 

Gemischt 

133,7 

338,4 

226,0 

1 038,6 

433,5 

2 170,2 

18,3 

Fläche insgesamt (1 000 ha LF) 

1 178,3 

1 925,0 

1 325,2 

4 876,4 

2 527,1 

1 1 832,0 2) 

100,0 

(“/o) 

10,0 

16,3 

11,2 

41,2 

21,3 


100,0 


Vorläufige Ergebnisse für den Betriebsbereich Landwirtschaft ohne Dauerkulturbetriebe nach der Betriebssystematik 
2) Betriebe ab 1 ha LF und — unter 1 ha LF — ab 4 000 DM Marktproduktion jährlich. Zum Erfassungsbereich der 
Agrarberichterstattung gehörten 1974 insgesamt 986 400 Betriebe mit 12,55 Millionen ha LF, darunter 927 100 
Betriebe mit 12,49 Millionen ha ab 1 ha LF Größe (vgl. Übersicht 2). 

Quelle: Statistisches Bundesamt, BML 
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wurde, untergliedert. Diese Grenze gliedert die land- 
wirtschaftlichen Haupterwerbsbetriebe näherungs- 
weise in die Bereiche Vollerwerbs- und Zuerwerbs- 
betriebe. 

Übersicht 6 gibt anhand der ersten Ergebnisse der 
Agrarberichterstattung für das Jahr 1974 einen 
Überblick über die Verteilung der Gesamtheit der 
landwirtschaftlichen Betriebe auf die einzelnen Grö- 
ßenklassen des für 1974/75 aktualisierten Standard- 
betriebseinkommens. Von den landwirtschaftlichen 
Betrieben insgesamt hatten knapp 40 Vo ein Stan- 
dardbetriebseinkommen von mehr als 14 800 DM. 
Diese Betriebe bewirtschafteten ca. 70*^/o der LF und 
erzielten einen Marktanteil von schätzungsweise 
80 Vo. 

Bei der nachfolgenden Darstellung der Ertragslage 
wird vom Reineinkommen (Gewinn) ausgegangen 
Reineinkommen ist das den Unternehmerfamilien 
als Entgelt für die eingesetzte eigene Arbeit, für das 
Eigenkapital und für unternehmerische Tätigkeit zu- 
fließende Einkommen. Daneben wird wiederum der 
Abstand zwischen den landwirtschaftlichen Einkom- 
men aus Arbeit, Kapitaleinsatz und Unternehmer- 
tätigkeit und entsprechenden Vergleichsansätzen des 
außerlandwirtschaftlichen Bereichs mittels der Ver- 
gleichsrechnung nach § 4 LwG ermittelt und ausge- 
wiesen. Ferner wird das Gesamteinkommen darge- 
stellt, wobei wiederum versucht wird, sämtliche Er- 
werbseinkommen, Renten und sonstigen Einkommen 
zu erfassen. 


1 .31 Landwirtschaftliche Haupterwerbsbetriebe 

Ergebnisse des Wirtschaftsjahres 1974/75 
Reineinkommen (Gewinn) 

24. Die Einkommenslage der landwirtschaftlichen 
Haupterwerbsbetriebe hat sich nach der Stagnation 
im Vorjahr im abgelaufenen Wirtschaftsjahr 1974/75 
wieder günstiger entwickelt. In den Haupterwerbs- 
betrieben über der Grenze nach § 4 Landwirtschafts- 
gesetz (LwG) ist 1974/75 das Reineinkommen je Fa- 
milien-Arbeitskraft (Fam-AK) gegenüber dem Vor- 
jahr um 6,2 Vo auf 21 204 DM angestiegen. Die Stei- 
gerungsrate lag damit unter der durchschnittlichen 
jährlichen Steigerung seit 1968/69 von jährlich 9,7 <^/o 
(Übersicht 7 und Schaubild 3). 

Aufgrund der relativ ungünstigen Konjunkturlage 
waren die Wachstumsmöglichkeiten der Betriebe 
durch Rationalisierung und Aufstockung begrenzter. 
Gegenüber 1973/74 hat sich der Arbeitskräftebesatz 
um 2,3 Vo verringert, der Viehbesatz um 1,6 Vo ver- 
größert und das Aktivkapital um 4,5 Vo auf 153 168 
DM/ AK erhöht (Übersicht 8). 

25. Die Entwicklung des Reineinkommens je Fam- 
AK verlief in den einzelnen Betriebsgruppen sehr 
unterschiedlich (Übersicht 9). Die Gliederung nach 
Betriebsformen zeigt, daß die Futterbaubetriebe im 

Vgl. Anhang 2, 5. 76: Gesetz über die Agrarbericht- 
erstattung 

-) Neben dem Reineinkommen werden im Materialband 
die detaillierten langen Reihen auf der Basis des Be- 
triebseinkommens fortgeführt. 


Übersicht 7 


Reineinkommen (Gewinn) je Familien-Arbeitskraft 
in den landwirtschaftlichen Haupterwerbsbetrieben 
über der Grenze nach § 4 LwG ^) 


Wirtschaftsjahr 

DM/Fam-AK 

Veränderung 
gegen Vorjahr 

Vo 

1968/69 

12 151 


19^/70 

13 175 

+ 8,4 

1970/71 

11 907 

- 9,6 

1971/72 

16 718 

+ 40,4 

1972/73 

20 031 

+ 19,8 

1973/74 

19 972 

- 0,3 

1974/75 

21 204 

+ 6,2 

1974/75 gegen 
1968/69 2) 


+ 9,7 


Hochgerechnete Testbetriebsergebnisse für die Bun- 
desrepublik Deutschland 

Jährlicher Durchschnitt, berechnet nach der Zinseszins- 
formel 


Schaubild 3 

Reineinkommen (Gewinn) je Famiiien-Arbeitskraft 
in den landwirtschaftlichen Haupterwerbsbetrieben 
über der Grenze nach § 4 LwG'') 


DM/Fam.-AK 



’) Hochgerechnete Testbetriebsergebnisse für die 
Bundesrepublik Deutschland 
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Übersicht 8 


Arbeitskräftebesatz, Viehbesatz und Aktivkapital 
in den landwirtschaftlichen Haupterwerbsbetrieben 
über der Grenze nach § 4 LwG 


Wirtschaftsjahr 

Arbeits- 

kräfte- 

besatz 

Vieh- 

besatz 

Aktivkapital 

AK/100 ha 
LF 

GV/lOO ha 
LF 

DM/AK 

1964/65 

1971/72 

1972/73 

1973/74 

1974/75 

10,48 105,1 

6,71 116,8 

6,24 118,6 

6,03 121,4 

5,89 123,3 

6 973 66 516 

8 055 120 021 

8 526 136 577 

8 844 146 575 

9 016 153 168 

1974/75 gegen 

Veränderung in Vo 

1973/74 
1964/65 2) 

-2,3 +1,6 

-5,6 +1,6 

+ 1,9 +4,5 

+2,6 +8,7 


Durchschnittsergebnisse der Testbetriebe 
2) Jährlicher Durchschnitt, berechnet nach der Zinseszins- 
formel 


Wirtschaftsjahr 1974/75 mit 11,7 den größten Ein- 
kommensanstieg aufwiesen. Erstmals erzielten sie 
mit 19 339 DM ein höheres Reineinkommen je Fam- 
AK als die Gemischtbetriebe. Während in den Futter- 
baubetrieben besonders die höheren Milchpreise das 
Einkommensergebnis positiv beeinflußten, wurde 
dieser Effekt in den Gemischtbetrieben durch die 
niedrigen Preise für Schlachtschweine teilweise wie- 
der aufgehoben. Die Preisentwicklung bei Schlacht- 
schweinen wirkte sich auch negativ auf die Ergeb- 
nisse der Veredlungsbetriebe aus, in denen das Rein- 
einkommen je Fam-AK gegenüber 1973/74 um 2,1 Vo 
auf 26 684 DM zurückging. Von dem Einkommens- 
rückgang waren besonders stark die spezialisierten, 
flächenarmen Schweinemastbetriebe betroffen. Die 
höchsten Einkommen erzielten 1974/75 die Markt- 
fruchtbetriebe; gegenüber dem Vorjahr erhöhte 
sich ihr Reineinkommen um 5,8 Vo auf 28 636 DM je 
Fam-AK (Übersicht 9). 

26. Die Differenzierung nach Betriebsgrößenklassen 
zeigt, daß die Einkommensentwicklung im Wirt- 
schaftsjahr 1974/75 in den oberen Größenklassen 
günstiger verlaufen ist als im unteren Betriebsgrö- 
ßenbereich. Während der Einkommensanstieg in den 
beiden Größenklassen bis 50 000 DM StBE nur 3,9 


Übersicht 9 


Reineinkommen (Gewinn) in DM je Familien- Arbeitskraft in den 
landwirtschaftlichen Haupterwerbsbetrieben 


Größenklasse: 
Standardbetriebs- 
einkommen 
. . . DM/Betrieb 

Wirt- 

schaftsjahr 

Betriebsform 

insgesamt 

Markt- 

frucht 

Futter- 

bau 

Ver- 

edlung 

Gemischt 

unter der Grenze nach 

1973/74 

9 703 

10 302 

10 431 

10 505 

10 279 

§ 4 LwG 2) 

1974/75 

8 116 

10412 

18 239 

10 314 

10 143 

Über der Grenze nach 

1973/74 

14 952 

13 142 

16 542 

12 922 

13 307 

§ 4 LwG bis unter 

1974/75 

16 113 

13 881 

12210 

13 007 

13 827 

20 000 

± “/o 

+ 7,8 

+ 5,6 

-26,2 

+ 0,7 

+ 3,9 

20 000 bis unter 50 000 

1973/74 

23 441 

19 561 

25 646 

20 702 

20 816 


1974/75 

23 816 

21 537 

25 006 

19 631 

21 378 


± ®/o 

+ 1,6 

+ 10,1 

- 2,5 

-5,2 

+ 2,7 

50 000 und mehr 

1973/74 

45 768 

29 475 

33 695 

33 003 

37 960 


1974/75 

48 505 

35 466 

35 188 

35 675 

41 123 


± ®/o 

+ 6,0 

+ 20,3 

+ 4,4 

+ 8,1 

+ 8,3 

über der Grenze nach 

1973/74 

27 061 

17 321 

27 244 

19 118 

19 972 

§ 4 LwG zusammen 

1974/75 

28 636 

19 339 

26 684 

19 147 

21 204 


± “/o 

+ 5,8 

+ 11,7 

- 2,1 

+ 0,2 

+ 6,2 

Haupterwerbsbetriebe 

1973/74 

22 848 

14 872 

24 594 

16 806 

17 052 

insgesamt 

1974/75 

22 954 

15 792 

25 543 

16 598 

17 471 


± ®/o 

+ 0,5 

+ 6,2 

+ 3,9 

-1,2 

+ 2,5 


Hochgerechnete Testbetriebsergebnisse für die Bundesrepublik Deutschland 
2) Bei der Wertung dieser Einkommensergebnisse ist zu berücksichtigen, daß die Betriebe unter der Grenze nach § 4 
LwG überwiegend Zuerwerbsbetriebe sind, d. h. Betriebe mit zusätzlichen außerbetrieblichen Einkommen. 
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bzw. 2,7 betrug, lag er in der Größenklasse über 
50 000 DM StBE bei 8,3 Vo. Das Reineinkommen je 
Farn- AK war damit in den Betrieben der oberen Grö- 
ßenklasse mit durchschnittlich 41 123 DM erheblich 
höher als in den Betrieben der mittleren (21 378 DM) 
und unteren Größenklasse (13 827 DM). 

27. Auch in den einzelnen Bundesländern war die 
Einkommensentwicklung der Haupterwerbsbetriebe 
über der Grenze nach § 4 LwG nicht einheitlich (Über- 
sicht 10). Während sich in Schleswig-Holstein das 
Reineinkommen je Fam-AK 1974/75 gegenüber dem 
Vorjahr um 20,5 Vo erhöhte, war in Bayern u. a. auf- 
grund relativ geringer Getreideerträge je Hektar 
ein Rückgang des Reineinkommens um 2,7 ^/o zu ver- 
zeichnen. Das höchste Einkommen wurde nach wie 
vor in Schleswig-Holstein mit 29 754 DM je Fam-AK 
erzielt, während in Hessen mit 17 132 DM das Rein- 
einkommen am niedrigsten war. Auf die Fläche 
bezogen wies demgegenüber Nordrhein-Westfalen 
mit 1 274 DM je ha LF das höchste und Nieder- 
sachsen mit 915 DM je ha LF das niedrigste Reinein- 
kommen auf. 

28. In den Haupterwerbsbetrieben unter der Grenze 
nach § 4 LwG ging das Reineinkommen je Fam-AK 
gegenüber dem Vorjahr um 1,3 Vo auf 10 143 DM zu- 
rück. Bei der Beurteilung der Einkommenslage die- 
ser Betriebe ist jedoch zu berücksichtigen, daß neben 
dem Reineinkommen in der Regel noch außerbetrieb- 
liche Einkommen zur Verfügung stehen (vgl. Ziffer 
40 f .) . Im Durchschnitt aller Haupterwerbsbetriebe 
(unter und über der Grenze nach § 4 LwG) erhöhte 
sich 1974/75 das Reineinkommen je Fam-AK gegen- 
über 1973/74 um 2,5 Vo auf 17 471 DM. 

29. Eine ähnliche Entwicklung wie beim Reinein- 
kommen zeigt sich auch beim Betriebseinkommen, 


das je AK im Durchschnitt aller Haupterwerbsbe- 
triebe über der Grenze nach § 4 LwG gegenüber 
1973/74 um 6,4 ^/o auf 22 577 DM anstieg. Der durch- 
schnittliche jährliche Anstieg seit 1964/65 betrug 
9,1 % (Materialband, Tabelle 32 und Schaubild 3). 

30. Eine Gegenüberstellung wichtiger Erträge und 
Leistungen zeigt, daß die Testbetriebe etwa dem 
Durchschnitt der Grundgesamtheit entsprechen und 
ihre Ergebnisse repräsentativ sind (Materialband, 
Text 4, Übersicht 6). Abweichungen bei tierischen 
Leistungen erklären sich aus der niedrigeren Durch- 
schnittsleistung in Kleinbetrieben unterhalb der 
Testbetriebsgrenze und aus der Untererfassung ge- 
werblicher Großhaltungen in Testbetriebsnetz. 

31. Bei der Beurteilung der Höhe des Reineinkom- 
mens muß berücksichtigt werden, daß in der Land- 
wirtschaft die wöchentliche Arbeitszeit vielfach 
höher ist als in anderen Berufsgruppen. Besonders in 
den viehhaltenden Betrieben ist auch an den Wo- 
chenenden ein erheblicher Arbeitsanfall zu bewälti- 
gen. Allerdings ist eine vergleichende Erfassung von 
Arbeitszeiten, z. B. im Mikrozensus (Materialband, 
Tabelle 5), nicht unproblematisch. 

32. Aufschlußreiche Informationen über die Ein- 
kommensentwicklung insbesondere innerhalb eines 
längeren Zeitraumes liefert die Auswertung der Er- 
gebnisse identischer Betriebe im Rahmen des Test- 
betriebsnetzes. 

Die Ergebnisse von 5 674 Betrieben, die in den bei- 
den Wirtschaftsjahren 1973/74 und 1974/75 im Test- 
betriebsnetz vertreten waren, bestätigen sowohl im 
absoluten Niveau als auch in den Veränderungsraten 
die für das Testbetriebsnetz insgesamt ausgewiesene 
Einkommensentwicklung. 


Übersicht 10 


Reineinkommen (Gewinn) in den landwirtschaftlichen Haupterwerbsbetrieben 
über der Grenze nach § 4 LwG 


Bundesland 

1973/74 

1974/75 

1974/75 

gegen 

1973/74 

1973/74 

1974/75 

1974/75 

gegen 

1973/74 

DM je ha LF 

1 ± ®/o 

1 DM je Fam-AK 

1 ± % 

Schleswig-Holstein 

730 

920 

+ 26,0 

24 694 

29 754 

+ 20,5 

Niedersachsen 

789 

915 

+ 16,0 

19 048 

21 838 

+ 14,6 

Nordrhein-Westfalen .... 

1 213 

1 274 

+ 5,0 

22 582 

24 587 

+ 8,9 

Hessen 

973 

978 

+ 0,5 

16 649 

17 132 

+ 2,9 

Rheinland-Pfalz/Saarland . 

973 

939 

- 3,5 

17 203 

17 279 

+ 0,4 

Baden-Württemberg .... 

1 230 

1 190 

- 3,3 

19 234 

18 945 

- +5 

Bayern 

1 221 

1 145 

“ 6,2 

19 725 

19 185 

- 2,7 

Bundesgebiet 

1 014 

1 058 

+ 4,3 

19 972 

21 204 

+ 6,2 


0 Hochgerechnete Testbetriebsergebnisse für die Bundesländer und das Bundesgebiet 
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Die Auswertung von 2 646 identischen Betrieben, die 
seit dem Wirtschaftsjahr 1968/69 dem Testbetriebs- 
netz ununterbrochen angehörten, zeigt folgendes 
Bild (Materialband, Tabelle 36): Die im Wirtschafts- 
jahr 1968/69 in einer bestimmten Einkommensgruppe 
vertretenen Betriebe haben sich in den folgenden 
Wirtschaftsjahren auf nahezu alle Einkommensgrup- 
pen verteilt. Dabei war der Wechsel von Betrieben 
in eine Gruppe mit höherem Reineinkommen je Fam- 
AK deutlich größer als die „Wanderung" in niedri- 
gere Einkommensgruppen, was die insgesamt posi- 
tive Einkommensentwicklung der landwirtschaft- 
lichen Betriebe seit 1968/69 bestätigt. 

Ein Vergleich der „Wanderung" der Betriebe gegen- 
über dem jeweiligen Vorjahr deutet auf eine relativ 
hohe Einkommensmobilität der Einzelbetriebe hin. 
Es ist zu beobachten, daß — entgegen dem positiven 
Trend — einige Betriebe mit hohem Einkommen im 
Ausgangsjahr im Folge jahr ein niedrigeres Einkom- 
men erwirtschafteten. Der umgekehrte Fall, daß Be- 
triebe mit niedrigem Einkommen im Ausgangs jahr in 
teilweise wesentlich höhere Einkommensgruppen in 
den Folge jahren aufrücken, ist — der steigenden 
Einkommensentwicklung folgend — häufiger. Wei- 
terführende Verlaufsanalysen insbesondere zu den 
Ursachen des hier erstmals skizzierten Problems der 
Einkommensentwicklung identischer Betriebe sind 
vorgesehen. 

33. Die u. a. durch Faktorausstattung, natürliche 
und wirtschaftliche Standortbedingungen sowie 
durch die Fähigkeiten der Betriebsleiter verursach- 
ten innerlandwirtschaftlichen Einkommensunter- 
schiede sind im Wirtschaftsjahr 1974/75 absolut an- 
gestiegen. Dies zeigt sowohl die Verteilung der land- 
wirtschaftlichen Haupterwerbsbetriebe über der 
Grenze nach § 4 LwG auf die einzelnen Einkommens- 
gruppen (Schaubild 4 a) als auch die Differenz zwi- 


übersicht 11 

Streuung des Reineinkommens (Gewinn) 
je Familien- Arbeitskraft in den 
landwirtschaf llichen Haupterwerbsbe trieb en 
über der Grenze nach § 4 LwG 


Wirt- 

schafts- 

jahr 

Betriebe 

ins- 

gesamt 

oberes 

Viertel 

unteres 

Viertel 

Ver- 

hältnis 

des 

unteren 

zum 

oberen 

Viertel 

DM 

1 DM 

1 DM 

1969/70 

13 175 

27 355 

4 504 

1 : 6,1 

1971/72 

16 718 

35 736 

5 403 

1 : 6,6 

1972/73 

20 031 

40 155 

7 547 

1 : 5,3 

1973/74 

19 972 

40 937 

6 755 

1 :6,1 

1974/75 

21 204 

42 808 

7 033 

1 :6,1 


1) Hochgerechnete Testbetriebsergebnisse für die Bun- 
desrepublik Deutschland 


Schaubild 4 

Verteilung der ausgewerteten landwirtschaftlichen 
Haupterwerbsbetriebe über der Grenze nach 
§ 4 LwG nach Einkommensgruppen 


w 



%') 



1) Anleil der Betriebe in den einzelnen Belriebsgruppen in % der ausgewerteten Betriebe 


sehen dem durchschnittlichen Reineinkommen je 
Fam-AK im oberen Viertel und im unteren Viertel 
der Betriebe (Übersicht 11). Gleichzeitig wird deut- 
lich, daß die relativen Einkommensunterschiede im 
Vergleich zu den Vorjahren verhältnismäßig stabil 
geblieben sind. Das Verhältnis des durchschnittlichen 
Reineinkommens des unteren Viertels der Betriebe 
zu dem des oberen Viertels schwankte seit 1969/70 
zwischen 1 : 5,3 und 1 : 6,6; im Wirtschaftsjahr 1974/ 
75 betrug es wie im Vorjahr 1 : 6,1 (Übersicht 11, 
Schaubild 4 b). 

Nach wie vor sind die Einkommensunterschiede so- 
wohl zwischen den Regionen als auch zwischen den 
Betriebsformen und -größenklassen zum Teil erheb- 
lich (Materialband, Tabelle 34 ff.). Selbst innerhalb 
der gleichen Betriebsformen erzielten in den glei- 
chen Größenklassen die Betriebe des oberen Viertels 
ein Mehrfaches des Reineinkommens, das die Be- 
triebe des unteren Viertels erwirtschafteten (Mate- 
rialband, Tabelle 37 f.). Das Verhältnis des Reinein- 
kommens je Fam-AK schwankt in einem weiten 
Bereich zwischen etwa 1 : 5 und 1 : 20. Durch diese 
Streuung wird deutlich, daß neben der Betriebsgröße 
zahlreiche andere Faktoren Einfluß auf die Einkom- 
menshöhe haben. 
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Übersicht 12 

Einkommensstreuung 


Fünftel 

Ver- 
hält- 
nis 
des 1. 
zum 5. 
Fünf- 
tel 

1. 1 2. 1 3. 1 4. 1 5. 

Einkommen in Vo des 
Durchschnitts 

41 60 11 99 224 

1 :5,5 

41 61 81 111 206 

1 : 5,0 

45 66 88 115 186 

1:4,1 

44 59 16 101 215 

1 : 4,9 

42 10 90 119 202 

1 : 4,8 

45 69 91 118 203 

1 : 4,5 


Gliederung 


Haushalts- 
einkommen 
1974 1) 
Selbstän- 
dige ins- 
gesamt . . . 
Ange- 
stellte . . . . 
Arbeiter . 

. Rentner . . 

Gesamtein- 
kommen der 
landwirt- 
schaftlichen 
Haupt- 
erwerbs- 
betriebe 
1974/75 
über der 
Grenze 
nach § 4 

LwG 

insgesamt 


1) Quelle: Gerhard Göseke, DIW: Verteilung und Schich- 
tung der Einkommen der privaten Haushalte in der 
Bundesrepublik Deutschland 1974, unveröffentlichtes 
Manuskript. 


34. Ein Vergleich der Streuung des Gesamteinkom- 
mens in den landwirtschaftlichen Haupterwerbsbe- 
trieben mit der Streuung der Haushaltseinkommen 
der Selbständigen insgesamt zeigt für beide Bereiche 
eine geringfügige Steigerung der Einkommensstreu- 
ung gegenüber vorhergehenden Jahren. Demgegen- 
über ist die Einkommensstreuung in anderen Haus- 
haltstypen zurückgegangen. Obwohl die beiden ge- 
nannten Einkommensgrößen nur bedingt vergleich- 
bar sind, bestätigt die Gegenüberstellung, daß der 
innere Einkommensabstand in der Landwirtschaft, 
gemessen am Gesamteinkommen, insgesamt ge- 
sehen nicht größer sein dürfte als in anderen Wirt- 
schaftsbereichen (Übersicht 12). 


Investitionen 

35. Die Investitionen der landwirtschaftlichen 
Haupterwerbsbetriebe über der Grenze nach § 4 LwG 
stiegen gegenüber dem Vorjahr um 7,6 %. Die Brut- 
toinvestitionen (einschließlich Bodenzukauf) von 
insgesamt 678 DM/ha LF teilten sich wie folgt auf: 



1973/74 

1974/75 


DM/ha 1 

o/o 

DM/ha 1 

1 Vo 

Grund und Boden 

89 

14,1 

61 

9,0 

Wirtschafts- 
gebäude 

187 

29,7 

217 

32,0 

Maschinen 

321 

51,0 

366 

54,0 

Viehaufstockung . . 

33 

5,2 

34 

5,0 

insgesamt . . . 

630 

100,0 

678 

100,0 


Die mit Abstand höchsten Bruttoinvestitionen nah- 
men wie im Vorjahr die Veredlungsbetriebe mit 
1 289 DM/ha LF vor; dabei waren die Bodenzukäufe 
und die Gebäudeinvestitionen mit jeweils einem 
Drittel beteiligt und lagen so erheblich über den 
entsprechenden Positionen der übrigen Betriebsfor- 
men. Die Veredlungsbetriebe verzeichneten auch die 
bei weitem höchste Steigerungsrate der Brutto- 
investitionen gegenüber dem Vorjahr. 

In den einzelnen Betriebsgrößenklassen lagen die 
Schwerpunkte der Investitionen jeweils bei den 
Wirtschaftsgebäuden und den Maschinen, während 
die Bodenzukäufe außer bei den Betrieben über 
50 000 DM Standardbetriebseinkommen zurück- 
gingen (Materialband, Tabelle 41). 


Die Finanzierung erfolgte: 



1973/74 

1974/75 


DM/ha 

1 'o/o 

DM/ha 1 

1 Vü 

— durch Abschrei- 
bungen 

316 

50,2 

324 

47,8 

— durch Abgänge 
bei Grund und 
Boden 

36 

5,7 

28 

4,1 

— durch zusätzlich 
aufgenommenes 
Fremdkapital 9 

72 

11,4 

30 

4,4 

— aus sonstigen 
Eigenmitteln (in 
der Regel Rein- 
einkommen) 

206 

32,7 

296 

43,7 


630 

100,0 

678 

100,0 


1) Fremdkapitalzunahme unter Berücksichtigung der Tilgungen 
sowie der Veränderungen der Forderungen und Guthaben 


36. Die Verwendung der sonstigen Eigenmittel (vgl. 
obige Übersicht) für Investitionszwecke entsprach 
ca. 28 Vo des je Betrieb erzielten Reineinkommens. 
Allerdings wurden neben dem Reineinkommen auch 
die außerlandwirtschaftlichen Einkommen für be- 
triebliche Investitionen verwandt. Zur Finanzierung 
der Nettoinvestitionen konnten im Wirtschaftsjahr 
1974/75 wieder erheblich mehr Eigenmittel aufge- 
bracht werden als im Vorjahr. 90,8 Vo der Netto- 
investitionen von 326 DM/ha wurden aus Eigen- 
mitteln finanziert, gegenüber 74,1 ®/o im Jahr zuvor. 
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Eigenkapitalbildung und Fremdkapital 

37, Die Eigenkapitalbildung ist ein wesentliches 
Kennzeichen für die Unternehmensentwicklung. Die 
vergleichsweise günstige Einkommensentwicklung 
des Wirtschaftsjahres 1974/75 führte dazu, daß sich 
die Eigenkapitalbildung in den landwirtschaftlichen 
Haupterwerbsbetrieben über der Grenze nach § 4 
LwG gegenüber dem Vorjahr um 14,3 Vo auf 264 
DM/ha LF erhöhte. 

Von den Haupterwerbsbetrieben über der Grenze 
nach § 4 LwG hatten 1974/75 71,3 Vo eine positive 
Eigenkapitalbildung; in 47,8 % der Betriebe belief 
sich die Eigenkapitalbildung auf über 300 DM/ha LF. 


Eigenkapitalveränderung in 
DM/ha LF 

Anteil der Betriebe in “/o 

1973/74 1 

\ 1974/75 

+ 500 und mehr 

28,4 

33,4 

+300 bis +500 

13,8 

14,4 

0 bis +300 

24,6 

23,5 

0 bis —300 

18,0 

15,6 

— 300 und weniger 

15,2 

13,1 


Fremdkapital 

38. Der Fremdkapitaleinsatz stieg in den Betrieben 
über der Grenze nach § 4 LwG 1974/75 um 2,6 ‘^/o 
auf 2 576 DM/ha LF, wobei sich gegenüber dem Vor- 
jahr 

— ■ die langfristigen Verbindlichkeiten um +4,8 

— die mittelfristigen Verbindlichkeiten um —3,6 Vo, 

— die kurzfristigen Verbindlichkeiten um — 0,4®/o 

veränderten. Die Fremdkapitalstruktur verschob sich 
damit weiter zugunsten der langfristigen Verbind- 
lichkeiten. Die Guthaben und Forderungen stiegen 
um 12,5 °/o auf 566 DM/ha. Die Zinsbelastung betrug 
115 DM/ha LF (Vorjahr 112 DM/ha LF) oder 4,5 Vo 
der Verbindlichkeiten am Ende des Wirtschaftsjah- 
res (Vorjahr 4,5 ‘^/o). 


Vergleichsrechnung nach § 4 LwG 

39, Die Ergebnisse der Vergleichsrechnung nach 
§ 4 LwG bestätigen die im Zusammenhang mit dem 
Reineinkommen dargestellte Entwicklung. Mit Aus- 
nahme der Betriebe unter der Grenze nach § 4 LwG 
stieg das Vergleichsreineinkommen bei allen Grö- 
ßenklassen an. In den Größenklassen bis 50 000 DM 
StBE (86,5 der Betriebe über der Grenze) nahmen 
allerdings die jeweiligen Summen der Vergleichs- 
ansätze noch etwas stärker zu als das Vergleichs- 
reineinkommen. Dadurch vergrößerte sich der pro- 


^) Die Eigenkapitalbildung als Differenz zwischen dem 
Eigenkapital am Ende und dem Eigenkapital am An- 
fang des Wirtschaftsjahres entspricht dem Reinein- 
kommen, bereinigt um den Saldo aus Einlagen und 
Entnahmen. 


zentuale negative Abstand bei den Betrieben unter 
der Grenze nach § 4 LwG stärker, bei den mittleren 
Betriebsgrößenklassen geringfügig. Bei den Betrie- 
ben über 50 000 DM StBE (13,5 ^/o der Betriebe über 
der Grenze) erhöhte sich der bereits vorhandene 
positive Abstand zu der Summe der Vergleichsan- 
sätze (Übersichten 13 und 14). 

Ein Vergleich der verschiedenen Betriebsformen 
zeigt, daß sich die Lage der Futterbaubetriebe etwas 
verbessert hat. Eine stärkere Verschiebung ergibt 
sich lediglich bei den beiden unteren Betriebsgrößen- 
klassen der Veredlungsbetriebe; diese ist teilweise 
auf die geringe Zahl der Betriebe in diesen Gruppen 
zurückzuführen. 


Erwerb seinkommen und Gesamteinkommen 

40. Das Erwerbseinkommen i) je Unternehmerfa- 
milie 2) stieg in den Betrieben über der Grenze nach 
§ 4 LwG gegenüber dem Vorjahr um 5,4 <^/o auf 29 360 
DM. In den Betrieben unter der Grenze nach § 4 LwG 
nahm aufgrund der relativ ungünstigen Entwicklung 
der betrieblichen und außerbetrieblichen Einkom- 
men das Erwerbseinkommen gegenüber dem 
Vorjahr um 9,0 Vo ab. Dadurch ging auch das 
Erwerbseinkommen je Unternehmerfamilie für 
die Betriebe insgesamt im Gegensatz zum Ge- 
samteinkommen (+1,1 ‘^/o) um 0,8% zurück (Über- 
sicht 15). Von den 23 216 DM je Unternehmerfamilie 
entfielen 10,8 % auf Einkommen aus unselbständiger 
Tätigkeit und 1,6% auf Einkommen aus selbständi- 
ger Tätigkeit. Bei den Betrieben über der Grenze 
resultierten dagegen lediglich 4,8 % des Erwerbs- 
einkommens aus unselbständiger Tätigkeit, während 
bei den Betrieben unter der Grenze dieser Anteil 
28,5 % betrug. Infolge der ungünstigen gesamtwirt- 
schaftlichen Lage gelang es offenbar den Betrieben 
unter der Grenze nach § 4 LwG im Wirtschaftsjahr 
1974/75 nicht ganz so gut wie im Vorjahr, ihr struk- 
turell bedingt ungünstiges landwirtschaftliches Ein- 
kommen durch außerlandwirtschaftliche Erwerbstä- 
tigkeit an die Einkommensentwicklung der größeren 
Betriebe anzugleichen. 

41. Das Gesamteinkommen je Unternehmerfamilie 
erhöhte sich im Wirtschaftsjahr 1974/75 in den Be- 
trieben über der Grenze nach § 4 LwG um 6,7 % auf 
31 445 DM. In den Betrieben unter der Grenze ging 
das Gesamteinkommen gegenüber dem Vorjahr um 
5,4 % zurück. Trotz des Rückgangs des Erwerbsein- 
kommens erhöhte sich das Gesamteinkommen im 
Durchschnitt der Testbetriebe auf 25 135 DM je Un- 
ternehmerfamilie (+1,1 ‘’/o). Dies ist darauf zurückzu- 
führen, daß dem konjunkturell bedingten Rückgang 
der Einkommen aus unselbständiger Tätigkeit u, a. 
infolge der sozialen Absicherung der landwirtschaft- 


Erwerbseinkommen = Reineinkommen + außerbe- 
triebliche Einkommen aus selbständiger und unselb- 
ständiger Tätigkeit vermindert um die Werbungs- 
kosten. 

^) Unternehmerfamilie = Betriebsinhaberehepaar und 
Hofnachfolger 
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Übersicht 13 


Ergebnisse der Vergleichsrechnung nach § 4 LwG 
in den landwirtschaftlichen Haupterwerbsbetrieben 





Betriebe über der Grenze nach § 4 LwG 


unter der Grenze 

Standardbetriebseinkommen . . . 

, DM/Betrieb 

Gliederung 

nach § 4 LwG 

Grenze nach 
§ 4 LwG bis 
unter 20 000 

20 000 bis 
unter 50 000 

50 000 
und mehr 


1973/74 

1974/75 

1973/74 

1 1974/75 

1973/74 1 

1974/75 

1973/74 1 

1974/75 


DM/Fam-AK 

Reineinkommen 

10 279 

10 143 

13 307 

13 827 

20 816 

21 378 

37 960 

41 123 

Zuschlag für Eigenverbrauch .... 

433 

390 

405 

385 

416 

386 

489 

387 

Vergleichsreineinkommen 

10 712 

10 533 

13 712 

14212 

21 232 

21 764 

38 449 

41 510 

Vergleichslohn 

20 026 

21 667 

20 321 

21 721 

20 822 

22 289 

21 729 

23 213 

Betriebsleiterzuschlag 

749 

769 

903 

906 

1 367 

1 359 

3 057 

3 043 

Zinsansatz für Eigenkapital 

2 216 

2 296 

2 669 

2 782 

3 944 

3 938 

8 410 

8 424 

Summe der Vergleichsansätze .... 

22 991 

24 732 

23 893 

25 409 

26 133 

27 586 

33 196 

34 680 

Abstand Vo 

-53 

-57 

-43 

-44 

-19 

-21 

+ 16 

+20 


Hochgerechnete Testbetriebsergebnisse für die Bundesrepublik Deutschland 
2) Zuschlag für Kostenvorteile, die dem landwirtschaftlichen Haushalt durch den Verbrauch selbsterzeugter Nah- 
rungsmittel gegenüber Arbeitnehmerhaushalten entstehen, die sich zu Einzelhandelspreisen über den Markt ver- 
sorgen; 1974/75 = 35 ®/o. 

Differenz zwischen Vergleichsreineinkommen und Summe der Vergleichsansätze in ®/o der Summe der Vergleichs- 
ansätze. 

'^) Bei der Wertung dieser Ergebnisse ist zu berücksichtigen, daß die Betriebe unter der Grenze nach § 4 LwG über- 
wiegend Zuerwerbsbetriebe sind, d. h. Betriebe mit außerbetrieblichen Einkommen. 


Übersicht 14 


Abstand zwischen Vergleichsreineinkommen 
und Summe der Vergleichsansätze nach Betriebsformen -) 


Betriebsform 

unter der Grenze 
nach § 4 LwG 

Betriebe über der Grenze nach § 4 LwG 

Standardbetriebseinkommen . . . DM/Betrieb 

Grenze nach 
§ 4 LwG bis 
unter 20 000 

20 000 bis 
unter 50 000 

50 000 
und mehr 

1973/74 1 1974/75 

1973/74 1 1974/75 

1973/74 1 1974/75 

1973/74 1 1974/75 

Abstand in Vo 

Marktfrucht 

Futterbau 

Veredlung 

Gemischt 

-55 -66 

-54 -56 

-53 -21 

-52 -57 

-38 -37 

-43 -44 

-28 -49 

-43 -47 

-11 -15 

-24 -21 

+ 4 - 3 

-18 -26 

+29 +32 

- 8 +7 

+ 19 +18 

+ 8 +10 



Differenz zwischen Vergleichsreineinkommen und Summe der Vergleichsansätze in ®/o der Summe der Vergleichs- 
ansätze. 

2) Hochgerechnete Testbetriebsergebnisse für die Bundesrepublik Deutschland 

Bei der Wertung dieser Ergebnisse ist zu berücksichtigen, daß die Betriebe unter der Grenze nach § 4 LwG über- 
wiegend Zuerwerbsbetriebe sind, d. h. Betriebe mit außerbetrieblichen Einkommen. 
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Übersicht 15 


Erwerbseinkommen und Gesamteinkommen 
in den landwirtschaftlichen Haupterwerbsbetrieben 



Betriebe 

unter der Grenze 
nach § 4 LwG 

Betriebe über der Grenze nach § 4 LwG 
Standardbetriebseinkommen . . . DM/Betrieb 



Gliederung 

unter 

20 000 

20 000 
bis 
unter 

50 000 

50 000 
und 
mehr 

zusammen 

Betriebe 

insgesamt 


1973/74 1 

1974/75 


1974/75 


1973/74 1 

1974/75 

1973/74 1 

1974/75 

Reineinkommen 

9 706 

9 691 

DM/Familie 

17 317 28 281 

\ 

59 727 

25 860 

27 830 

19 880 

20 367 

+ Einkommen aus selb- 
ständiger Tätigkeit . . 

624 

648 

271 

129 

202 

208 

181 

363 

373 

+ Einkommen aus un- 
selbständiger Tätigkeit 

5 564 

4 106 

2 688 

882 

281 

1 858 

1 397 

3 238 

2513 

— Aufwendungen für 
außerbetriebliche Tä- 
tigkeit 

47 

22 

11 

26 

304 

79 

48 

67 

37 

Erwerbseinkonimen .... 

15 847 

14 423 

20 265 

29 266 

59 906 

27 847 

29 360 

23 414 

23 216 

+ Renten 

555 

451 

259 

206 

223 

249 

224 

363 

318 

+ Sonstige Einkommen . 

628 

1 230 

1 013 

1 705 

5 602 

1 361 

1 861 

1 090 

1 601 

Gesamteinkommen 

17 030 

16 104 

21 537 

31 177 

65 731 

29 457 

31 445 

24 868 

25 135 

Reineinkommen 

57ß 

de 

00,2 

s Gesamteinkommens 

80,4 90,7 90,9 

87,8 

88,5 

80,0 

81,0 

+ Einkommen aus selb- 
ständiger Tätigkeit . . 

3,7 

4,0 

1,3 

0,4 

0,3 

0,7 

0,6 

1,5 

1,5 

+ Einkommen aus un- 
selbständiger Tätigkeit 

32,7 

25,5 

12,5 

2,8 

0,4 

6,3 

4,5 

13,0 

10,0 

— Aufwendungen für 
außerbetriebliche Tä- 
tigkeit 

0,3 

0,1 

0,1 

0,1 

0,5 

0,3 

0,2 

0,3 

0,2 

Erwerbseinkommen .... 

93,1 

89,6 

94,1 

93,8 

91,1 

94,5 

93,4 

94,2 

92,3 

+ Renten 

3,2 

2,8 

1,2 

0,7 

0,4 

0,9 

0,7 

h4 

1,3 

+ Sonstige Einkommen . 

3,7 

7,6 

4,7 

5,5 

8,5 

4,6 

5,9 

4,4 

6,4 

Gesamteinkommen 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 


h Hochgerechnete Testbetriebsergebnisse für die Bundesrepublik Deutschland 
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liehen Bevölkerung nahezu entsprechende Steige- 
rungen der sonstigen Einkommen (Anteil am Ge- 
samteinkommen 6,4 Vo gegenüber 4,4 Vo im Vorjahr) 
gegenüberstanden. Der Anteil des Reineinkommens 
am Gesamteinkommen nahm gegenüber dem Vor- 
jahr etwas zu. Er betrug bei den Betrieben unter der 
Grenze nur noch 60,2 ®/o, bei den Betrieben über der 
Grenze dagegen 88,5 ®/o des Gesamteinkommens. 


Vorschätzung für das Wirtschaftsjahr 1975/76 

42 . Die Vielfalt der Einflußfaktoren bedingt, daß 
auch bei sorgfältiger Berechnung und Schätzung der 
erforderlichen Daten beträchtliche Unsicherheiten 
für die Prognose der Einkommensentwicklung be- 
stehen bleiben. Einige Faktoren haben einen beson- 
ders starken Einfluß auf die Ergebnisse. Schon ge- 
ringe Abweichungen der tatsächlichen Entwicklung 
von der angenommenen führen dazu, daß auch die 
Änderungsraten des Einkommens von dem vorge- 
schätzten Ergebnis abweichen (vergleiche auch 
Agrarbericht 1975, S. 50/51). 

43 . Die der Vorschätzung der Einkommensentwick- 
lung im Wirtschaftsjahr 1975/76 zugrunde liegenden 
Annahmen sind im Materialband dargestellt (Ta- 
belle 58) 2). Bei den geschätzten Erzeugerpreisver- 
änderungen im Durchschnitt des Wirtschaftsjahres 
1975/76 ist der teilweise Abbau des Aufwertungs- 
ausgleichs über die Mehrwertsteuer um 0,5 ®/o ab 


^) Nichterwerbseinkommen 

^) Für diese Vorschätzung stand ein neues Vorschät- 
zungs- und Simulationsmodell für die Landwirtschaft 
zur Verfügung das im Auftrag des Bundesministeriums 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten und in Zu- 
sammenarbeit mit dem Bundesministerium für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten im Institut für 
Agrarpolitik, Marktforschung und Wirtschaftssoziolo- 
gie der Universität Bonn entwickelt wurde. 


1. Januar 1976 berücksichtigt worden. Aus den An- 
gaben über die voraussichtlichen Mengen- und 
Preisentwicklungen bei den Betriebsgruppen kön- 
nen die wesentlichen Ursachen der nachfolgenden 
Ergebnisse der Vorschätzung des Reineinkommens 
je Fam-AK in den durch die Testbetriebe über der 
Grenze nach § 4 LwG repräsentierten Vollerwerbs- 
betrieben im Wirtschaftsjahr 1975/76 abgeleitet wer- 
den. 

44 . Die Vorschätzung führt bei diesen Annahmen 
zu dem Ergebnis, daß das Reineinkommen je Fam- 
AK in den Betrieben über der Grenze nach § 4 LwG 
1975/76 je nach Betriebsform um 17 bis 22 ^/o anstei- 
gen wird (Übersicht 16). Diese Steigerungsraten sind 
als untere Werte anzusehen. Im Durchschnitt aller 
Betriebsformen würde sich daraus ein unterer Wert 
des Einkommensanstiegs von etwa 19 ‘^/o gegenüber 
dem Wirtschaftsjahr 1974/75 ergeben. Aufgrund stei- 
gender Erzeugerpreise bei allen wichtigen Erzeug- 
nissen werden sich die Steigerungsraten des Ein- 
kommens bei den einzelnen Betriebsgruppen nicht 
wesentlich voneinander unterscheiden. Die Vered- 
lungsbetriebe können einen etwas stärkeren Ein- 
kommensanstieg erwarten als die übrigen Betriebs- 
gruppen. Wie in den vorausgegangenen Jahren 
werden die landwirtschaftlichen Gemischtbetriebe in 
ihrer Einkommensentwicklung etwas hinter den an- 
deren Betriebsformen Zurückbleiben. 

45 . Der Anstieg des Reineinkommns je Fam-AK 
wird damit 1975/76 erheblich über der durchschnitt- 
lichen jährlichen Einkommenssteigerung liegen, die 
im Zeitraum 1968/69 bis 1974/75 erreicht wurde. 
Unter Einbeziehung des vorgeschätzten unteren 
Wertes der Einkommenssteigerung im Wirtschafts- 
jahr 1975/76 ergibt sich ein durchschnittlicher jähr- 
licher Anstieg von 11 ®/o. Damit wird sich das Rein- 
einkommen je Fam-AK 1975/76 gegenüber 1968/69 
etwa verdoppeln. 


Übersicht 16 


Vorschätzung der Einkommensentwicklung in den Haupterwerbsbetrieben 
über der Grenze nach § 4 LwG nach Betriebsformen 
für das Wirtschaftsjahr 1975/76 


Betriebsform 

Reineinkommen in DM je Fam-AK 

Veränderung in ‘^/o 

1968/69 

1974/75 

1975/76 *) 

1974/75 gegenüber 
1968/69 2) 

1975/76 gegenüber 
1974/75 1) 

Marktfrucht 

16 288 

28 636 

34 600 

9,9 

+ 21 

Futterbau 

10 444 

19 339 

23 000 

10,8 

+ 19 

Veredlung 

20 454 

26 684 

32 600 

4,5 

+22 

Gemischt 

11 854 

19 147 

22 400 

8,3 

+ 17 

insgesamt . . . 

12 151 

21 204 

25 200 

9,7 

+ 19 


Ü Vorschätzung 

2) Jährlicher Durchschnitt, berechnet nach der Zinseszinsformel 
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1 .32 Landwirtschaftliche Nebenerwerbsbetriebe 

46. Das Testbetriebsnetz zur Untersuchung der 
wirtschaftlichen und sozialen Lage im Bereich der 
Nebenerwerbslandwirtschaft konnte im abgelaufe- 
nen Wirtschaftsjahr 1974/75 weiter verbessert wer- 
den. Dank der Unterstützung der Länder erhöhte 
sich die Zahl der Betriebsinhaber, die für eine Mit- 
arbeit im Testbetriebsnetz „Nebenerwerbslandwirt- 
schaft" gewonnen werden konnten, auf 1 000. 

Trotz dieser Fortschritte ist das Testbetriebsnetz 
noch nicht repräsentativ für den sehr heterogenen 
Bereich der Nebenerwerbslandwirtschaft. Übersicht 


Übersicht 17 

Verteilung der Nebenerwerbsbetriebe 
im Testbetriebsnetz und Grundgesamtheit 
der landwirtschaftlichen Betriebe 
mit höherem außerbetrieblichen Einkommen 


Standard-Betriebs- 
einkommen von . . . bis 
unter . . . DM 

Testbetriebe 
im Neben- 
erwerb 
1974/75 

Betriebe mit 
höheren 
außer- 
betrieblichen 
als betrieb- 
lichen Ein- 
kommen 

LZ 1972 

unter 5 000 

5 000 bis unter 10 000 
10 000 bis unter 15 000 
15 000 bis unter 20 000 
über 20 000 

118 366 950 

367 72 494 

218 19 033 

148 7 588 

149 7 467 

insgesamt 

1 000 473 532 


17 zeigt, daß der Anteil der erfaßten Nebenerwerbs- 
betriebe mit einem Standardbetriebseinkommen un- 
ter 5 000 DM, auf die nach der Landwirtschaftszäh- 
lung von 1972 rd. 80 Vo aller Betriebe mit höheren 
außerbetrieblichen als betrieblichen Einkommen ent- 
fielen, noch außerordentlich gering ist. Durch die 
Testbetriebsergebnisse werden bislang nur größere 
Nebenerwerbsbetriebe hinreichend repräsentiert. 
Aus diesem Grunde stellen die mit den Methoden 
der allgemeinen Statistik im Rahmen der in jedem 
zweiten Jahr durchzuführenden Agrarberichterstat- 
tung ermittelten Ergebnisse, die voraussichtlich erst- 
mals für den Agrarbericht 1977 vorliegen, eine wich- 
tige Ergänzung dar. 

Die Ergebnisse der im Rahmen des Testbetriebs- 
netzes untersuchten Nebenerwerbsbetriebe sind wie 
im Vorjahr als Durchschnittsergebnisse aus den er- 
faßten Betrieben den hochgerechneten Ergebnissen 
der Haupterwerbsbetriebe über und unter der 
Grenze nach § 4 LwG gegenübergestellt worden (zu 
den betriebswirtschaftlichen Kennzahlen siehe die 
Tabelle 59 im Materialband). 

47. Das landwirtschaftliche Reineinkommen lag in 
den untersuchten Nebenerwerbsbetrieben 1974/75 
um knapp 1 100 DM unter dem Vorjahresniveau. 
Dagegen erhöhten sich die außerbetrieblichen Er- 
werbseinkommen und die Einkommen aus sonstigen 
Quellen, so daß das Gesamteinkommen je Familie 
auf 28 709 DM anstieg (1973/74 = 27 770 DM). Im 
Vergleich dazu war in den Haupterwerbsbetrieben 
über der Grenze nach § 4 LwG ein etwas stärkerer 
Anstieg des Gesamteinkommens je Familie zu ver- 
zeichnen (von 29 457 DM in 1973/74 auf 31 445 DM 
in 1974/75). ln den Haupterwerbsbetrieben unter 
der Grenze ging das Gesamteinkommen aufgrund 
der stark verringerten außerbetrieblichen Einkom- 
men um fast 1 000 DM auf 16 104 DM je Familie zu- 
rück (Übersicht 18). 


Übersicht 18 


Einkommen der Nebenerwerbsbetriebe 
im Vergleich mit den Haupterwerbsbetrieben 1973/74 und 1974/75 


Art des Einkommens 

Nebenerwerbs- 
betriebe ^) 

Haupterwerbsbetriebe ^) 

unter der Grenze 
nach § 4 LwG 

über der Grenze 
nach § 4 LwG 

1973/74 1 

1974/75 

1973/74 

t 1974/75 

1973/74 1 

1974/75 

DM/Familie ■‘^) 

Reineinkommen (Gewinn) 

9 060 

7 966 

9 706 

9 691 

25 860 

27 830 

Außerbetriebliches Erwerbs- 







einkommen 

17 520 

19510 

6 141 

4 732 

1 987 

1 530 

Sonstige Einkommen 

1 190 

1 233 

1 183 

1 681 

1 610 

2 085 

Gesamteinkommen 

27 770 

28 709 

17 030 

16 104 

29 457 

31 445 


0 Durdisdinittsergebnisse aus den untersuditen Testbetrieben; nicht hochgerechnet wegen zu geringer Repräsentati- 
vität. 

2) Hochgerechnete Testbetriebsergebnisse für die Bundesrepublik Deutschland. 

^) Der Bezug des Gesamteinkommens auf die Familien-AK wurde nicht vorgenommen, da ein Bezug von „sonstigen 
Einkommen" auf Voll-Arbeitskräfte nicht aussagefähig ist. 
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48. Anhand des durch das Testbetriebsnetz reprä- 
sentierten Bereichs der Ncbenerwerbslandwirtschaft 
wird die wirtschaftliche und soziale Bedeutung der 
Erwerbskombination deutlich. Die Einzelauswertun- 
gen der Ergebnisse des heterogenen Bereichs der 
Nebenerwerbslandwirtschaft zeigen, daß ein nicht 
geringer Teil der Bevölkerung in ländlichen Ge- 
bieten eine Tätigkeit in der Landwirtschaft aufrecht- 
erhalten möchte. Die vielfältigen Formen der Zu- 
sammenarbeit in der Landwirtschaft erleichtern da- 
bei die Bewirtschaftung von Nebenerwerbsbetrie- 
ben. Von den Inhabern der untersuchten Betriebe 
waren etwa zwei Drittel an Zusammenschlüssen der 
verschiedensten Art beteiligt (Materialband, Ta- 
belle 60). 


1.33 Weinbauliche Haupterwerbsbetriebe 
Ergebnisse des Wirtschaftsjahres 1974/75 

49. Nach den vorliegenden Buchführungsergebnis- 
sen waren die Einkommen in den Weinbaubetrie- 
ben 1974/75 teilweise niedriger als im Vorjahr. Die 
für die Betriebe mit Steillagen angegebene Größen- 
ordnung der Einkommensverminderung dürfte aller- 
dings zu einem Teil auch auf einen Rückgang der 
Zahl der Testbetriebe und Umschichtungen der Ma- 
terialgrundlage zurückzuführen sein. Letzteres wird 
insbesondere an der Verringerung der durchschnitt- 
lichen Betriebsgröße der Betriebe mit Steillagen bei 
einem Rebflächenanteil über 30 ^Vo deutlich. Auch 
die Gruppierungen der Testbetriebe nach Vermark- 
tungsformen und Weinbaugebieten lassen darauf 
schließen, daß der Rückgang der Einkommen in den 
Weinbaugebieten bei der Darstellung nach dem 
Rebflächenanteil und dem Grad der Hängigkeit 
teilweise überzeichnet wird. Es wird angestrebt, die 
Materialgrundlage zur Darstellung der Einkommens- 
lage in den Weinbaubetrieben für den nächsten 
Agrarbericht wieder zu verbessern. 

50. Die Einkommen der weinbaulichen Haupter- 
werbsbetriebe über der Grenze nach § 4 LwG sind 
1974/75 nach der relativ günstigen Entwicklung im 
Durchschnitt der beiden vorausgegangenen Wirt- 
schaftsjahre gesunken. Das Reineinkommen je 
Farn- AK verminderte sich gegenüber dem Vorjahr in 
den Betrieben mit Flach- und Hanglagen um rd. 
2 Vo und bei den Betrieben mit Steillagen um rd. 
30 ®/o (Übersicht 19). 

Ursachen hierfür waren vor allem eine geringe 
Weinmosternte, die im Bundesgebiet um etwa 20 ^/o 
unter der durchschnittlichen Ernte des Zeitraums 
1969 bis 1974 lag, sowie relativ niedrige Erzeuger- 
preise als Folge der sehr hohen Ernte 1973. 

51. In den nach Vermarktungsformen gruppierten 
Ergebnissen (Materialband, Tabelle 62) kommt zum 
Ausdruck, daß insbesondere jene Betriebe Einkom- 
mensrückgänge hinnehmen mußten, die Trauben 
oder Most verkauften. Betriebe mit eigener Kel- 
lereiwirtschaft (Faßwein- und Flaschenweinvermark- 
tung) konnten die Auswirkungen der Ertrags- und 
Preisschwankungen offensichtlich besser auffangen. 


Übersicht 19 


Reineinkommen (Gewinn) in den weinbaulichen 
Haupterwerbsbetrieben 
über der Grenze nach § 4 LwG 



Weinbaubetriebe 
mit überwiegend 

Wirtschaftsjahr 

Flach- und 
Hanglagen 

Steillagen 


DM/Fam-AK 

1971/72 

21 998 

25 844 

1972/73 

29 244 

22 163 

1973/74 

30 590 

22 534 

1974/75 

30 031 

15 628 9 

1974/75 gegen 

Veränderung in ®/o 

1973/74 

- 1,8 

-30ß 

1971/72 3) 

+ 10,9 

-154 


9 Durchschnittsergebnisse der Testbetriebe 
9 Ohne Betriebe mit Steillagen mit einem Rebflächen- 
anteil von 15 bis 30 Vo. 

9 Jährlicher Durchschnitt; berechnet nach der Zinseszins- 
formel. 

Hierzu dürfte vor allem auch die Nutzung weiterer 
Rationalisierungsmöglichkeiten beigetragen haben. 
So lag z. B. der Betriebsaufwand je ha LF bei den 
Betrieben mit Anschluß an Winzergenossenschaften 
unter dem Niveau des Vorjahres ( — 5^/o); bei den 
Betrieben mit Faßweinvermarktung stieg er um rd. 
4 ‘^/o und bei den Betrieben mit Flaschenweinver- 
marktung um 1,5 Vü. 

Am günstigsten war die Einkommensentwicklung 
bei den Betrieben mit Faßweinvermarktung. Die Be- 
triebe mit Flaschenweinvermarktung konnten das 
1973/74 erreichte hohe Einkommensniveau im Wirt- 
schaftsjahr 1974/75 halten. 

52. Deutliche Unterschiede in der Einkommensent- 
wicklung ergaben sich auch in den einzelnen Wein- 
baugebieten. Während in den Anbaugebieten Mosel, 
Saar, Ruwer und Baden-Württembergs im Durch- 
schnitt beträchtliche Einkommensrückgänge zu ver- 
zeichnen waren, stieg das Reineinkommen je Fam- 
AK in Rheinhessen und in Rhein-Pfalz deutlich an. 
Die Betriebsergebnisse zeigen die Zusammenhänge 
zwischen den Bewirtschaftungsverhältnissen und 
den vorherrschenden Vermarktungsformen in den 
Weinbaugebieten. Hierbei ist allerdings zu berück- 
sichtigen, daß die Betriebsgruppen in der Gliederung 
nach Weinbaugebieten zum Teil nur schwach besetzt 
sind. 

53. Die Investitionstätigkeit ist in den Weinbau- 
betrieben im Wirtschaftsjahr 1974/75 wieder auf 
einen Umfang zurückgegangen, der mit früheren 
Jahren vergleichbar ist. Im Vorjahr hatte die gün- 
stige Einkommensentwicklung die Betriebsleiter zu 
weit überdurchschnittlichen Investitionsausgaben 
veranlaßt. 
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54. Die Vergleichsrechnung für die Weinbaube- 
triebe zeigt für das Wirtschaftsjahr 1974/75 folgen- 
des Ergebnis: 


Lage der Betriebe 

Wirt- 

sdiaftS' 

jahr 

Ver- 

gleidis- 

rein- 

einkom- 

men 

Summe 

der 

Ver- 

gleichs- 

ansätze 

Ab- 

stand 

DM/Fam-AK 

Va 

Flach- und Hanglagen 

1973/74 

31 171 

27 797 

+ 12,1 


1974/75 

30 399 

29 704 

+ 2,3 

Steillagen 

1973/74 

23 281 

23 820 

- 2,3 


1974/75 1) 

15 853 

25 959 

- 38,9 


9 Ohne Betriebe mit Steillagen mit einem Rebflächenanteil von 
15 bis 30 Ve. 


Während bei den Betrieben mit Flach- und Hang- 
lagen das Vergleichsreineinkommen die Summe der 
Vergleichsansätze um 2,3 Vo überstieg, errechnete 
sich für die Betriebe mit Steillagen ein Einkommens- 
abstand von fast 39Vo. Wie schon bei der Entwicklung 
des Reineinkommens ist auch bei der Vergleichs- 
rechnung auf die unsichere Materialgrundlage der 
Betriebe mit Steillagen hinzuweisen. Der hier aus- 
gewiesene Einkommensabstand ist aufgrund der 
relativ starken Veränderungen bei den Testbetriebs- 
gruppen wahrscheinlich überzeichnet. 


Vorschätzung für das Wirtschaftsjahr 1975/76 

55. Die Entwicklung der Einkommen wird im Wein- 
bau in besonders starkem Maße von Menge und 
Qualität der jeweiligen Ernte sowie der allgemeinen 
wirtschaftlichen Entwicklung beeinflußt. 

Im Vv^einbau wurde 1975 mit 9,2 Millionen hl Wein- 
most eine überdurchschnittlich hohe Ernte einge- 
bracht, die den Durchschnitt der letzten sechs Jahre 
um 18 ^/o und das Ergebnis des Vorjahres um 36 ^/o 


übertraf. Auch die Qualität des 1975 geernteten 
Jahrgangs wird überwiegend positiv und besser als 
im mehrjährigen Mittel beurteilt. Außerdem hat sich 
die Preis-Kostenrelation in den meisten Weinbau- 
betrieben im laufenden Wirtschaftsjahr wieder deut- 
lich gebessert. Insgesamt können die Betriebe des- 
halb 1975/76 wieder mit höheren Einkommen rech- 
nen als im abgelaufenen Wirtschaftsjahr. Dabei 
dürften viele Betriebe das Einkommensniveau des 
vorletzten Jahres noch übertreffen. 


1 .34 Gartenbauliche Haupterwerbsbetriebe 

Ergebnisse des Wirtschaftsjahres 1974/75 

56. Im Gartenbau entwickelten sich die Einkommen 
in Abhängigkeit von Produktionsrichtung und Be- 
triebsgröße im abgelaufenen Wirtschaftsjahr sehr 
unterschiedlich. Dazu hat die Verteuerung der 
Energie, die starke strukturelle und organisatori- 
sche Anpassungen auslöste, wesentlich beigetragen. 
Die direkten Einkommenswirkungen der Kostenstei- 
gerungen konnten jedoch nur teilweise ausgeglichen 
werden. 

57. Die Gemüsebaubetriebe erzielten wie in den 
Jahren zuvor eine weitere Steigerung des Betriebs- 
ertrages je ha Gärtnerische Grundfläche (GG). Das 
Betriebseinkommen je ha GG lag etwa auf der Höhe 
des Vorjahres. Der Erfolg von Rationalisierungs- 
maßnahmen kommt insbesondere in der erheblichen 
Steigerung des Betriebsertrages von 34 550 DM auf 
47 410 DM je AK zum Ausdruck. Die beträchtliche 
Verminderung des Arbeitskräftebesatzes hatte zur 
Folge, daß sich auch das Reineinkommen je Farn- AK 
von 18 160 DM auf 23 920 DM (-{-32 ‘^/o) erhöhte (vgl. 
Übersicht 20 und Materialband, Tabelle 69). 


Übersicht 20 


Reineinkommen (Gewinn) in den garteiibauiidien Haupterwerbsbetrieben 
über der Grenze nach § 4 LwG 


Wirtschaftsj ahr 

Gemüse 

1 Zierpflanzen 

1 Gemischt | 

Obst 

1 Baumschulen 

DM/Fam-AK 

1971/72 

23 870 

31 320 


13 669 

61 023 

1972/73 

22 231 

26 494 

31 583 

29 550 

63 235 

1973/74 

18 160 

27 053 

24 282 

16 638 

72 094 

1974/75 

23 920 

26 704 

24 706 

24 050 

73 315 

1974/75 gegen 

Veränderung in ‘^/o 

1973/74 

4-31,7 

- 1,3 

+ Ü7 

-1-44,5 

+ 1,7 

1971/72 g 

-f 0,1 

- 5,2 

~n,6 9 

-1-20,7 

+ 6,3 


Durchschnittsergebnisse der Testbetriebe 
Jährlicher Durchschnitt; berechnet nach der Zinseszinsformel 
'9 gegen 1972/73 
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58- Im Zierpflanzenbau erreichte der Betriebsertrag 
je ha GG die Höhe des Vorjahres. Die Gründe sind 
in den relativ niedrigen Preisen für Schnittblumen 
und Topfpflanzen, insbesondere im Kalenderjahr 
1974, ebenso aber auch in Umstellungsmaßnahmen 
der Produktion im Gefolge der verteuerten Energie 
zu suchen. Der Sach- und Lohnaufwand konnte zwar 
gesenkt werden, das Reineinkommen je Fam-AK 
erreichte jedoch nicht ganz das Vorjahresergebnis. 
Mit durchschnittlich 26 704 DM lag es 1974/75 niedri- 
ger als im Vorjahr (“1,3 Vo). Nach dem starken An- 
stieg der Reineinkommen 1971/72 stagnierten damit 
die Einkommen im Durchschnitt der letzten drei 
Wirtschaftsjahre, sie lagen jedoch weiterhin höher 
als in anderen Betriebsformen des Gartenbaues und 
der Landwirtschaft. 

59. Die Gemischtbetriebe sind gerade im Garten- 
bau stärker noch als in der Landwirtschaft in ihrer 
Betriebsorganisation und Einkommensstruktur eine 
außerordentlich heterogene Betriebsgruppe. Relativ 
geringe Änderungen in der Betriebsorganisation 
oder in der Materialgrundlage können bereits zu so 
starken Veränderungen der ausgewiesenen Betriebs- 
daten führen, daß ein Entwicklungsvergleich über 
mehrere Jahre kaum noch möglich ist. Im Berichts- 
jahr ist vor allem der Anteil der Unterglasfläche im 
Durchschnitt der ausgewiesenen Betriebe erheblich 
zurückgegangen. Damit waren auch Betriebsertrag 
und Betriebsaufwand sowie der Arbeitskräftebesatz 
wesentlich geringer als in den Vorjahren. Da diese 
Veränderungen zu einem erheblichen Teil aus der 
Materialgrundlage resultieren, ist ein Kennzahlen- 
vergleich mit den Vorjahren allenfalls begrenzt mög- 
lich. Unter diesen Vorbehalten sind auch die Einkom- 
mensergebnisse für das Wirtschaftsjahr 1974/75 zu 
werten. Mit 24 706 DM je Fam-AK war das Rein- 
einkommen im Durchschnitt der erfaßten Gemischt- 
betriebe etwas höher ( + 1,7 +o) als im Vorjahr. 

60. Eine günstige Einkommensentwicklung hatten 
1974/75 audi die Obstbaubetriebe. Unterdurchschnitt- 
liche Obsterträge im Jahr 1974 konnten in ihren 
Auswirkungen auf das Wirtschaftsergebnis durch die 
zum Teil deutlichen Preiserhöhungen ausgeglichen 
werden. Auch bei den Obstbaubetrieben ist das be- 
sonders stark erhöhte Reineinkommen je Fam-AK 
( + 44,5 +o) aber wesentlich auf den verminderten Be- 
satz an Arbeitskräften zurückzuführen. 

61. Die Einkommensergebnisse der Betriebe mit 
Baumschulen lagen weiterhin mit Abstand an der 
Spitze. Das Reineinkommen je Fam-AK erhöhte sich 
gegenüber dem Vorjahr allerdings nur geringfügig 
(+l,7+o) auf 73 315 DM, während der Zuwachs im 
Durchschnitt der letzten Jahre 6,3 +o betragen hatte. 

62. Die Vergleichsrechnung für die Gartenbaube- 
triebe zeigt, daß im Wirtschaftsjahr 1974/75 lediglich 
die Baumschulbetriebe ein Vergleichsreineinkom- 
men aufwiesen, das über der Summe der Vergleichs- 
ansätze lag. Der Vergleich fällt jedoch auch hier nicht 
mehr so günstig aus wie im Vorjahr. Bei den Zier- 
pflanzenbaubetrieben, die 1973/74 in der Vergleichs- 
rechnung ein positives Ergebnis hatten, ergab sich 
1974/75 ein negativer Abstand des Vergleichsrein- 


einkommens zu den Vergleichsansätzen von an- 
nähernd 9 + 0 . Bei den Gemüsebaubetrieben und den 
Obstbaubetrieben hat sich der Abstand dagegen 
deutlich vermindert. 


Produktionssparte 

Wirt- 

schafts- 

jabr 

Ver- 

gleidis- 

rein- 

einkom- 

men 

Summe 

der 

Ver- 

gleidis- 

ansätze 

Ab- 

stand 

DM/Fam-AK 

o/o 

Gemüsebaubetriebe . . . 

1973/74 

18 281 

23 308 

- 21,6 


1974/75 

24 262 

28 226 

- 14,0 

Zierpflanzenbaubetriebe 

1973/74 

27 179 

25 207 

+ 7,8 


1974/75 

26 917 

29 464 

~ 8,6 

Gemischtbetriebe 

1973/74 

24 402 

23 913 

+ 2,0 


1974/75 

24 901 

31 247 

~ 20,3 

Obstbaubetriebe 

1973/74 

16 831 

26 419 

- 36,3 


1974/75 

24 331 

29 425 

~ 17,3 

Baumschulen 

1973/74 

72 272 

33 125 

+ 118,2 


1974/75 

73 635 

44 646 

+ 64,9 


Vorschätzung für das Wirtschaftsjahr 1975/76 

63. Nach wie vor wird die Entwicklung der Ein- 
kommen im Gartenbau und hier speziell in Unter- 
glasbetrieben sowie bei Zierpflanzen von der allge- 
meinen Wirtschaftskonjunktur des In- und Auslan- 
des sowie den Energiepreisen beeinflußt. 

Im Gemüsebau war die 1975 auf dem Freiland er- 
zielte Erntemenge mit 1,1 Millionen t niedriger 
( — 5,7 +o) als im Vorjahr. Das führte im laufenden 
Wirtschaftsjahr auf wichtigen Gemüsemärkten bei 
erheblichen Preisunterschieden zwischen den einzel- 
nen Arten zu höheren Erzeugerpreisen. Hierbei ist 
allerdings zu berücksichtigen, daß die Erzeugerpreise 
1974/75, gemessen am Preisindex, deutlich ( — 8®/o) 
unter dem Niveau des Vorjahres gelegen hatten. An- 
gesichts der weiteren Entwicklung des Betriebsauf- 
wandes dürfte sich daraus für die meisten Betriebe 
kaum eine wesentliche Verbesserung der Einkom- 
men ergeben. Aller Voraussicht nach dürfte vielmehr 
in den meisten Betrieben 1975/76 eine nur geringe 
Steigerung der Reineinkommen je Fam-AK zu er- 
zielen sein. 

Der Zierpflanzenbau ist in besonderem Maße kon- 
junkturabhängig und zudem wachsendem internatio- 
nalem Wettbewerb ausgesetzt. Während weniger 
leistungsfähige Betriebe zunehmend in Schwierig- 
keiten geraten und Einkommensverluste hinnehmen 
müssen, werden andere auch 1975/76 durchaus zu- 
friedenstellende und weiter steigende Einkommen 
erzielen können. Das durchschnittliche Reineinkom- 
men je Fam-AK, das wiederum eine erhebliche 
Streubreite umfassen wird, dürfte auch 1975/76 nicht 
wesentlich vom mittleren Niveau der letzten Be- 
richtsjahre abweichen. 

Im Obstbau wurde 1975 mit 3,1 Millionen t eine 
Ernte erzielt, die etwa dem langjährigen Durchschnitt 
entsprach ( — 3 +o), die relativ geringe Ernte des Vor- 
jahres aber erheblich übertraf ( + 26 +o). Da die Preis- 
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entwicklung zudem bei wichtigen Obstarten für die 
Erzeuger recht günstig verlief, kann auch 1975/76 in 
den meisten Betrieben mit einem Reineinkommen je 
Farn- AK gerechnet werden, das über dem mehrjäh- 
rigen Durchschnitt liegt. 


1.4 Löhne und Arbeitszeiten der Arbeitnehmer 

64 . In der Landwirtschaft waren im Wirtschaftsjahr 
1972/73 121 000 Lohnarbeitskräfte ständig beschäf- 
tigt (Materialband, Tabelle 2). 

Die Tariflöhne der landwirtschaftlichen Arbeitneh- 
mer sind zu Beginn des Jahres 1975 um rd. 8 ^Vo (im 
Durchschnitt 46 Pfennige je Stunde) erhöht worden. 
Im Durchschnitt des Bundesgebietes beträgt der 
Landarbeiterecklohn ab 1. August 1975 6,21 DM. Für 
Landarbeiter in Hausgemeinschaft beträgt der 
durchschnittliche monatliche Gesamtlohn (einschl. 
237 DM Wert der freien Kost und Wohnung) ab 1 . Au- 
gust 1 171,13 DM (Materialband, Tabelle 71). Ab- 
weichend vom Bundesdurchschnitt ist die Regelung 
in den drei Tarifgebieten in Rheinland-Pfalz. Hier 
wurde der Landarbeiterecklohn nur um 39 Pfen- 
nige erhöht bei gleichzeitiger Erhöhung des Urlaubs- 
geldes auf 12,50 DM je Urlaubstag (übrige Tarif- 
gebiete 5 DM). 

Die tatsächlichen Bruttoarbeitsverdienste der Land- 
arbeiter betrugen 1974/75 6,55 DM je Stunde. Die 
Effektivverdienste der Landarbeiter lagen somit um 
3,16 DM oder rd. 32 '^/o unter denen der Leistungs- 


2 Forst- und Holzwirtschaft 


2.1 Forstwirtschaft 

67 . 1975 gab es in der Bundesrepublik Deutschland 

rund 116 000 Forstbetriebe mit einer Waldfläche 
von 5,2 Millionen ha. Gegenüber 1974 nahm die Zahl 
der Betriebe der Hauptproduktionsrichtung „Forst- 
wirtschaft" um 1,4 ‘^/o ZU; die Waldfläche vergrö- 
ßerte sich um 0,5 ‘Vo. Etwa 28 Vo der Forstbetriebe 
(32 422 Betriebe) hatten eine Waldfläche von weni- 
ger als 1 ha; 63 Vo der Betriebe gehörten zur Grö- 
ßenklasse 1 bis 50 ha. Die durchschnittliche Be- 
triebsgröße der Forstbetriebe lag bei 45 ha Wald- 
fläche (Materialband, Tabelle 72). 

Neben den Forstbetrieben bewirtschafteten 1974 rd. 
450 000 landwirtschaftliche Betriebe (ab 1 ha LF 
bzw. ab 4 000 DM Jahresmarktproduktion) eine 
Waldfläche von 1,8 Millionen ha. Auf diese Betriebe 
entfiel eine durchschnittliche Waldfläche von 4 ha. 
Gegenüber dem vergleichbaren Erhebungsjahr 1971 
hat die Zahl der landwirtschaftlichen Betriebe mit 
Waldfläche um insgesamt 4,8 % und die zugehörige 
Waldfläche um 2,5 abgenommen. 


gruppe 2 der übrigen Wirtschaftsbereiche (Ver- 
gleichslöhne). 

65 . Für die Arbeitnehmer im Erwerbsgartenbau 
traten mit Wirkung vom 1. April 1975 neue Lohn- 
tarifverträge in Kraft. Der Stundenlohn für den Gärt- 
ner mit Gehilfenprüfung (Ecklohn) beträgt seitdem 
im Durchschnitt des Bundesgebietes 6,96 DM gegen- 
über 6,43 DM am 1. Juli 1974 (+ rd. 8%). 


Arbeitszeiten 

66. Die tarifvertraglich vereinbarte Arbeitszeit für 
die Landarbeiter liegt seit 1. Januar 1974 bei 2 296 
Stunden/Jahr, d. s. durchschnittlich rd. 44 Stunden/ 
Woche. Die tatsächliche, bezahlte Arbeitszeit der 
Landarbeiter mit Stundenlohn betrug im Septem- 
ber 1974 im Durchschnitt 214,1 Stunden = 49,7 Stun- 
den/Woche. Die Arbeitszeit für Arbeitnehmer des 
gewerblichen Bereichs lag im Oktober 1974 bei 181,5 
Stunden = 42,2 Stunden/Woche. 

Für die Arbeitnehmer im Erwerbsgartenbau trat ab 
1. Januar 1975 — bei Lohnausgleich — eine Verkür- 
zung der Arbeitszeit um 1 Stunde/Woche auf durch- 
schnittlich 44 Stunden in Kraft. Die Jahresarbeits- 
zeit von 2 288 Stunden kann dem Arbeitsbedarf ent- 
sprechend verteilt werden, jedoch darf die wöchent- 
liche Arbeitszeit 47 Stunden nicht über- und 42 
Stunden nicht unterschreiten. 


^) Zu den Arbeitszeiten der selbständigen Landwirte vgl. 
Ziffer 31. 


Ergebnisse der Gesamtrechnung 

68. Der Produktionswert der Forstwirtschaft, in 
dem die Schutz- und Erholungsfunktion des Waldes 
nicht berücksichtigt ist, ist im Jahre 1975 vor allem 
aufgrund des in Anpassung an die Marktlage stark 
reduzierten Einschlags (ca. 26 Millionen Festmeter 
gegenüber 32 Millionen FM des Vorjahres) um 15 Vo 
auf 2 363 Millionen DM zurückgegangen. Bei weiter 
gestiegenem Vorleistungsanteil hat sich die Wert- 
schöpfung der Forstwirtschaft um 24 Vo auf 1 503 
Millionen DM im Jahre 1975 vermindert, das ent- 
spricht einer Wertschöpfung je Arbeitskraft von 
14 317 DM. 

Betriebsergebnisse 

69 . Die allgemeine Konjunkturschwäche, von der 
insbesondere der Bausektor betroffen war, hat zu 

^) Für die Forstwirtschaft wird z. Z. ein Testbetriebsnetz, 
in dem ca. 300 Forstbetriebe vertreten sein sollen, auf- 
gebaut. Die ersten Ergebnisse werden für den Agrar- 
bericht 1978 erwartet. 
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einem spürbaren Rückgang der Nachfrage nach 
Rohholz geführt. Infolge einer weitgehenden An- 
passung des Angebots an die veränderten Nach- 
fragebedingungen ergaben sich keine wesentlichen 
Auswirkungen auf die Erzeugerpreise für Rohholz, 
Durch den weiteren Anstieg der Produktionskosten 
waren die Betriebsergebnisse sowohl im Durch- 
schnitt aller Forstbetriebe (Übersicht 21) als auch 
bei den einzelnen Besitzarten (Materialband, Ta- 
belle 74) ungünstiger als im Vorjahr. 


U 13 ersieht 21 


Betriebsergebnisse der Forstbetriebe 


Jahr 

Betriebs- 

ertrag 

Betriebs- 

einkommen 

Rein- 

ertrag 

DM je ha Forstfläche 

1965 

320 

237 

37 

1971 

359 

258 

8 

1972 

373 

273 

3 

1973 

392 

273 

0 

1974 ^) 

454 

323 

21 

1975 ^) 

448 

312 

2 

1975 




gegen 




1974 ±«/o 

-1 

-4 

-91 


*) Für den Staatswald Totalerhebung, für den Körper- 
schaftswald und Privatwald ausgewählte Betriebe. Der 
Privatwald unter 100 ha ist nicht erfaßt. 

V) vorläufig 

70 . Die Rationalisierungsmöglichkeiten der Mecha- 
nisierung werden auch in der Forstwirtschaft zu- 
nehmend genutzt, und zwar vorwiegend in den grö- 
ßeren Betrieben. Die Mechanisierung wird bislang 
noch hauptsächlich von Lohnunternehmern getra- 
gen. Im Gegensatz zur Landwirtschaft spielt der 
Einsatz von Maschinenringen oder gemeinschaftlich 
gehaltenen Maschinen selbst bei den rd. 465 aner- 
kannten forstv/irtschaftlichen Zusammenschlüssen 
eine geringere Rolle. 


3 Fischerei 


3.1 Große Hochseefischerei 

Struktur 

73 . In den letzten Jahren hat sich in der Großen 
Hochseefischerei ein tiefgreifender Strukturwandel 
vollzogen, der durch eine Verringerung des Flotten- 
bestandes, einen Rückgang der Fangergebnisse und 


2.2 Holzwirtschaft 

Struktur 

71 . In den einzelnen Bereichen der holzbe- und 
-verarbeitenden Industrie verringerte sich im Jahre 
1974 die Zahl der Betriebe^) (= 68 000) gegenüber 
dem Vorjahr mit —0,6 bis — 2,7Vo nur geringfü- 
gig. Konkurse und Vergleiche hatten an diesem 
Rückgang nur einen sehr niedrigen Anteil. Die 
Zahl der Beschäftigten lag 1974 bei insgesamt 
650 000. Gegenüber dem Vorjahr war erstmals in 
der holzverarbeitenden Industrie ein stärkerer Rück- 
gang mit — 4,4^/() zu beobachten (Materialband, 
Tabelle 75). 

Im Jahre 1975 führte die Rezession auch in der 
Holzwirtschaft, insbesondere bei allen Zweigen der 
Holzindustrie, zu geringeren Kapazitätsauslastungen 
und hohen Lagervorräten; jedoch ist die Anzahl 
der Betriebe und der Beschäftigten nicht stärker 
als im Vorjahreszeitraum zurückgegangen. Die 
Kurzarbeit nahm jedoch zu. 


Ergebnisse der Gesamtrechnung 

72 . Der Umsatz der gesamten Holzindustrie er- 
höhte sich 1974 gegenüber dem Vorjahr um 1,6 Mrd. 
DM (-f 3 ^/o) auf schätzungsweise 54,6 Mrd. DM. 
Der Umsatz je Beschäftigten nahm in den einzelnen 
Industriezweigen der Holzwirtschaft zwischen 5 ^h) 
und 38 ‘Vo zu. Der Beitrag der Holz Wirtschaft zum 
Bruttoinlandsprodukt war 1974 mit 22,5 Mrd. DM 
um 4,2 Vo höher als iin Vorjahr. 

In allen Bereichen der Holzindustrie hatten sich 
am Jahresende 1974 infolge der ungünstigen Ent- 
wicklung des Baumarktes und der rückläufigen 
Nachfrage nach Holzhalbwaren, Zellstoff und Papier 
hohe Lagerbestände gebildet. Stärkere Ertragsein- 
bußen konnten durch eine erhebliche Steigerung 
der Ausfuhr von Stamm- und Industrieholz sowie 
Schnittholz (1974 gegenüber 1973 um -i 88 ®/o) ver- 
mieden werden (Materialband, Tabelle 135). 

h Einschließlich Betriebe des Holzhandwerks, des Holz- 
handels und einschließlich der Betriebe der holzver- 
arbeitenden Industrie mit weniger als zehn Beschäf- 
tigten. 


einen Zusammenschluß von Unternehmen gekenn- 
zeichnet war. Mit Hilfe des Bundes wurden die Zahl 
der überalterten Frischfischfänger verringert und die 
Frosterkapazitäten ausgebaut. Während die Große 
Hochseefischerei 1965 aus 155 Schiffen mit 131 400 
BRT bestand, betrug ihre Zahl am 31. Dezember 
1974 nur noch 74 Schiffe mit 124 000 BRT, wovon 
32 Vollfroster und 42 Frischfischfänger waren (Ma- 
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terialband, Tabelle 76). Von 1972 bis 1975 wurden 
15 Vollfroster mit einer Gesamttonnage von 47 000 
BRT in Dienst gestellt. 

74, Unter den gegenwärtigen Produktionsbedin- 
gungen, besonders hinsichtlich des Fangeinsatzes 
und der Auslastung der Einrichtungen an Land läßt 
sich die Große Hochseefischerei nur in größeren 
Einheiten rationell betreiben. Seit 1971 ist sie daher 
in vier betriebsführenden Reedereigruppen zusam- 
mengefaßt; einige Unternehmen haben sich aus der 
aktiven Fischerei ganz zurückgezogen und ihre 
Schiffe verchartert. In den 50er Jahren bestanden 
noch ca. 50 und im Jahre 1965 noch etwa 15 Unter- 
nehmen der Hochseefischerei. Ca. 80 Vo der Tonnage 
entfallen auf zwei konzerngebundene Reedereien, 
wobei Möglichkeiten des Ergebnis- und Risikoaus- 
gleichs innerhalb der jeweiligen Unternehmens- 
gruppe gegeben sind. Angesichts der ungünstigen 
Verhältnisse im Produktionsbereich ist generell in 
der Hochseefischerei eine Tendenz zur Auswei- 
tung der Aktivitäten im Handels- und Verarbei- 
tungsbereich zu beobachten. 

Produktions- und Betriebsergebnisse 

75. Trotz der etwas geringeren Fangkapazität stie- 
gen die Gesamtanlandungen der Seefischerei im 
Jahre 1974 um 37 000 t ( + 8 Vo) auf 493 000 t (Fang- 
gewidit), wobei sich die Kapazitätserneuerung der 
Frosterflotte erstmals voll auswirkte (Produktions- 
anstieg bei Tiefkühlfisch um ein Drittel). Die in den 
vorgenannten Zahlen enthalten Frischfischanlandun- 
gen der Großen Hochseefischerei lagen 1974 gering- 
fügig über dem Vorjahresergebnis. 

Die Große Hochseefischerei vergrößerte in den 
letzten Jahren ihren Anteil am Gesamtergebnis der 
deutschen Seefischerei nach Menge und Erlös und war 
1974 mit 71 ®/ö an den mengenmäßigen Anlandungen 
und sogar mit 79 Vo am Gesamterlös (einschließlich 
Produktionswert der Frostfisch-Lagerbestände) von 
521,8 Millionen DM beteiligt (Materialband, Ta- 
belle 77). Für 1975 ist bei Frischfisch mit einem 
starken Rückgang der Anlandungen zu rechnen. 

Nach dem günstigen Betriebsergebnis des Geschäfts- 
jahres 1973 hat sich die Ertragslage der Großen 
Hochseefischerei im Jahre 1974 wieder verschlech- 
tert (Materialband, Tabelle 78). Diese Entwicklung 
ist im wesentlichen auf den Anstieg der Treibstoff- 
kosten, der Lagerkosten für Frostfisch und auf den 
Rückgang der als Nebenprodukt anfallenden Fisch- 
mehlerlöse zurückzuführen. Auch für 1975 ist ins- 
besondere infolge der Absatzschwierigkeiten bei 
Frostfisch und des weiteren Anstiegs der Produk- 
tionskosten mit einem ungünstigen Betriebsergebnis 
zu rechnen. 


3.2 Kleine Hochsee- und Küstenfischerei 

Struktur 

76. Der Strukturwandel in der Kleinen Hochsee- 
und Küstenfischerei, die fast ausschließlich aus Fa- 


milienbetrieben besteht, hat zu einer starken Redu- 
zierung der Fahrzeuge geführt. Am 31. Dezember 

1974 waren noch 794 Kutter (gegenüber 1 373 Kut- 
tern im Jahre 1960) im Einsatz. Die Gesamttonnage 
verringerte sich dagegen aufgrund des Einsatzes 
größerer Fahrzeuge nur geringfügig von 31 830 BRT 
auf 29 343 BRT. 

Zu den 794 Kuttern (464 Fischkuttern und 330 Krab- 
benkutter) kommen noch ca. 1 700 Küstenfischerei- 
fahrzeuge, die überwiegend von Nebenerwerbs- 
lischern betrieben werden; sie sind für die Markt- 
versorgung nur von geringer Bedeutung. 

Die Altersstruktur der Kutterflotte konnte etwas 
verbessert werden, ist aber nach wie vor nicht be- 
friedigend. 

ProduktionS“ und Betriebsergebnisse 

77. Im Jahre 1974 sind die Anlandungen der Klei- 
nen Hochsee- und Küstenfischerei um 4 auf ca. 
139 000 t (Fanggewicht) gestiegen; das sind knapp 
20 der Fangmenge der deutschen Seefischerei. Der 
Gesamtumsatz blieb 1974 mit 103 Millionen DM 
nahezu unverändert. Im längerfristigen Vergleich 
waren auch die Fangergebnisse der Kutter rück- 
läufig. 

Im ersten Halbjahr 1975 war bei der Kutterfische- 
rei ein Erlösrückgang um ca. ein Drittel gegenüber 
dem Vorjahr zu verzeichnen, was auf die ungün- 
stigen Witterungsverhältnisse und besonders auf 
die Absatzschwierigkeiten zurückzuführen war. 

78. Bis 1973 entwickelte sich die Einkommenslage 
in der Kleinen Hochsee- und Küstenfischerei trotz 
erheblicher Unterschiede zwischen den einzelnen Be- 
triebstypen aufgrund der guten Preissituation ins- 
gesamt günstig. Auch die Ostseefischerei konnte 
bessere Ergebnisse erzielen (siehe Materialband, Ta- 
belle 79). Seit etwa Mitte 1974 wirkte sich der starke 
Anstieg des Betriebsaufwandes aufgrund der gestie- 
genen Treibstoffkosten bei weitgehend konstanten 
Durchschnittserlösen ungünstig auf die Ertrags- und 
Einkommensentwicklung aus. Aufgrund der Erlös- 
rückgänge im ersten Halbjahr ist im Kalenderjahr 

1975 mit einer weiteren Verschlechterung der Er- 
tragslage zu rechnen. 

3.3 Binnenfischerei 

79. In der Teichwirtschaft und Fischzucht ist die 

Entwicklung insgesamt positiv verlaufen. Die Zahl 
der Teichanlagen nahm weiter zu. In der Karpfen- 
teichwirtschaft ist die wirtschaftliche Lage allerdings 
aufgrund stagnierenden Absatzes, gestiegener Be- 
triebskosten sowie starker Importkonkurrenz wenig 
günstig zu beurteilen. In der wirtschaftlich nur noch 
wenig bedeutenden und durch die Abwasserbela- 
stung besonders betroffenen Fluß- und Seenfischerei 
setzt sich der Trend zum Nebenerwerbsbetrieb fort. 
Die Gesamterzeugung der Binnenfischerei (ohne 
Sportfischerei) an Speisefischen lag 1974 schätzungs- 
weise mit 12 300 t leicht unter, der Produktionswert 
mit ca. 64 Millionen DM leicht über dem Vorjahres- 
ergebnis. 
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4 Ernährungsgewerbe 


80. Innerhalb des Emährungsgewerbes hat sich in 
der Vergangenheit ein erheblicher Strukturwandel 
vollzogen. Dieser ist in den einzelnen Bereichen 
des Ernährungsgewerbes (Ernährungsindustrie, Er- 
nährungshandwerk, Ernährungsgroßhandel und Le- 
bensmitteleinzelhandel) unterschiedlich verlaufen. 

81. In der Ernährungsindustrie hat sich die Zahl 
der Betriebe (im allgemeinen Betriebe mit zehn und 
mehr Beschäftigten) 1974 gegenüber dem Vorjahr 
um etwa 3 auf 4 702 verringert. Ebenso hoch war 
der Rückgang der Beschäftigten (1974 = 463 000). 
Mit rd. 80 Mrd. DM gehörte die Ernährungsindu- 
strie zu den umsatzstärksten Industriebereichen. 
Der Umsatz stieg 1974 gegenüber dem Vorjahr no- 
minal um 8,6 ®/o und real um 1,6 Va an. Dagegen stieg 
der Umsatz der gesamten Industrie nominal um 
12,5 Vo an; aufgrund höherer Preissteigerungsraten 
ging er jedoch real um —1,1 Vo zurück. Die Ernäh- 
rungsindustrie, die überwiegend auf den Inlands- 
markt ausgerichtet ist, konnte ihren Auslandsumsatz 
1974 gegenüber dem Vorjahr um 41 Vo ausweiten 
(gesamte Industrie -f27 Va) und erreichte damit eine 
Exportquote von 5,2 (gesamte Industrie: 24,2 ^/o). 
Die Preissteigerungsraten (1974 gegenüber 1973) der 
Produkte der Ernährungsindustrie (-f6,9Vo) lagen 
noch etwas unter der Erhöhung der allgemeinen Le- 
benshaltungskosten (-{-7,0 Vo) und deutlich unter 
der Preissteigerungsrate der verarbeitenden Indu- 
strie (-f 13,3 Va). 

Die Betriebsergebnisse, die 1974 nur für drei Bran- 
chen der Ernährungsindustrie verfügbar waren, ha- 
ben sich unterschiedlich entwickelt. Während sich 
in der fleischverarbeitenden Industrie das steuer- 
liche Betriebsergebnis ^) von 2,3 ®/o des Umsatzes 
(1973) auf 4,9 ^/a (1974) verbesserte, ging es bei der 
Spirituosenindustrie von 3,7 ^/o des Umsatzes auf 

3.2 'Vo und bei der Erfrischungsgetränkeindustrie von 

4.3 des Umsatzes auf 2,7 Vo zurück^) (Über- 
sicht 22). 

82. Im Ernährungshandwerk hat sich die Umstruk- 
turierung vom kleinen zum mittleren Handwerks- 
betrieb fortgesetzt. Die Anzahl der Betriebe hat 1974 
gegenüber 1973 wie folgt abgenommen: 

— Bäckereien um 3,3 Vo auf 35 990 

— Konditoreien um 3,1 Vo auf 4 795 

— Fleischereien um 2,5 Vo auf 36 056 


h Das steuerliche Betriebsergebnis ist die Differenz zwi- 
schen der Betriebshandelsspanne (Differenz zwischen 
dem Absatz zu Verkaufswerten nach Abzug der Mehr- 
wertsteuer und dem Wareneinsatz ohne Vorsteuer) 
und den Gesamtkosten ohne Unternehmerlohn und 
ohne Zinsen für Eigenkapital. 

2) Quelle: Bundesverband der Deutschen Fleisch- 
warenindustrie und Institut für Handels- 
forschung in Köln. 


Die Zahl der Beschäftigten im Ernährungshandwerk 
hat 1974 gegenüber dem Vorjahr nur geringfügig 
abgenommen. Der Umsatz erhöhte sich 1974 um 
4,1 Vo auf 43,2 Mrd. DM. Insgesamt konnte das Er- 
nährungshandwerk seine Stellung gegenüber der 
Ernährungsindustrie behaupten. 

83. Beim Ernährungsgroßhandel (Erfassungshandel 
und Großhandel mit Nahrungs- und Genußmitteln) 
belief sich der Nettoumsatz 1974 auf etwas über 
120 Mrd. DM und lag damit um 12,8 Vo über dem 
Vorjahresniveau. Demgegenüber haben sich die Be- 
schäftigten im Großhandel für Nahrungs- und Ge- 
nußmittel 1974 gegenüber dem Vorjahr um 3,3 Vo 
vermindert. Auch im Jahre 1974 hat sich der Nah- 
rungsmittelgroßhandel bemüht, entsprechend den 
betriebswirtschaftlichen Erfordernissen die Service- 
und Beratungsfunktionen gegenüber seinen Abneh- 
mern fortzuentwickeln. 

Der Umsatz des Erfassungshandels betrug 1974 rd. 
40 Mrd. DM, das sind 13 Vo mehr als im Vorjahr. 
Die landwirtschaftlichen Verkaufsprodukte wurden 
etwa zu 40 Vo vom genossenschaftlichen Erfassungs- 
handel aufgenommen. Der Rest entfiel auf den ein- 
zelwirtschaftlichen Landhandel und die Direktver- 
marktung. 

Da sich die Sammelfunktion des Erfassungsgroßhan- 
dels in der Regel in einem weiträumigen Gebiet voll- 
zieht, ist es schwierig, die von der Verarbeitungs- 
stufe benötigten größeren Partien von Waren einer 
bestimmten Qualität bereitzustellen. Durch weitere 
Rationalisierung und Konzentration versuchen z. B. 
die ländlichen Vermarktungsunternehmen (Genos- 
senschaften und Landhandel) dieser Entwicklung 
Rechnung zu tragen. 

84. Im Lebensmitteleinzelhandel war die Entwick- 
lung 1974 durch eine weitere Verschärfung des Wett- 
bewerbs gekennzeichnet. Die Zahl der Unternehmen 
hat von 1971 bis 1974 um etwa 17 Vo abgenommen ^). 
Auch die Zahl der Vollbeschäftigten war 1974 gegen- 
über 1973 mit —4,3 Vo rückläufig (Teilzeitbeschäftigte 
+ l,7Vo). Die Bundesregierung beobachtet den Aus- 
leseprozeß im Lebensmitteleinzelhandel auch unter 
dem Gesichtspunkt der Sicherung der Nahversor- 
gung der Bevölkerung aufmerksam. 

Der Umsatz des Lebensmitteleinzelhandels stieg 1974 
zu 1973 nominal um 5,5 Vo und nahm real um 0,4 Vo 
ab. Die Entwicklung verlief im Jahre 1974 bei den 
verschiedenen Betriebsformen unterschiedlich. Vor 
allem die Verbrauchermärkte und SB- Warenhäuser 
erzielten weit überdurchschnittliche Umsatzsteige- 
rungen. Diese Vertriebsformen hatten vor allem 
durch aktive Preispolitik und starke Ausweitung der 
Verkaufsflächen bis Ende 1974 einen Marktanteil im 
Lebensmitteleinzelhandel von rd. 14 Vo erreicht^). 

Quelle: A. C. Nielsen Company, Frankfurt 
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Übersicht 22 


Betriebshandelsspanne, steuerliche Kosten und steuerliches Betriebsergebnis 
in Vo des Umsatzes sowie Zahl der Betriebsvergleichsteilnehmer 
bei ausgewählten Branchen des Ernährungsgewerbes 


Branche 

Betriebs- 
vergleichs- 
teilnehmer 
1974 h 

Erhebungs- 

jahr 

Betriebs- 
handels- 
spanne 2) 

Steuerliche 

Kosten 

Steuerliches 

Betriebs- 

ergebnis 

in des Umsatzes ' 




1971 

16,4 

11,6 

+ 4,8 

Lebensmitteleinzel- 


1972 

16,8 

12,1 

+ 4,7 

handel 

1 180 

1973 

17,0 

13,1 

+ 3,9 



1974 

17,0 

13,6 

+ 3,4 



1972 

15,8 

11,0 

+ 4,8 

Milcheinzelhandel 

98 

1973 

15,4 

11,0 

+ 4,4 



1974 

17,3 

11,1 

+ 6,2 



1971 

31,5 

22,2 

+ 9,3 

Fischeinzelhandel 

13 

1972 

31,7 

21,9 

+ 9,8 



1973 

32,3 

23,3 

+ 9,0 



1974 

33,9 

23,3 

+ 10,6 



1971 

27,5 

22,5 

+ 5,0 

Süßwarengeschäfte .... 

ca. 20 «) 

1972 

26,9 

23,2 

+ 3,7 



1973 

25,8 

22,3 

+ 3,5 



1971 

26,2 

17,7 

+ 8,5 

Reformhäuser 

112 

1972 

27,3 

17,7 

+ 9,6 



1973 

27,5 

18,6 

+ 8,9 



1974 

28,8 

12,0 

+ 9,8 



1971 

17,9 

12,7 

+ 5,2 

Gemischtwarengeschäfte 

42 

1972 

17,5 

12,3 

+ 5,2 



1973 

17,5 

12,5 

+ 5,0 



1974 

17,0 

13,0 

+ 4,0 

Lebenismittel- 


1971 

21,2 

19,2 

+ 1,5 

filialbetriebe 

25 

1972 

21,8 

20,6 

+ +2 



1973 

21,9 

21,2 

+ 0,7 



1974 

22,3 

21,7 

+ 0,6 

Nahrungsmittel- 


1971 

10,7 

8,6 

+ 2,1 

großhandel 

30») 

1972 

10,5 

9,4 

+ hl 



1973 

10,6 

9,7 

+ 0,9 

Spirituosenindustrie . . . 


1973 

25,5 

21,8 

+ 3,7 


11 

1974 

26,0 

22,8 

+ 3,2 

Erfrischungsgetränke- 


1973 

43,3 

39,0 

+ 4,3 

industrie 

37 

1974 

45,1 

42,4 

+ 2,7 


1) Betriebsvergleidisteilnehmer können über mehrere Betriebe verfügen. Z. B. entfallen auf einen Lebensmittelfilial- 
betrieb ca. 80 Verkaufsstellen. 

2) Betriebshandelsspanne ist die Differenz zwischen dem Absatz zu Verkaufswerten nach Abzug der Mehrwertsteuer 
und dem Wareneinsatz ohne Vorsteuer. 

Gesamtkosten ohne Unternehmerlohn und Zinsen für Eigenkapital 
Betriebshandelsspanne minus steuerliche Kosten 

Beim Nahrungsmittelgroßhandel, der Spirituosen- und Erfrischungsgetränkeindustrie ohne Mehrwertsteuer, alle 
übrigen Branchen einschließlich Mehrwertsteuer 
6) 1973 

Quelle: Institut für Handelsforschung an der Universität zu Köln 
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Demgegenüber konnte der mittelständische Lebens- 
mitteleinzelhandel nur unterdurchschnittliche Um- 
satzsteigerungen erzielen. 

Das Institut für Handelsforschung in Köln führt für 
den mittelständischen Einzelhandel (ohne Waren- 
häuser, Konsumgenossenschaften, Versandhandels- 
betriebe und Filialbetriebe) regelmäßig Betriebs- 
vergleiche durch. An dem Jahresbetriebsvergleich 
1974 waren rd. 1 200 Betriebe des Lebensmittelein- 
zelhandels beteiligt (Übersicht 22). Das steuerliche 
Betriebsergebnis hat sich — in Vo des Bruttoumsatzes 
gemessen — 1974 gegenüber dem Vorjahr ver- 
ringert. Während der Anteil der Betriebshandels- 
spanne (Differenz zwischen Umsatz zu Verkaufswer- 
ten ohne MWSt und dem Wareneinsatz ohne Vor- 
steuer) am Bruttoumsatz sowohl 1973 als auch 1974 
jeweils 17 Vo betrug, stiegen die steuerlichen Ge- 
samtkosten (ohne Unternehmerlohn und Eigenkapi- 
talverzinsung) von 13,1% auf 13,6 und somit 
sank das steuerliche Betriebsergebnis von +3,9% 
1973 auf 3,4 Vo 1974. Beim Facheinzelhandel, hier 
Milch- und Fischeinzelhandel und bei den Reform- 
häusern hat sich das steuerliche Betriebsergebnis — 


gemessen am Umsatz — 1974 gegenüber 1973 ver- 
bessert. 

Weiterhin liegen Betriebsvergleichsergebnisse von 
Lebensmittelfilialbetrieben vor. Beim Vergleich der 
Spannen und Kosten mit denen des mittelständischen 
Lebensmitteleinzelhandels ist die Mehrstufigkeit der 
Lebensmittelfilialbetriebe gegenüber der Einstufig- 
keit des Lebensmittelhandels zu beachten. Die 
Kosten und entsprechend auch die Spannen bewegen 
sich bei den mehrstufigen Filialbetrieben auf einem 
höheren Niveau, da hier die Kosten der Verkaufs- 
stellen, des Zentrallagers, des Fuhrparks, der zen- 
tralen Verarbeitungs- und Verpackungsbetriebe, der 
zentralen Verwaltung, u. a. mit einbegriffen sind. 

Die Betriebshandelsspanne — in Vo des Bruttoum- 
satzes — hat 1974 gegenüber dem Vorjahr bei den 
Lebensmittelfilialbetrieben leicht zugenommen. Der 
Anstieg der steuerlichen Gesamtkosten — in Vo des 
Bruttoumsatzes — war etwas stärker als die Erhö- 
hung der Handelsspanne, so daß das steuerliche 
Betriebsergebnis von 0,7 Vo des Bruttoumsatzes auf 
0,6 Vo zurückging. Der Anstieg der Gesamtkosten 
ist auch hier vor allem auf die Zunahme der Perso- 
nalkosten zurückzuführen. 
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Teil II 

Ziele und Programme 


Ä. Ziele 

85 . Die Agrar- und Ernährungspolitik der Bundes- 
regierung ist ein integrierter Bestandteil der allge- 
meinen Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik. Die 
agrarpolitischen Zielsetzungen der Bundesregierung 
sind auf der Grundlage der Ziele des Landwirt- 
schaftsgesetzes und des EWG-Vertrages, insbeson- 
dere der Artikel 39 und 110, unter Berücksichtigung 
der politischen, wirtschaftlichen und gesellschafts- 
politischen Veränderungen fortentwickelt worden. 
Für den Bereich Forstwirtschaft sind die Ziele im 
Bundeswaldgesetz vom 2. Mai 1975 niedergelegt. 

Stärker gesellschaftspolitisch ausgerichtete Ziele 
haben in den zurückliegenden Jahren zunehmend an 
Bedeutung gewonnen. Sie betreffen insbesondere 
die Verbesserung der Lebensbedingungen im länd- 
lichen Raum, den Beitrag der Land- und Forstwirt- 
schaft zur Ordnung und Gestaltung der Landschaft 
sowie die Versorgungssicherung und die Gewähr- 
leistung optimaler Qualität der Erzeugnisse der 
Agrarwirtschaft. 

Die Bundesregierung hat in ihrer Regierungserklä- 
rung vom 17. Mai 1974 die Ziele im Bereich der 
Agrar- und Ernährungspolitik wie folgt zusammen- 
gefaßt; „Es bleibt auch im Interesse der Verbraucher 
unser Ziel, eine leistungsstarke Landwirtschaft zu 
erhalten, die gleichrangiger Bestandteil einer moder- 
nen Volkswirtschaft ist. Die in der Landwirtschaft ar- 
beitenden Menschen müssen deshalb wie bisher an 
der allgemeinen Wohlstandsentwicklung teilneh- 
men können. In diesem Sinne wird die Bundesregie- 
rung der Preis-Kosten-Entwicklung der Landwirt- 
schaft ihre besondere Aufmerksamkeit zuwenden." 

86. Die gegenwärtigen und zukünftigen Schwer- 
punktaufgaben im Bereich der Agrar- und Ernäh- 
rungspolitik werden in vier zentralen Zielkomplexen 
zusammengefaßt : 

A. Verbesserung der Lebensverhältnisse im länd- 
lichen Raum sowie gleichrangige Teilnahme der 
in der Land-, Forstwirtschaft und Fischerei Tä- 
tigen an der allgemeinen Einkommens- und 
Wohlstandsentwicklung. 

B. Versorgung der Bevölkerung mit qualitativ hoch- 
wertigen Produkten der Agrarwirtschaft zu ange- 
messenen Preisen. 

C. Beitrag zur Lösung der Weltagrar- und -ernäh- 
rungsprobleme, Verbesserung der agrarischen 
Außenwirtschaftsbeziehungen und des innerdeut- 
schen Handels. 


D. Erhaltung, Wiederherstellung und Entwicklung 
der Leistungs- und Nutzungsfähigkeit von Natur 
und Landschaft, Verbesserung des Tierschutzes. 

87 . Zur Verbesserung der Entscheidungsfindung 
hat das Bundesministerium für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten ausgehend von den vier 
Hauptzielen für den gesamten Aufgabenbereich der 
Agrar- und Ernährungspolitik eine Zielstruktur ent- 
wickelt, die in Anhang 1 zu diesem Bericht wieder- 
gegeben wird. Die dort aufgeführten Unter- und 
Teilziele sollen die Transparenz im Entscheidungs- 
ablauf verbessern und eine bessere Erfolgsanalyse 
ermöglichen. Alle bereits laufenden Maßnahmen 
können mindestens einem Teilziel zugeordnet wer- 
den. Aber auch neue oder geplante Maßnahmen 
werden anhand der Zielstruktur unter dem Gesichts- 
punkt eines möglichst großen Beitrags der Maß- 
nahme zur Zielerfüllung analysiert. 

Neben den in der Zielstruktur aufgeführten program- 
matischen Zielen werden im Agrarbereich vielfäl- 
tige „Querschnittsziele" verfolgt (z. B. rechtliche 
Sicherung des Funktionierens des gemeinsamen 
Agrarmarktes, Verbesserung der Entscheidungs- 
grundlagen, Öffentlichkeitsarbeit usw.). Auf diese 
Querschnittsziele soll jedoch im folgenden nicht 
näher eingegangen werden. 

88. Die Verwirklichung des Hauptzieles A ist nicht 
allein mit Mitteln der Agrarpolitik möglich, sondern 
erfordert einen ausgewogenen und konzertierten Ein- 
satz von Maßnahmen der Markt-, Preis-, Struktur-, 
Raumordnungs-, Regional-, Bildungs- und Sozialpoli- 
tik. Diese Politik muß in umfassendem Sinne auf 
die Entwicklung des ländlichen Raumes ausgerich- 
tet sein. Einige wichtige Rahmenbedingungen für die 
künftige räumliche Entwicklung im Bundesgebiet 
haben sich zwischenzeitlich verändert. Bestehende 
Strukturschwächen in ländlichen Gebieten sind 
infolge des konjunkturell und teilweise strukturell 
bedingten Beschäftigungsabbaus im gewerblichen 
Bereich deutlich geworden. Für die in der Land- und 
Forstwirtschaft Tätigen sind dadurch die Möglich- 
keiten zur Verbesserung der wirtschaftlichen Situa- 
tion durch Einkommenskombination gegenwärtig 
eingeschränkt worden. 

Angesichts dieser wirtschaftlichen Veränderungen 
hat sich die überdurchschnittliche Krisensicherheit 
der Arbeitsplätze in der Landwirtschaft und das von 
der Bundesregierung fortlaufend ausgebaute Netz 
der sozialen Sicherung für die in der Landwirt- 
schaft Tätigen bewährt. Die Bundesregierung wird 
darüber hinaus ihre Bemühungen zur Verbesserung 
des Wohn- und Freizeitwertes in ländlichen Gebie- 
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ten sowie der überbetrieblichen und einzelbetrieb- 
lichen Produktionsgrundlagen mit dem Ziel einer 
Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen 
für die Menschen im ländlichen Raum fortsetzen. 

Neben den unmittelbar auf die Verbesserung der 
Lebensverhältnisse im ländlichen Raum ausgerich- 
teten Struktur-, regional-, bildungs- und sozialpoliti- 
schen Maßnahmen kommt der gemeinsamen Markt- 
und Preispolitik eine entscheidende Bedeutung zu. 
Die Bundesregierung sieht in ihr nach wie vor das 
wichtigste Instrument der landwirtschaftlichen Ein- 
kommenspolitik. Die Preispolitik muß insgesamt ge- 
sehen den leistungsfähigen Betrieben mit einer aus- 
reichenden Einkommenskapazität unter Berücksich- 
tigung der Kostenentwicklung Einkommen ermög- 
lichen, die eine angemessene Lebenshaltung und 
eine Weiterentwicklung dieser Betriebe aus eigener 
Kraft erlauben. Hierbei sind jedoch sowohl die sta- 
bilitätspolitischen Erfordernisse als auch die Markt- 
situation zu berücksichtigen. 

89 . Angesichts der Unsicherheiten auf den Welt- 
agrarmärkten, die sich in den letzten Jahren in star- 
ken Mengen- und Preisschwankungen niederge- 
schlagen haben, hat die gemeinsame Agrarpolitik 
positive Auswirkungen für die Verbraucher ge- 
habt. Die Versorgung mit Nahrungsmitteln konnte 
im Berichtszeitraum bei einer vergleichsweise 
stabilen Preisentwicklung sichergestellt werden 
(Hauptziel B). Die zunehmende Handelsverflechtung 
zwischen den EG-Mitgliedstaaten hat den innerge- 
meinschaftlichen Wettbewerb verstärkt und zu einer 
Verbreiterung des Angebotssortiments auf dem Er- 
nährungsgütermarkt geführt. Die Sicherung einer 
optimalen Qualität der Erzeugnisse der Agrarwirt- 
schaft hat im Interesse einer bedarfsgerechten und 
gesunden Ernährung eine besonders hohe Priorität. 
Sie ist eine wichtige, für da^ Schutzinteresse der 
Verbraucher unabdingbare staatliche Aufgabe. 

90 . Oberstes Ziel der internationalen Agrarpolitik 
ist die ausreichende Lebensmittelversorgung der 
wachsenden Weltbevölkerung (Hauptziel C). Dabei 
stehen die Bemühungen um die Mobilisierung der 
Nahrungsmittelerzeugung in den unterversorgten 
Ländern selbst an erster Stelle. Hierzu ist eine er- 
gänzende international koordinierte Hilfe der In- 
dustrieländer unerläßlich. Ferner muß die Versor- 
gungssicherheit national und weltweit erhöht und 
die Wirtschaftlichkeit in Produktion und Vermark- 
tung gesteigert werden. Voraussetzung hierfür ist 
ein von dirigistischen Eingriffen möglichst freier 
Wettbewerb im Welthandel. Dies gilt auch für den 
Warenaustausch mit Staatshandelsländern. Die Bun- 
desregierung wird sich wie bisher für eine Ver- 
besserung der agrarischen Außenwirtschaftsbezie- 


hungen der Gemeinschaft gegenüber Drittländern 
einsetzen. 

91 - Die Erhaltung, Wiederherstellung und Entwick- 
lung der Leistungs- und Nutzungsfähigkeit von Na- 
tur und Landschaft hat in den letzten Jahren den 
Rang eines Hauptzieles (Hauptziel D) erhalten und 
gewinnt immer mehr an Bedeutung. Dieses Ziel 
beschränkt sich nicht nur auf die bewahrenden Auf- 
gaben des Naturschutzes. Um Natur und Landschaft 
nachhaltig für den Menschen zu sichern, ist das Ziel 
um gestaltende Aufgaben erweitert worden. Dieser 
Zielsetzung wird insbesondere auch bei der Weiter- 
entwicklung der agrarstrukturpolitischen Ziele und 
Maßnahmen Rechnung getragen. Im Rahmen des 
Bergbauernprogramms haben hierbei in bestimmten 
Regionen auch direkte Einkommensübertragungen 
an Bedeutung gewonnen. 

92 . Zur Verbesserung des Planungsprozesses, der 
Übersicht über die Tätigkeiten des Ressorts und der 
Kontrollierbarkeit der einzelnen Maßnahmen sind 
die vielfältigen Ressort-Aktivitäten zur Verwirkli- 
chung der o. a. Ziele in insgesamt elf Programmen 
zusammengefaßt worden. 


B. Programme 

93 . Die nachfolgende Darstellung der Aufgaben- 
bereiche und Aktivitäten im Bereich der Agrar- und 
Ernährungspolitik stellt keine Rangfolge dar, viel- 
mehr werden, beginnend mit der Verbraucherpolitik, 
zusammenhängende Komplexe gegliedert nach Pro- 
grammen abgehandelt. Auf eine vollständige Dar- 
stellung aller wichtigen Aktivitäten und Maßnah- 
men in den einzelnen Programmen wurde im Inter- 
esse einer gestraffteren Darstellung verzichtet. Es 
werden lediglich neue bzw. stark geänderte Maß- 
nahmen sowie Probleme und Entwicklungen darge- 
stellt, die in der aktuellen agrar- und ernährungs- 
politischen Diskussion von besonderer Bedeutung 
waren. 

Eine Aufteilung der Mittelansätze auf die einzelnen 
Programme, die im Agrarbericht 1975 erstmalig er- 
folgt war, konnte für den vorliegenden Bericht nicht 
vorgenommen werden, da die Länderanmeldungen 
für Einzelmaßnahmen im Rahmen der Gemein- 
schaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur 
und des Küstenschutzes" bei Redaktionsschluß noch 
nicht vollständig Vorlagen. 

Die wichtigsten Aktivitäten der Bundesregierung 
auf dem Agrar- und Ernährungssektor in der laufen- 
den Legislaturperiode sind im Anhang 2 in der 
Gliederung nach Programmen dargestellt. 
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1 Verbraucherpolitik im Ernährungsbereich 


94. Die Agrar- und Ernährungspolitik ist primär 
darauf ausgerichtet, die optimale Versorgung der 
Bevölkerung mit Nahrungsmitteln zu angemessenen 
Preisen sicherzustellen. Im Gegensatz zu den fünf- 
ziger Jahren, in denen die Steigerung der Produk- 
tion zur Versorgung der wachsenden Bevölkerung 
im Vordergrund stand, ist mit dem steigenden ge- 
samtwirtschaftlichen Wohlstand die zunehmende 
Vielfalt der Verbraucherwünsche bei Nahrungsmit- 
teln insbesondere hinsichtlich Qualität und Breite 
des Angebotssortiments immer bestimmender für die 
Ausrichtung der Agrarproduktion geworden. Ver- 
braucherpolitik im Aufgabenbereich des Bundesmi- 
nisteriums für Ernährung, Landwirtschaft und For- 
sten ist als integrierter Bestandteil der Agrar- und 
Ernährungspolitik zu sehen. 

95. Der durchschnittliche Nahrungsmittelverbrauch^) 

je Einwohner wies 1974/75 gegenüber dem Vorjahr 
einige Verschiebungen auf: Der Verbrauch von 
Fleisch und Eiern nahm insbesondere aufgrund der 
relativ günstigen Verbraucherpreise wieder zu. Da- 
gegen ging der Verbrauch von Milch sowie Obst 
und Gemüse vor allem aufgrund höherer Verbrau- 
cherpreise zurück (Materialband, Tabelle 83). Aus 
ernährungsphysiologischen Gründen wäre ein Mehr- 
verbrauch von Gemüse und Milch wünschenswert. 
Der durchschnittliche Kalorienverbrauch je Einwoh- 
ner blieb 1974/75 gegenüber dem Vorjahr — ohne 
Berücksichtigung des Alkoholkonsums — praktisch 
unverändert und lag nach wie vor wesentlich über 
dem tatsächlichen Kalorienbedarf (Materialband, Ta- 
belle 84). 

96. Von den rd. 23,6 Millionen Privathaushalten 
in der Bundesrepublik Deutschland wurden 1974/75 
etwa 540 Mrd. DM für Waren und Dienstleistungen 
ausgegeben, davon rd. 128 Mrd. DM für Nahrungs- 
mittel (einschließlich Verzehr in Gaststätten). Im 
Durchschnitt aller Haushalte blieb der Anteil der 
Ausgaben für Nahrungsmittel an den gesamten Pri- 
vatausgaben mit 24 ^/o — einschließlich der Genuß- 
mittel mit 29 ^/o — gegenüber dem Vorjahr nahezu 
unverändert, ln den drei ausgewählten Haushalts- 
typen mit geringem, mittlerem und höherem Ein- 
kommen, die nur einen bestimmten Einkommens- 
sektor der Mehrpersonenhaushalte repräsentieren, 
war er weiter leicht rückläufig (Materialband, Ta- 
belle 85). 

97. Der Anstieg des Preisindex für Nahrungsmittel 
(ohne Genußmittel) hat sich 1974/75 mit 5,5 ®/o gegen- 
über 1973/74 (+ 6,2 Vo) verlangsamt und blieb wie 
im Vorjahr hinter dem Anstieg des Preisindex für 


1) Unter Verbrauch ist hier die insgesamt nachgefragte 
Menge, nicht die tatsächlich verzehrte Menge zu ver- 
stehen. 


die Lebenshaltung insgesamt (1974/75: + 6,4 ’^/o; 
1973/74: + 7,1 ‘^/o) zurück (Materialband, Schau- 
bild 4). Der stärkere Preisanstieg bei Nahrungsmit- 
teln insgesamt in den ersten Monaten des Wirt- 
schaftsjahres 1975/76 beruhte neben den Auswirkun- 
gen der Anhebung der Marktordnungspreise vor al- 
lem auf niedrigeren Ernten bei saisonabhängigen 
Erzeugnissen — wie Obst, Gemüse, Kartoffeln — 
und dem zyklisch bedingten Preisanstieg bei 
Schweinefleisch. Im Vergleich zur Entwicklung in 
anderen EG-Migliedstaaten ist der Index der Nah- 
rungsmittelpreise und der Preise für die Lebens- 
haltung in der Bundesrepublik Deutschland sowohl 
1974/75 als auch im ersten Halbjahr 1975/76 am ge- 
ringsten gestiegen (Materialband, Tabelle 86). 

98. Neben der Sicherstellung der mengenmäßigen 
Versorgung der Bevölkerung mit Lebensmitteln zu 
angemessenen Preisen — auch in etwaigen Krisen- 
zeiten — kommt den unmittelbar auf Verbraucher- 
schutz und Verbesserung der Lebensmittelqualität 
gerichteten staatlichen Aktivitäten eine große Be- 
deutung zu. Diese leitet sich insbesondere aus der 
Tatsache ab, daß in der arbeitsteiligen Wirtschaft 
die Sicherung der Versorgung mit Nahrungsmitteln 
in quantitativer und qualitativer Hinsicht besonde- 
rer Vorsorge bedarf. Zur Vermeidung gesundheit- 
licher Gefahren durch unerwünschte Rückstände 
in oder auf Lebensmitteln sowie zur Verbesserung 
der Produktqualität sind sowohl produktionsbeglei- 
tende (Ziffer 103 ff.) als auch unmittelbar im Ver- 
braucherbereich (Lebensmittelrecht) wirksame 
Rechtsregelungen geschaffen worden, die einen 
weitreichenden Verbraucherschutz gewährleisten, 
ohne den wirtschaftlichen Fortschritt unnötig zu be- 
hindern. Die bestehenden Rechtsregelungen werden 
fortlaufend überprüft und angepaßt (vgl. Anhang 2). 
Auch die Überwachungsvorschriften, mit denen die 
Einhaltung der zum Schutz der Verbraucher getrof- 
fenen Bestimmungen sichergestellt wird, sind von 
großer Bedeutung. Künftig wird eine verstärkte 
Überwachung auch der importierten Nahrungsgüter 
angestrebt. 

Da der Verbraucherschutz im Ernährungsbereich 
einer umfassenden Vorbereitung und Absicherung 
durch spezielle Forschungen bedarf, werden mit 
Unterstützung der Bundesregierung gezielte For- 
schungsarbeiten gelesitet (vgl. auch Ziffer 221 ff.). 

99. Die handelsklassenrechtlichen Regelungen zur 

Verbesserung der Markttransparenz für agrarische 
Produkte durch Standardisierung nach Qualitäts- 
und anderen Kriterien auf der Einzelhandelsstufe 
sind für den Verbraucher von besonderem Interesse. 
Es ist derzeit nicht möglich, das Fleischangebot 
im Einzelhandel — wie es z. B. bei Obst, Gemüse 
und Eiern der Fall ist — in gesetzliche Handelsklas- 
sen einzuteilen, jedoch ist vorgesehen, die bisher 
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von der Wissenschaft erarbeiteten Kennzeichnungs- 
kriterien für Fleisch (Kategorie, Teilstück, Zu- 
schnitt) nach Abstimmung mit der Wirtschaft auf 

freiwilliger Grundlage anzuwenden. 

100. Die Außerhaus Verpflegung wird in den kom- 
menden Jahren weiter an Bedeutung gewinnen. Die 
Forschungsanstalten im Bereich des Bundesministe- 
riums für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
werden die 1973 begonnenen Untersuchungen mit 
dem Schwerpunkt „Schulverpflegung" fortsetzen. Er- 
gänzende Projekte werden vom Bundesministerium 
für Jugend, Familie und Gesundheit finanziert. Mit 
diesen und anderen Vorhaben beider Ressorts sollen 
Kriterien für die optimale Gestaltung von Verpfle- 
gungseinrichtungen in Schulen erarbeitet werden. 

101. Der komplexe Sachbereich der Ernährungs- 
und Hauswirtschaftsinformation umfaßt neben der 
Vermittlung von Grundwissen über Haushaltsfüh- 
rung, Waren, Markt, Vorratshaltung und richtige 
Ernährung aktuelle Informationen über Märkte und 
Preise. Hiermit wird der Tatsache Rechnung getra- 
gen, daß die Verbraucher vor allem wegen man- 
gelnder Information und Beratung sich vielfach 
nicht richtig ernähren und ihre Einflußmöglichkei- 
ten auf dem Markt nicht ausreichend zur Geltung 
bringen können. Deshalb ist im Zweiten Verbrau- 
cherbericht der Bundesregierung vom Oktober 
1975 u. a. ein umfangreicher Ziel- und Maßnahmen- 
katalog zur Verbesserung der Verbraucherinforma- 
tion und -beratung entwickelt und auf die beab- 
sichtigte Verbesserung der Lebensmittelkennzeich- 
nung hingewiesen worden. 

Um die heterogene Gruppe der Verbraucher in ge- 
eigneter Weise ansprechen und erreichen zu kön- 
nen, bedarf es zentraler Einrichtungen, die Infor- 
mationen sammeln, auswerten, verbrauchergerecht 
aufbereiten und mit Hilfe verschiedener Medien 
den Verbrauchern vermitteln. Zusätzlich muß ein 
dichtes Netz an Beratungsstellen bestehen, damit 
auf individuelle Verbraucherprobleme eingegangen 
werden kann. Diesem Ziel soll eine Straffung der 
ganz oder überwiegend im Agrar- oder Ernäh- 
rungsbereich tätigen zentralen Informationsinstitu- 
tionen dienen. Es wird geprüft, ob der Land- und 
Hauswirtschaftliche Auswertungs- und Informa- 
tionsdienst (AID), das Kontaktbüro für Verbrau- 
cheraufklärung (KVA) und der Bundesausschuß 
für volkswirtschaftliche Aufklärung (BAVA) mit 
ihren bisherigen Aufgaben zu einer zentralen Aus- 
wertungs- und Informationsstelle für Verbraucher 


im Ernährungsbereich und für Erzeuger im Agrar- 
bereich zusammengefaßt werden können. 

Neben einer Intensivierung und zielgruppengerech- 
ten Ausrichtung der allgemeinen Ernährungsinfor- 
mation sowie der Bereitstellung geeigneter Infor- 
mationssysteme wird die Bundesregierung auch die 
speziellen Aufklärungsaktionen über Bedeutung 
und praktische Handhabung der Vorratshaltung 
von Lebensmitteln in den privaten Haushalten fort- 
setzen. Dabei soll neben den Vorteilen der Einspa- 
rung von Arbeit, Zeit und Geld auch der Gedanke 
der Vorsorge für etwaige Krisenfälle betont wer- 
den. 

Während die individuelle Verbraucherberatung im 
städtischen Bereich vornehmlich von den elf Ver- 
braucherzentralen mit ihren etwa 80 Beratungsstel- 
len wahrgenommen wird, hat sich die ländlich- 
hauswirtschaftliche Offizialberatung der Länder in 
verstärktem Maße in die Ernährungsberatung im 
ländlichen Raum eingeschaltet. Eine enge Zusam- 
menarbeit zwischen der ländlich-hauswirtschaft- 
lichen Offizialberatung und den Beratungsstellen 
der Verbraucherzentralen wird angestrebt. Entspre- 
chende Kooperationsmodelle werden in den Län- 
dern erprobt. 

Zur Fortbildung der in der Ernährungsberatung 
tätigen Beratungskräfte der verschiedenen Organi- 
sationen und Institutionen ist beabsichtigt, das beim 
Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten eingerichtete Seminarsystem weiter aus- 
zubauen. Neben Seminaren in den Sachbereichen Er- 
nährungsphysiologie Toxikologie, richtige Ernäh- 
rung die in Zusammenarbeit mit dem Bundesmini- 
sterium für Jugend, Familie und Gesundheit und der 
Deutschen Gesellschaft für Ernährung (DGE) durch- 
geführt werden, sowie Seminaren zu Fragen der 
Hauswirtschaft und Gemeinschaftsverpflegung sind 
auch Seminare zu den Bereichen Ökonomik und 
Markt vorgesehen. 

102. Verbraucherpolitik gewinnt als Querschnitts- 
aufgabe auch im Rahmen der Fortentwicklung der 
Gemeinschaftspolitiken eine wachsende Bedeutung. 
Am 14. April 1975 hat der Rat das erste Programm 
der EG für eine Politik zum Schutz und zur Unter- 
richtung der Verbraucher verabschiedet. Das Pro- 
gramm bildet die Grundlage für eine gemeinschaft- 
liche Verbraucherpolitik insbesondere in den Berei- 
chen Verbraucherschutz, Verbraucherinformation 
und Verbrauchervertretung. 
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2 Produktion und Produktqualität 


103. Im Bereich der landwirtschaftlichen Erzeugung 
sieht die Bundesregierung angesichts ständig stei- 
gender und sich wandelnder Qualitätsansprüche der 
Verbraucher in der Verbesserung der Qualität der 
Produkte nach wie vor eine vordringliche Aufgabe. 
Gleichzeitig wird unter Beachtung der insbesondere 
durch Verbraucherschutz, Tierschutz und Umwelt- 
schutz gesetzten Grenzen eine weitere Verbesse- 
rung der Produktivität der landwirtschaftlichen Er- 
zeugung angestrebt. Wichtige Grundlage dafür sind 
Forschung und Züchtung. Im Interesse der Wettbe- 
werbsgleichheit setzt sich die Bundesregierung da- 
für ein, daß in den EG-Mitgliedstaaten vergleich- 
bare Voraussetzungen im Bereich der Produktion 
und in den Anforderungen an die Produktqualität 
geschaffen werden. 

104. Die erfolgreichen Bemühungen der Bundesre- 
gierung um Qualitätsverbesserung in der pflanz- 
lichen Erzeugung zeigen sich u. a. darin, daß die 
Landwirte in weiten Teilen des Bundesgebietes (ins- 
besondere in nord- und westdeutschen Anbaugebie- 
ten) im Herbst 1974 die aus ernährungspolitischen 
Gründen erwünschte Umstellung auf erucasäurearme 
Rapssorten (rd. 80 ^/o der Anbaufläche) vollzogen 
haben. Ein bestimmter Anteil von erucasäurerei- 
chem Raps findet u. a. in der Waschmittelindustrie 
Absatz. Trotz ungünstiger Witterungsbedingungen 
und Schädlingsbefall im Umstellungsjahr sind die 
Anbauflächen für erucasäurearmen Raps im Herbst 
1975 weiter ausgedehnt worden (vgl. Ziffer 124). 
Bei Winterweizen haben aufgrund des erreichten 
hohen Qualitätsstandes die ertragreichen Sorten 
mit negativen Teigeigenschaften (s. a. Ziffer 119) 
im Bundesgebiet eine wesentlich geringere Ver- 
breitung gefunden als in anderen EG-Mitgliedstaa- 
ten. 

Durch das Zweite Gesetz zur Änderung des Pflan- 
zenschutzes vom 15. August 1975 werden die 
Wachstumsregler in die strengen Prüfungs- und 
Zulassungsbestimmungen für Pflanzenschutzmittel 
einbezogen. Damit sind wichtige Voraussetzungen 
für eine weitere Qualitätsverbesserung der Agrar- 
produkte geschaffen worden. 

105. Mit der zum 1. Juli 1975 in Kraft getretenen 
Änderung des Saatgutverkehrsgesetzes wird Saat- 
gut von Sorten, die im Gemeinsamen Sortenkatalog 
der EG aufgeführt sind, in der Bundesrepublik 
Deutschland verkehrsfähig. Die langjährigen Bemü- 
hungen um die Harmonisierung des Düngemittel- 
rechts in der EG brachten mit der Verabschiedung 
einer EG-Richtlinie den ersten Erfolg. Die nationa- 
len Vorschriften müssen jetzt innerhalb von zwei 
Jahren angepaßt werden. 

Der Düngemittelmarkt war bis Anfang 1975 von 
einer weltweiten Verknappung an Stickstoff und 


Phosphat gekennzeichnet. Auch in der Bundesrepu- 
blik Deutschland war ein starker Preisanstieg zu 
verzeichnen. Der Index der Einkaufspreise für Han- 
delsdünger stieg im Juli 1974 gegenüber Juli 1973 
um 23,7 Prozentpunkte ^). Im Verlaufe des Jahres 
1975 schwächte sich der Preisanstieg ab; der Index 
lag im Juli 1975 um 11,8 Prozentpunkte über dem 
entsprechenden Vorjahresmonat. 

106. In der tierischen Erzeugung sind die Zucht von 
leistungsfähigen Tieren, die Fütterung und die Tier- 
gesundheit nicht nur entscheidend für die Wirt- 
schaftlichkeit, sondern auch Grundlage für eine 
hohe Qualität der tierischen Erzeugnisse. Hierzu 
sind im Berichtsjahr wichtige Voraussetzungen ge- 
schaffen worden. 

Der im Frühjahr 1975 von der Bundesregierung ein- 
gebrachte Entwurf eines neuen Tierzuchtgesetzes 
wurde im Dezember 1975 vom Deutschen Bundestag 
verabschiedet. Dieses Gesetz, das am 1. Januar 1977 
in Kraft treten wird, soll unter Berücksichtigung 
bisheriger Erfahrungen die Voraussetzung dafür 
schaffen, daß neuere tierzüchterische Erkenntnisse 
in der Praxis genutzt werden können. Es bringt 
darüber hinaus Erleichterungen bei der Zuchtver- 
wendung männlicher Tiere sowie beim Handel mit 
Zuchttieren. 

Das seit 1969 im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe 
laufende Schweinehybridzuchtprogramm, das zur 
Verbesserung der Wirtschaftlichkeit der Schweine- 
haltung durch Züchtung und Verbreitung leistungs- 
starker Hybridschweine durchgeführt wird, hat 
Ende 1974 mit Abschluß der Versuchsphase so posi- 
tive Ergebnisse gezeigt, daß 1975 die Vermehrungs- 
phase der besten Hybridherkunft eingeleitet werden 
konnte. 

107. Mit dem neuen Futtermittelgesetz vom 2. Juli 
1975 ist nunmehr der Futtermittelbereich von der 
Herstellung bis zur Verwendung auf eine umfas- 
sende Rechtsgrundlage gestellt worden. Damit 
wurde sowohl die Rechtsklarheit erhöht als auch 
eine bessere Anpassung der zu erlassenden An- 
schlußvorschriften an künftige Entwicklungen in 
Praxis und Wissenschaft ermöglicht. Diesen gesetz- 
lichen Verbesserungen kommt auch insofern eine 
große Bedeutung zu, als die Zukauffuttermittel den 
größten Aufwandsposten für die Landwirtschaft 
darstellen (Materialband, Tabelle 23). 

Auf dem Markt für Eiweißfuttermittel gingen nach 
der Hausse im Jahre 1973 die Preise erheblich zurück 
und bewegten sich im Jahre 1975 etwa wieder auf 
dem niedrigen Preisniveau von Ende 1972. Zu dieser 


^) Das Preis jahr für Stickstoff und stickstoffhaltige Mehr- 
nährstoffdünger beginnt mit dem Monat Juli und bie- 
tet sich für einen Vergleich an. 
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Entwicklung hat insbesondere die hohe Sojabohnen- 
ernte der USA im Jahre 1975 und die starke Aus- 
dehnung des Anbaus von Soja in Brasilien beigetra- 
gen. Das Weltmarktangebot an Soja erreichte einen 
Höchststand. 1976 ist daher mit einer ausreichenden 
Versorgung bei pflanzlichen Eiweißfuttermitteln zu 
rechnen, so daß die Preise weiterhin auf einem rela- 
tiv niedrigen Niveau bleiben werden. Unsicher ist 
nur die Preisentwicklung auf dem Fischmehlmarkt. 
Sie hängt in erster Linie von den Fangergebnissen 
Perus und Chiles ab, die hinter den Erwartungen zu- 
rückblieben. 

Die 1974 eingeführte EG-Trockenfuttermarktordnung 
soll mit dazu beitragen, die Eiweißversorgung 
der Gemeinschaft zu sichern, ohne die preisgünstige 
Einfuhr von Eiweißkonzentraten einzuschränken. Die 
Marktordnung wurde im Jahre 1975 durch Einbezie- 
hung der Trocknung von Kartoffeln ergänzt, die re- 
gional von erheblicher Bedeutung ist. 

108. Die Tierseuchensituation im Bundesgebiet ist, 
abgesehen von der Wildtiertollwut, weiterhin 
günstig (Materialband, Tabelle 88). Der Verbesse- 
rung der Tiergesundheit dienen insbesondere die 
1975 erlassenen Verordnungen zur bundeseinheit- 
lichen Neuregelung der Bekämpfung der Deckinfek- 
tionen der Rinder und der Schweinepest sowie der 
ansteckenden Blutarmut der Einhufer, zu deren Ab- 
wehr auch die Einfuhrvorschriften verbessert worden 
sind. Letztere bringen gleichzeitig Erleichterungen 
für die Ausübung des grenzüberschreitenden Reit- 
und Fahrsports. Weitere wichtige tierseuchenrecht- 
liche Aktivitäten sind im Anhang 2 aufgeführt. 

Der Verhinderung gesundheitlicher Gefahren für 
Mensch und Tier sowie der Umwelthygiene dient 
das neue Tierkörperbeseitigungsgesetz vom 2. Sep- 
tember 1975. In diesem Gesetz sind die Erfassung 
und unschädliche Beseitigung aller Tierkörper, Teile 
von Tieren, tierischen Erzeugnisse und Rohstoffe un- 
ter Berücksichtigung der Schaffung leistungsfähiger 
Tierkörperbeseitigungsanstalten umfassend und völ- 
lig neu geregelt worden. 

109. Im Zuge der nationalen Tierschutzrechtsreform 

sind die Vorarbeiten zum Erlaß von Rechtsverord- 


3 Markt- und Preispolitik 


EG-Preisbeschlüsse und Grenzausgleich 

112. Die Festsetzung der gemeinsamen Agrar- 
preise ist aufgrund der nach wie vor erheblichen 
Unterschiede in der allgemeinen Wirtschaftsentwick- 
lung in den EG-Mitgliedstaaten weiterhin schwie- 
rig. Wenn die nationalen Inflationsraten in der Ge- 
meinschaft von 6 ^/q bis über 20 Vo reichen, wie es 
z. B. im Jahre 1975 der Fall war, ist eine Anhe- 
bung der Marktordnungspreise um eine einheitliche 
Rate kaum noch möglich. Die Bundesregierung hat 
deshalb auch in Verfolgung ihrer stabilitätspoliti- 


nungen sowie zur Novellierung des Schlachtrechts 
fortgesetzt worden. Als Beitrag zur internationalen 
Harmonisierung des Tierschutzrechtes wurde das 
Europäische Übereinkommen über den Schutz von 
Tieren in landwirtschaftlichen Tierhaltungen von den 
Sachverständigen beim Europarat in Straßburg ab- 
schließend beraten und vom Ministerkomitee gebil- 
ligt. In Brüssel laufen zur Zeit Beratungen über den 
Beitritt der EG zu dem Europäischen Übereinkom- 
men über den Schutz von Tieren beim internationa- 
len Transport. Im Juli 1975 hat die Bundesregierung 
im Ministerrat der EG ein „Memorandum über die 
Harmonisierung tierschutzrechtlicher Vorschriften 
betreffend Haltung von Nutztieren in neuzeitlichen 
Haltungssystemen innerhalb der EG" mit dem Ziel 
eingebracht, Tierschutzmindestforderungen einheit- 
lich für die Gemeinschaft verbindlich zu machen. 

110. Der Verbrauch von Dieselkraftstoff in der 

Landwirtschaft lag 1974 bei rd. 1,35 Mrd. Litern und 
ist damit gegenüber dem Vorjahr leicht angestiegen. 
Zum Ausgleich von Wettbewerbsnachteilen inner- 
halb der EG wurde wie in den Vorjahren eine Gas- 
ölverbilligung gewährt, und zwar in Höhe von ins- 
gesamt 542,2 Millionen DM (41,15 DPf/1). 

Für die Gartenbaubetriebe mit Unterglasanlagen 

hat die Bundesregierung für die Heizperiode 
1974/75 zum Ausgleich bestehender Wettbewerbs- 
verzerrungen durch die gestiegenen Energiekosten 
25 Millionen DM zur Verfügung gestellt und mit 
Hilfe der Bundesländer an die betroffenen Betriebe 
ausbezahlt. Außerdem wurden im Rahmen des 
Einzelbetrieblichen Förderungsprogramms beson- 
dere Mittel für Wärmedämmungsmaßnahmen in 
Gewächshäusern und vergleichbaren Kulturräumen 
bereitgestellt. 

111. Das mit Bundesmitteln geförderte Kuratorium 
für Technik und Bauwesen in der Landwirtschaft 
(KTBL) bearbeitete 1975 schwerpunktmäßig agrar- 
technische Fragen des Umweltschutzes und der 
Tierhaltung; es organisierte auch den Prämiierungs- 
wettbewerb und Modellvorhaben über kostengün- 
stiges Bauen. 


sehen Ziele bei den Preisbeschlüssen für das Wirt- 
schaftsjahr 1975/76 einer gewissen Differenzierung 
der Preisanhebungsraten unter Berücksichtigung der 
unterschiedlichen Kostenentwicklung in den Mit- 
gliedstaaten zugestimmt. Durch den Preisbeschluß 
vom 13. Februar 1975 erhöhten sich die Markt- 
ordnungspreise in der Bundesrepublik Deutschland 
im gewogenen Durchschnitt (Stützungsniveau) um 
5,9 o/o (Übersicht 23). 

113. Die Verwirklichung des Beschlusses über dif- 
ferenzierte Preisanhebungsraten für das Wirtschafts- 
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Übersicht 23 


E W G-Marktor dnungspreise 



1974/75 ') 


1975/76 





EG 

Bundesrepublik 
Deutschland -) 

Erzeugnis 

RE/t 

DM/t 

Einheit- 

liche 

Anhe- 

bungs- 

rate 

Vo 

RE/t 

Anhe- 

bungs- 

rate 

Vo 

DM/t 

Hartweizen 

1. August 1975 bis 31. Juli 1976 

Richtpreis 

191,97 

702,61 

8,0 

207,33 

5,6 

741,98 

Interventionspreis 

175,17 

641,12 

8,8 

190,53 

6,4 

681,86 

Weichweizen 

1. August 1975 bis 31. Juli 1976 

Richtpreis 

127,93 

468,22 

9,0 

139,44 

6,6 

499,02 

Grundinterventionspreis 

115,53 

422,84 

9,0 

125,93 

6,6 

450,67 

Gerste 

1. August 1975 bis 31. Juli 1976 

Richtpreis 

116,08 

424,85 

9,4 

126,99 

7,0 

454,46 

Interventionspreis 

101,43 

371,23 

9,4 

110,96 

7,0 

397,10 

Roggen 

1. August 1975 bis 31. Juli 1976 

Richtpreis 

124,99 

457,46 

11,0 

138,74 

8,5 

496,51 

Interventionspreis 

106,93 

391,36 

12,0 

119,76 

9,5 

428,59 

Mais 

1. August 1975 bis 31. Juli 1976 

Richtpreis 

114,92 

420,61 

10,0 

126,41 

7,6 

452,39 

Interventionspreis 

94,03 

344,15 

10,0 

103,43 

7,6 

370,10 

Reis 

1. September 1975 bis 31. August 1976 
Richtpreis 

237,30 

868,52 

10,0 

261,03 

7,6 

934,16 

Interventionspreis 

143,40 

524,84 

8,0 

154,87 

5,6 

554,24 

Zucker 

1. Juli 1975 bis 30. Juni 1976 
Zuckerrübenmindestpreis 

19,78 

72,39 

15,0 

22,75 

12,4 

81,42 

Richtpreis für Weißzucker 

278,80 

1 020,40 

15,0 

320,50 

12,4 

1 146,98 

Interventionspreis für Weißzucker .... 

264,80 

969,20 

15,0 

304,50 

12,4 

l 089,72 

Olivenöl 

1. November 1975 bis 31. Oktober 1976 
Erzeugerrichtpreis 

1 440,30 

5 271,50 


1 850,00 

— 6 620,65 

Ölsaaten (Raps und Rübsen) 

1. Juli 1975 bis 30. Juni 1976 

Richtpreis 

230,00 

841,80 

11,0 

255,30 

8,5 

913,65 

Grundinterventionspreis 

223,30 

817,23 

11,0 

247,90 

8,5 

887,17 

Schweinefleisch 

1. August 1975 bis 31. Oktober 1976 
Grundpreis (Schlachtgewicht) 

976,50 

3 573,99 

8,5 

1 060,00 

6,1 3 793,45 

Rindfleisch 

3. März 1975 bis 31. März 1976 

Orientierungspreis (Lebendgewicht) .... 

1 013,30 

3 708,68 

8,5 

1 099,40 

6,1 3 934,45 

Interventionspreis (Lebendgewicht) .... 

942,40 

3 449,10 

5,5 

994,20 

3,15 3 557,97 

Kalbfleisch 

Orientierungspreis (Lebendgewicht) .... 

1 186,50 

4 342,59 

8,5 

1 287,40 

6,1 . 

4 607,25 
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noch EWG-Marktordnungspreise 


Erzeugnis 

1974/75«) 

1975/76 

RE/t 

DM/t 

EG 

Bundesrepublik 
Deutschland ^) 

Einheit- 

liche 

Anhe- 

bungs- 

rate 

Vo 

RE/t 

Anhe- 

bungs- 

rate 

o/o 

DM/t 

Milch 







3. März 1975 bis 31. Januar 1976 







Erzeugerrichtpreis 

140,80 

515,31 





Erzeugerrichtpreis ab 3. März 1975 .... 



5,97 

149,20 

3,6 

533,95 

Erzeugerrichtpreis ab 16. September 1975 



10 J 2 3) 

155,90 

8,27 3) 

557,92 

Jahresdurchschnitt 



7.8 


5,5 


Milch 







Interventionspreis Butter ^) 

1 835,80 

6 719,03 





Interventionspreis ab 3. März 1975 .... 



6,02 

1 946,30 

3,66 6 965,28 

Interventionspreis ab 16. September 1975 



14,16^) 

2 095,80 

11,62 3)7 500,30 

Interventionspreis Magermilchpulver ®) . 

827,40 

3 028,28 





Interventionspreis ab 3, März 1975 .... 



7,2 

887,00 

4,82 3 174,33 

Wein hl 







16. Dezember 1975 bis 15. Dezember 1976 







Orientierungspreis 







— R III (Art Portugieser) 

26,58 

97,28 

8,0 

28,71 

5,6 

102,75 

— A II (Art Müller-Thurgau und Syl- 







vaner) 

35,43 

129,67 

8,0 

38,26 

5,6 

136,92 

— A III (Art Riesling) 

40,45 

154,05 

8,0 

43,69 

6,6 

156,35 

Rohtabak (100 kg) 







Zielpreis 







— Geudertheimer 

214,1 

783,60 

1,0 

219,0 

Iß 

801,50 







783,74 4) 

— Burley 

255,9 

936,6 

1,0 

261,7 

1.0 

957,82 







936,55^) 


1) ab 7. Oktober 1974 
“) Umrechnung; 1 RE = 3,57873 DM 

einschließlich Anhebung zum 3. März 1975 
ab 1. Januar 1976 


jahr 1975/76 erforderte eine Anpassung der im 
Agrarbereich geltenden Umrechnungskurse („Grüne 
Paritäten"). Der Umrechnungskurs der Agrar-RE 
wurde für die Bundesrepublik Deutschland von bis- 
her 3,66 DM auf 3,57873 DM festgesetzt. Das System 
des Grenzausgleichs blieb dadurch unangetastet. Die 
absoluten Beträge des deutschen Grenzausgleichs 
blieben weitgehend unverändert, relativ haben sich 
jedoch die Grenzausgleichsbeträge um 2 Prozent- 
punkte auf nunmehr 10 Va vermindert (Material- 
band, Tabelle 92). 

114 . Im Vereinigten Königreich und Irland wurden 
die „Grünen Paritäten" am 4. August 1975 um 5 Vo 
und am 27. Oktober 1975 nochmals um 5,8 Vo bzw. 
2,2 Vo abgewertet, was zu einer entsprechenden Ver- 
minderung der Grenzausgleichssätze führte. Zwi- 
schen beiden Mitgliedstaaten wird ab 27. Oktober 


1975 kein Grenzausgleich mehr erhoben. Seit der 
Rückkehr des FF in die Währungsschlange im Juli 
1975 erhebt auch Frankreich keinen Grenzausgleich 
mehr. 

115 . Die Probleme im Bereich der gemeinsamen 
Markt- und Preispolitik werden dadurch verschärft, 
daß neben den Divergenzen in der wirtschaftlichen 
Entwicklung in den Mitgliedstaaten auch erhebliche 
Unterschiede in den agrarpolitischen Zielvorstellun- 
gen bestehen. Während einige Mitgliedstaaten eine 
Produktionsausweitung anstreben, verfolgen andere 
Mitgliedstaaten eine stärker marktorientierte Aus- 
richtung der Agrarproduktion. Zur Wiederherstel- 
lung des Marktgleichgewichts halten einige Länder 
Maßnahmen zur Erhöhung des Absatzes für ausrei- 
chend. Eine einseitige Absatzförderungspolitik 
würde aber auf die Dauer mit hohen und ständig 
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ansteigenden Kosten verbunden sein und zu han- 
delspolitischen Schwierigkeiten führen. Die Bundes- 
regierung sieht deshalb in der Anpassung der Pro- 
duktion an die Nachfrage die vorrangige Aufgabe. 
Hierbei kommt einer stärker als bisher am Markt- 
gleichgewicht ausgerichteten Preispolitik eine ent- 
scheidende Bedeutung zu (vgl. Ziffer 216). 


Getreide 

116 . Die Entwicklung auf dem Weltgetreidemarkt 
war seit Ende 1972 durch einen beträchtlichen Preis- 
anstieg und durch große Preisschwankungen gekenn- 
zeichnet. Im zweiten Halbjahr 1973 und nahezu im 
gesamten Kalenderjahr 1974 lagen die Weltmarkt- 
preise für die wichtigsten Getreidearten auf bzw. 
sogar beträchtlich über den EG-Schwellenpreisen. Bei 
Weizen wurde ein Höchststand der Preise zu Beginn 
des Jahres 1974 erreicht (Schaubild 5). Ab Novem- 


Schaubild 5 

EG-Schwellenpreise und cif-Preise für Weich- 
weizen, Gerste und Mais 
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ber 1974 gingen die Preise in der Erwartung einer 
überdurchschnittlichen Weltgetreideernte im Jahre 
1975 stetig zurück. Die tatsächliche Weltgetreide- 
ernte (einschl. Paddy-Reis) fiel allerdings nach dem 
Stand vom Dezember 1975 mit 1 354 Millionen t 
geringer als erwartet aus, sie lag nur um rd. 1 ^/o 
über dem Vorjahresergebnis. Zu Beginn des Wirt- 
schaftsjahres 1975/76 setzte erneut ein starker An- 
stieg der Weltmarktpreise für Getreide ein, der 
vor allem durch massive Getreideeinkäufe der 
UdSSR ausgelöst wurde. Von Juni bis August 1975 
stiegen die Weltmarktpreise bei Weichweizen um 
rd. 60 Vo, bei Gerste um rd. 80 ®/o und bei Mais um 
rd. 40 die Schwellenpreise der Gemeinschaft wur- 
den zeitweise bei Gerste und Hartweizen über- 
schritten und bei Weichweizen sowie bei Mais nahe- 
zu erreicht. 


117 . Die Entwicklung auf dem Weltgetreidemarkt 
wirkte sich zu Beginn des Wirtschaftsjahres 1975/76 
auf dem Getreidemarkt der Gemeinschaft preiserhö- 
hend aus, zumal auch die Getreideernte in der EG 
mit knapp 98 Millionen t um rd. lO^/o unter dem 
Vorjahresergebnis blieb. Auch in der Bundesrepu- 
blik Deutschland, in der 1975 mit 21,3 Millionen t 
eine um 6,2 ®/o geringere Getreideernte eingebracht 
wurde, hoben sich die Marktpreise für Getreide 
frühzeitig deutlich von den Interventionspreisen ab 
(Materialband, Tabelle 93). Die Veränderung der 
Erzeugerpreise bei den wichtigsten Getreidearten 
im Wirtschaftsjahr 1974/75 ist für die Bundesrepu- 
blik Deutschland Übersicht 24 zu entnehmen. 

118 . Während der Weltmarkt bei Getreide im 
Wirtschaftsjahr 1974/75 durch starke Preisschwan- 
kungen gekennzeichnet war, verlief die Preisent- 
wicklung in der EG relativ stabil. Gegen die Einfuhr 
zu billigen Futtergetreides bei sinkenden Welt- 
marktpreisen wurde im Februar 1975 die Möglich- 
keit der Vorausfixierung der Einfuhrabschöpfung 
bei Gerste und Mais ausgesetzt. 

Am Ende des Wirtschaftsjahres 1974/75 lagen die 
übergangsbestände an Weizen, Gerste und Mais 
um rd. 5 Millionen t über dem normalen Bedarf 
zum Anschluß an die neue Ernte. Angesichts der 
niedrigen Getreideernte haben diese Bestände zu 
Beginn des Wirtschaftsjahres 1975/76 einen wesent- 
lichen Beitrag zur Versorgungssicherung und Preis- 
stabilisierung auf dem Getreidemarkt der Gemein- 
schaft geleistet. 

119 . In der EG besteht ein Einfuhrbedarf bei Ge- 
treide insgesamt, jedoch übersteigt die Erzeugung 
von Weichweizen die Inlandsnachfrage. Schwierig- 
keiten ergeben sich vor allem aus dem raschen 
Produktionszuwachs bei Weichweizen, der in erster 
Linie durch den zunehmenden Anbau von Massen- 
trägern mit negativen Teig- und Backeigenschaften 
bedingt ist (vgl. Ziffer 104). Die erforderliche Markt- 
preisdifferenzierung wird dadurch behindert, daß 
für Weizen mit unzureichenden Backeigenschaften 
und für Weizen normaler Backqualität die gleichen 
Interventionsregelungen gelten. Der EG-Minister- 
rat hat deshalb im Juli 1975 angekündigt, daß der 
nicht für die Brotherstellung geeignete Weizen im 
Rahmen der Preisbeschlüsse für 1976/77 nur mit 
seinem Futterwert berücksichtigt werden soll. Die 
Kommission hat diesem Ratsbeschluß mit ihren 
Preisvorschlägen vom Dezember 1975 Rechnung 
getragen. 


Zucker 

120 . Die Preishausse auf dem Weltzuckermarkt er- 
reichte im zweiten Halbjahr 1974 ihren Höhepunkt. 
Im Verlaufe des Jahres 1975 entspannte sich die 
Lage auf dem Weltmarkt; die Preise gingen zurück 
und liegen seit Herbst 1975 geringfügig unter dem 
Schwellenpreis (Schaubild 6). Im Wirtschaftsjahr 
1975/76 ist mit einer weiteren Normalisierung zu 
rechnen. Die Weltzuckererzeugung wird voraus- 
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sichtlich nach fünf Jahren erstmalig wieder den 
Weltverbrauch übersteigen, so daß die Bestände 
wiederaufgebaut werden können. 

121. In der Europäischen Gemeinschaft lag die 
Zuckererzeugung im Wirtschaftsjahr 1974/75 bei 
8,6 Millionen t und damit knapp 1 Million t unter 
der Erzeugungsmenge des Vorjahres. Aufgrund des 
starken Anstiegs der Verbraucherpreise für Zucker 
ging der Verbrauch für Ernährung von 10,3 Mil- 
lionen t (1973/74) auf 9,6 Millionen t (1974/75) zu- 
rück (Materialband, Tabelle 95). Der Selbstversor- 
gungsgrad der Neunergemeinschaft verringerte 
sich 1974/75 auf 89^/0 (1973/74 = 92 Vo). In der 
Bundesrepublik Deutschland lagen die Erzeuger- 
preise für Zuckerrüben 1974/75 um 11 ‘^/o über dem 
Vorjahresniveau (Übersicht 24). 

Da die Commonwealth-Länder ihre Lieferverpflich- 
tungen zum Teil nicht einhalten konnten, ergaben 
sich für Großbritannien, aber auch für Italien zu 
Beginn des Jahres 1975 Versorgungsschwierigkei- 
ten. Um diese zu beheben und darüber hinaus eine 
weitere Verteuerung in der gesamten Gemeinschaft 
zu vermeiden, führte die Gemeinschaft 1975 vom 
Weltmarkt ca. 0,5 Millionen t mit einem Aufwand 
von 193 Millionen RE ein. Um die Einfuhrsubven- 
tionen zu vermindern, wurde den Importeuren die 
Möglichkeit eingeräumt, Zucker aus der Ernte 1975 
abschöpfungsfrei zu exportieren. 

122. Seit dem 1. Juli 1975 gilt die neue EG-Zucker- 
marktordnung, welche für einen Zeitraum von fünf 
Jahren die bisherige Quotenregelung fortsetzt. Da- 
bei wurden die Grundquoten von 7,82 auf 9,136 Mil- 
lionen t, in der Bundesrepublik Deutschland von 
1,75 auf 1,99 Millionen t angehoben; damit wurde 
die Absatzgarantie für die Erzeuger verbessert. 

Dies hatte zur Folge, daß die Rübenanbaufläche im 
Jahre 1975 in der EG um rd. 15 % auf 1,8 Millionen 
ha ausgedehnt wurde. Bei nahezu gleich hohen 


Schaubild 6 


EG-Schwellenpreis und cif-Preis für Rohzucker 
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Übersicht 24 


Erzeugerpreise wichtiger landwirtschaftlicher 
Erzeugnisse in der Bundesrepublik Deutschland 


Erzeugnis 

Wirtschaftsjahr -) 

Ver- 

änderung 

1974/75 

gegen 

1973/74 


1973/74 1 

1974/75 

Weichweizen 
DM/100 kg 

40,77 

42,54 

+ 4,3 

Futtergerste 

DM/100 kg 

36,99 

39,56 

+ 6,9 

Braugerste 

DM/100 kg 

39,96 

43,55 

+ 9,0 

Zuckerrüben 

DM/lOOkg 

7,32 

8,04 

+ 11,0 

Bullen A 

DM/ 100 kg 
lebend 

351,4 

380,2 

+ 8,2 

Schweine C 

DM/ 100 kg 
lebend 

315,7 

282,0 

- 10,7 

Milch (3,7 o/o) 

DM/lOOkg 

45,4 

50,6 

+ 11,5 


0 Ab Hof einschließlich Mehrwertsteuer und Teilaus- 
gleich über die Mehrwertsteuer infolge der DM-Auf- 
wertung; die Direktzahlen zum Ausgleich der Aufwer- 
tungsverluste sind nicht berücksichtigt. 

2) Getreidewirtschaftsjahr August/Juli, im übrigen Juli/ 
Juni 

jeweiliger Zuckergehalt 


Flächenerträgen und einer vergleichsweise nied- 
rigen Zuckerausbeute erhöhte sich die Zucker- 
erzeugung in der Gemeinschaft 1975 um ll,6Vo auf 
schätzungsweise 9,6 Millionen t (1974: 8,6 Mil- 
lionen t). Bei einem geschätzten Zuckerverbrauch 
von 9,8 bis 10 Millionen t wird die Gemeinschaft 
1975/76 eine annähernd volle Selbstversorgung bei 
Zucker erreichen. 

123. Die Europäische Gemeinschaft hat in dem 
Abkommen von Lom^ (vgl. Ziffer 152) 46 Entwick- 
lungsländern Afrikas sowie des karibischen und 
des pazifischen Raums (AKP) aus entwicklungs- 
politischen Gründen die Abnahme von jährlich rd. 
1,3 Millionen t Zucker zu Gemeinschaftspreisen 
garantiert. Da diese Einfuhrmengen voraussichtlich 
auch geliefert werden, wird 1975/76 von der Ge- 
meinschaft Zucker exportiert werden müssen. 


Raps und Rübsen 

124. Durch die im August 1975 verkündete Strei- 
chung der Interventionspflicht für erucasäurerei- 
chen Raps ab 1. Juli 1976 ist eine wichtige Entschei- 
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düng zugunsten des Anbaus erucasäurearmer Sor- 
ten auf Gemeinschaftsebene gefallen. Ein weiterer 
Schritt wird der Erlaß einer Richtlinie des Rates zur 
Festsetzung des Höchstgehaltes an Erucasäure in 
Speisefetten, ölen und Margarine für die Zeit ab 
1. Juli 1976 sein. Damit wird die Verwendung von 
erucasäurereichem Raps im wesentlichen auf tech- 
nische Zwecke beschränkt (vgl. Ziffer 104). 


Obst und Gemüse 

125. Die gemeinsame Marktorganisation für ver- 
arbeitetes Obst und Gemüse wurde durch eine Re- 
gelung des Handels mit dritten Ländern vervollstän- 
digt. Diese Handelsregelung für Verarbeitungs- 
erzeugnisse aus Obst und Gemüse besteht in einer 
grundsätzlichen Liberalisierung, ausgenommen sind 
Zitrusfrüchte und Trockenpflaumen während einer 
Übergangszeit, Zugleich wurde ein gestaffeltes 
Schutzsystem errichtet. Neben einem Mindestpreis- 
system für Tomatenmark werden weitere neun Er- 
zeugnisse zu besonderen Bedingungen lizenzpflich- 
tig. Darüber hinaus werden die Einfuhren bei 20 Er- 
zeugnissen durch Kontrolle der Zollpapiere ständig 
überwacht. Verarbeitungserzeugnisse aus Kartof- 
feln sind von der Liberalisierung gegenüber dritten 
Ländern ausgenommen. Die bereits bestehende All- 
gemeine Schutzklausel wurde unverändert über- 
nommen. 


Wein 

126. Die Lage auf dem Weltmarkt der Europä- 
ischen Gemeinschaft stand im Jahre 1975 unter dem 
Einfluß der überdurchschnittlich ertragreichen 
Jahrgänge 1973 und 1974 (171 bzw. 155 Millionen hl 
Weinmost). Durch den im Verhältnis zur Angebots- 
zunahme nur noch geringen Nachfragezuwachs — 
insbesondere in den großen Verbraucherländern 
Frankreich und Italien stagnierte der Weinver- 
brauch — bildeten sich strukturelle Überschüsse. 
Im Jahre 1975 mußten deshalb in der EG rd. 20 Mil- 
lionen hl Wein mit einem finanziellen Aufwand von 
180 Millionen RE destilliert werden. Außerdem wur- 
den zur Marktentlastung Prämien für den Abschluß 
von Lagerverträgen gewährt (für 10 bis 15 Mil- 
lionen hl kurzfristige und für 7,7 Millionen hl lang- 
fristige Verträge). 

127. Die Situation auf dem europäischen Wein- 
markt wurde dadurch verschärft, daß Italien große 
Mengen von Tafelwein zu relativ niedrigen Preisen 
nach Frankreich exportierte. Frankreich erhob dar- 
aufhin ab September 1975 eine Grenzabgabe auf ita- 
lienische Weineinfuhren. Die Grenzabgabe wurde 
zwar von der Kommission als vertragswidrig er- 
klärt, sie wurde jedoch von Frankreich weiter er- 
hoben. Ende November 1975 hat die Kommission 
gegen die französische Importabgabe Klage vor 
dem Europäischen Gerichtshof erhoben. 

128. In der Bundesrepublik Deutschland traten 
trotz einer verhältnismäßig geringen Erntemenge 


des Jahrgangs 1974 von 6,8 Millionen hl in Wein- 
baugebieten mit mangelnder Erfassungs- und Ver- 
marktungsstruktur (insbesondere Rheinland-Pfalz) 
Preiseinbrüche auf. Die Bundesregierung prüft z. Z. 
Möglichkeiten zur Verbesserung der Erfassungs- 
und Vermarktungsstruktur in einigen Weinbau- 
gebieten der Bundesrepublik Deutschland. 

Die Weinernte des Jahrgangs 1975 ist in der Bun- 
desrepublik Deutschland sowohl hinsichtlich Menge 
(rd. 9,2 gegenüber 6,8 Millionen hl in 1974) als auch 
Qualität günstiger als im Vorjahr ausgefallen. Die 
Mostgewichte haben das Vorjahresergebnis um 
etwa 10 Grad übertroffen. 


Hopfen 

129. Bei einer leichten Zunahme der Anbaufläche 
auf 20 035 ha (1974 = 19 986 ha) wurden 1975 in 
der Bundesrepublik Deutschland 318 000 dt Hopfen 
geerntet. Der Ministerrat der EG hat wie in den 
Jahren 1971 bis 1973 wegen der unzureichenden 
ha-Erlöse auch für 1974 eine Flächenbeihilfe für die 
Erzeuger beschlossen. Die Bundesrepublik machte 
von der Ermächtigung in der EG-Hopfenmarktord- 
nung Gebrauch, wonach die Beihilfe anstatt den 
Erzeugern den Erzeugergemeinschaften gewährt 
werden kann. Dies setzte die Erzeugergemeinschaf- 
ten für Hopfen in die Lage, den inländischen Hop- 
fenmarkt zu stabilisieren. Diese Maßnahme wird 
sich auch auf die Preise in den übrigen Hopfener- 
zeugerländern der EG günstig auswirken. 


Milch 

130. ln der Europäischen Gemeinschaft ging der 

durchschnittliche Milchkuhbestand im Jahre 1975 
zurück (— 1,5 Vo). Eine überdurchschnittliche Ab- 
stockung der Bestände erfolgte insbesondere im 
Vereinigten Königreich (— 4,2 Vo), in Irland 

(— 2,5%) und in Belgien (— 2,2%). Die Milchan- 
lieferung lag im Wirtschaftsjahr 1974/75 in der EG 
insgesamt bei weiter angestiegener durchschnitt- 
licher Milchleistung je Kuh etwa auf dem Niveau 
von 1973/74 (Materialband, Tabellen 96 und 97). 

In der Bundesrepublik Deutschland erhöhte sich der 
durchschnittliche Erzeugerpreis für Milch im Wirt- 
schaftsjahr 1974/75 gegenüber dem Vorjahr um 
11,5% (Übersicht 24). Die Milcherzeugung ging ge- 
ringfügig (— 0,6 Vo) auf rd. 21,4 Millionen t zurück. 

131. Der Erzeugerrichtpreis für Milch ist für das 
Milchwirtschaftsjahr 1975/76 in der EG in zwei 
Stufen um insgesamt 10,7 Vo (Bundesrepublik 
+ 8,3 %) angehoben worden. Die Absicherung die- 
ser Preisanhebung erfolgte durch zweimalige Er- 
höhung des Butterinterventionspreises um insge- 
samt 14,2% und ein einmaliges Anheben des Inter- 
ventionspreises für Magermilchpulver um 7,2 % 
(Übersicht 23). Das Wertverhältnis von Milchfett/ 
Milcheiweiß hat sich dadurch auf 55,3 : 44,7 ver- 
ändert (bis 16. September 1975 betrug das Verhält- 
nis 53,3 : 47,7). 
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132. Der Verbrauch von Milch und Milcherzeug- 
nissen nahm mit Ausnahme von Käse, Sahne und 
einigen weniger bedeutenden Produkten ab. Diese 
strukturell bedeutsame Entwicklung fiel zusammen 
mit einer zunehmenden Verringerung der Absatz- 
möglichkeiten auf dem Weltmarkt, teilweise bedingt 
durch Einfuhrrestriktionen wichtiger Abnehmerlän- 
der. 

Der in der Gemeinschaft insgesamt rückläufige Ver- 
brauch von Butter ist sowohl auf veränderte Ver- 
zehrsgewohnheiten (Rückgang des Fettkonsums 
insgesamt) als auch auf den Anstieg der Verbrau- 
cherpreise als Folge der Anhebung der Interven- 
tionspreise in zwei Stufen zurückzuführen. Die Fort- 
führung der Butterverbilligungsmaßnahmen konnte 
den Verbrauchsrückgang nicht auffangen (vgl. Ma- 
terialband, Tabelle 99). Durch die geringer als er- 
wartet ausgefallenen neuseeländischen Butterliefe- 
rungen konnten jedoch die Butterüberschüsse eini- 
ger EG-Mitgliedstaaten im Vereinigten Königreich 
abgesetzt werden. Dadurch ergab sich eine Markt- 
entwicklung bei Butter, die nur zu einem vergleichs- 
weise geringen Anstieg der Interventionsbestände 
im Jahre 1975 führte (Schaubild 7 und Materialband, 
Tabelle 98). 

133. Der starke Anstieg der Magermilchpulver- 
bestände auf über 1 Million t am Jahresende 1975 
hatte seine Ursache in dem Zusammenwirken meh- 
rerer Einflußfaktoren. Dabei ist vor allem die ver- 
schlechterte Wetbewerbssituation des Magermilch- 
pulvers aufgrund der Anhebung der Marktordnungs- 
preise im Milchsektor und des Preisrückgangs bei 
den übrigen Eiweißstoffen, insbesondere Soja und 
Fischmehl (vgl. Ziffer 107), zu nennen. Die Rücklie- 
ferung von flüssiger Magermilch ging trotz der wei- 
ter gewährten Beihilfen im Jahre 1975 erheblich zu- 
rück. Besonders ausgeprägt war der Verbrauchs- 
rückgang von Magermilchpulver für Futterzwecke. 
Ferner waren die im Jahre 1975 getroffenen zusätz- 
lichen Maßnahmen zum Abbau der Magermilchpul- 
verbestände durch Aussetzung des aktiven Vered- 
lungsverkehrs (Abschaffung von konkurrierenden 
Einfuhrmöglichkeiten) und Beihilfen für die private 
Lagerhaltung von Magermilchpulver nicht sehr 
wirkungsvoll. Das gilt auch für die caritative 
Zwecke verfolgende Abgabe von Magermilchpulver 
aus Interventionsbeständen zu einem Viertel des In- 
terventionspreises an bestimmte Entwicklungslän- 
der und internationale Organisationen. Aufgrund 
von Verteilungsschwierigkeiten (unzureichende In- 
frastruktur), nachlassender Kaufkraft und teilweise 
auch infolge einer erst allmählichen Gewöhnung an 
den Verzehr von Milcheiweiß sind die Absatzmög- 
lichkeiten in Entwicklungsländern begrenzt. 

134. Zur Überwindung der Schwierigkeiten auf 
dem Milchmarkt muß ein Bündel von Maßnahmen 
ergriffen werden. Maßnahmen der Absatzförderung, 
wie sie von einigen Mitgliedstaaten gefordert wer- 
den, sind unzureichend, weil die Überschüsse nur 
mit sehr hohen Kosten abgesetzt werden können. 
Die Bundesregierung hält deshalb längerfristig eine 
Anpassung der Kuhbestände an die Absatzmöglich- 
keiten für Milch und Milchprodukte für unumgäng- 


Schaubild 7 


Interventionsbestände an Butter und Magermilch- 
pulver in öffentlicher und für Butter einschließlich 
privater Lagerhaltung EG 9 und BR Deutschland 



lieh. Geeignete Instrumente hierzu sind insbeson- 
dere eine stärker am Marktgleichgewicht orientierte 
Preispolitik, eine Erzeugerbeteiligung an der Her- 
stellung des Marktgleichgewichts sowie Prämien zur 
Förderung der Aufgabe der Milcherzeugung. Dabei 
wird es jedoch darauf ankommen, daß alle Mitglied- 
staaten hierzu einen angemessenen Beitrag leisten. 
Außerdem muß auf die Betriebe in Grünlandgebie- 
ten Rücksicht genommen werden, die keine Produk- 
tions- und Erwerbsalternativen haben. 


Rindfleisch 

135. Die Rind- und Kalbfleischproduktion ist 1975 
in der Gemeinschaft gegenüber dem Vorjahr nur 
noch geringfügig auf schätzungsweise 6,5 Millionen t 
angestiegen (+ 1 Vo). Da gleichzeitig der Rind- 
fleischverbrauch — insbesondere durch den star- 
ken Rückgang in Italien — um etwa 1,3 Vo auf vor- 
aussichtlich 6,41 Millionen t zurückging, erhöhte 
sich der Selbstversorgungsgrad in der Neunerge- 
meinschaft auf rd. 102% (gegenüber rd. 100% 
in 1974). 

In der Bundesrepublik Deutschland lag nach vor- 
läufigen Berechnungen die Bruttoeigenerzeugung an 
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Rind- und Kalbfleisch 1975 mit 1,34 Millionen t um 
etwa 3 % unter dem Vorjahresniveau. Der Ver- 
brauch blieb gegenüber dem Vorjahr nahezu unver- 
ändert. 

Der durchschnittliche Marktpreis für Rinder in der 
Gemeinschaft lag 1974/75 (Rinderwirtschaftsjahr) 
um 3 Vo unter dem Vorjahresniveau; in der Bundes- 
republik wurde dagegen das niedrige Preisniveau 
von 1973/74 um 2% überschritten. Im Verlaufe des 
Jahres 1975 sind die Marktpreise für Rinder erheb- 
lich angestiegen. Von Mitte Mai bis Mitte Juni 
überschritt der durchschnittliche EG-Marktpreis so- 
gar vorübergehend den Interventionspreis von 
355,80 DM je 100 kg (vgl. Schaubild 8; Material- 
band, Tabelle 101). Diese Entwicklung ist vor allem 
auf die rückläufige Produktionszunahme und den 
seit Juli 1974 wirksamen Importstopp zurückzufüh- 
ren. 

136 . Aufgrund des Anstiegs der Erzeugerpreise für 
Schlachtrinder hat die EG-Kommission mit Wirkung 
vom 1. Oktober 1975 eine weitere leichte Auflok- 
kerung des Einfuhrstopps für Rindfleisch durch eine 
Modifizierung der im Mai 1975 eingeführten Export- 
Import-Regelung beschlossen. Während zunächst 
nach vorangegangenen Exporten in Drittländer ohne 
Inanspruchnahme von Ausfuhrerstattungen Lizen- 
zen für Einfuhren in gleicher Höhe erteilt wurden, 
konnte seit dem 1. Oktober 1975 die doppelte Menge 
eingeführt werden. Die Export-Import-Regelung 
wird 1976 wegen der aufgetretenen Wettbewerbs- 


verzerrungen zugunsten der EG-Uberschußländer 
nicht fortgeführt, sondern durch die sogenannte 
Koppelungsregelung — Erteilung von Einfuhrlizen- 
zen für Rindfleisch nach vorheriger Abnahme von 
Fleisch aus Interventionsbeständen — ersetzt. Die 
Bundesregierung hat sich ständig für die Lockerung 
des Importstopps mit dem Ziel seiner schließlichen 
Aufhebung eingesetzt (Ziffer 152). 

137 . Die ab August bzw. in der Bundesrepublik 
Deutschland ab November 1974 gewährte Erzeu- 
gerprämie für die „geregelte Vermarktung bestimm- 
ter Schlachtrinder", die zunächst bis Ende Februar 
1975 befristet war, wurde im Rahmen der Preisbe- 
schlüsse für das Wirtschaftsjahr 1975/76 um ein 
Jahr verlängert. Frankreich und Italien, die sich 
nicht an dieser Aktion beteiligten, wurden Möglich- 
keiten zur Prämiengewährung für die Erhaltung der 
Kuh- und Kälberbestände eingeräumt. Die Erzeuger- 
prämie hat in Verbindung mit der Ende 1974 einge- 
führten Beihilfe für die private Lagerhaltung von 
Rindfleisch insbesondere in der Bundesrepublik 
Deutschland zu einem erheblichen Rückgang der 
Angebote im Rahmen der Dauerintervention geführt. 
Im Kalenderjahr 1975 wurden in der Gemeinschaft 
rd. 400 000 t Rindfleisch, in der Bundesrepublik 
Deutschland rd. 55 000 t (gegenüber 86 000 t im 
Jahre 1974) in die staatliche Lagerhaltung übernom- 
men (Materialband, Tabelle 100). Für die private 
Lagerhaltung wurden Beihilfen aus dem EAGFL für 
rd. 130 000 t Rindfleisch gewährt. Nach Auffassung 


Schaubild 8 


Marktpreise für Rinder (Referenzpreise) in der 
Gemeinschaft und in der Bundesrepublik Deutschland 


DM/100 kg Lebendgewicht 
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der Bundesregierung ist eine Abschwächung der bis- 
herigen Interventionsgarantie erforderlich. 

138. Beim Wiederabsatz der EG-Interventionsbe- 
stände, die Ende 1975 noch rd. 240 000 t betrugen, 
räumte die Bundesregierung im Gegensatz zu ande- 
ren Partnerstaaten dem Inlandsabsatz eine Priorität 
vor dem Export in Drittländer ein. Aus Beständen 
der EVSt wurden vom Sommer 1974 bis Ende 1975 
rd. 80 000 t Rindfleisch verbilligt im Inland abge- 
setzt. Anstelle von EG-Verbilligungsaktionen für 
Sozialverbraucher hat die Bundesregierung wie in 
den Vorjahren die Verkäufe preiswerter Rindfleisch- 
konserven aus nationalen Vorratsbeständen fortge- 
setzt. Im Rahmen dieser Aktion wurden im Frühjahr 
1975 rd. 30 Millionen Dosen zum Preis von 1,45 DM/ 
400 g (+ MWSt) ausgelagert. 


Schweinefleisch 

139. Im Kalenderjahr 1975 ist die Zahl der 
Schweineschlachtungen nach vorläufigen Angaben 
in der Gemeinschaft gegenüber dem Vorjahr um rd. 
2 Vo zurückgegangen. Diese Abnahme resultierte in 
erster Linie aus einem verringerten Angebot im Ver- 
einigten Königreich, in Dänemark und in Irland, 
während die übrigen Mitgliedstaaten zumeist noch 
Zuwachsraten aufwiesen (Bundesrepublik Deutsch- 
land + 1,5 Vo). 

Im Gegensatz zu Rindfleisch ist der Verbrauch an 
Schweinefleisch bis zum Herbst 1975 noch merklich 
gestiegen. Der Verbrauchszuwachs betrug im Ka- 
lenderjahr 1975 in der Bundesrepublik Deutschland 
rd. 2 ^/o. 

140. Der EG-Durchschnittspreis für Schweinehälf- 
ten lag im Wirtschaftsjahr 1974/75 um rd. 9 % unter 
dem Vorjahresniveau. In der Bundesrepublik 
Deutschland waren die Erzeugerpreise um knapp 
11 Vo niedriger als 1973/74 (Übersicht 24). Durch die 
Gewährung von Beihilfen für die private Lagerhal- 
tung von Schweinefleisch (rd. 111 000 t) in der Ge- 
meinschaft (davon 16 516 t in der Bundesrepublik 
Deutschland) konnten stärkere Preiseinbrüche am 
EG-Schweinemarkt im Wirtschaftjahi 1974/75 ver- 
hindert werden. 

In den EG-Mitgliedstaaten sind die Schweinepreise 
seit dem Frühjahr 1975 kontinuierlich gestiegen. Im 
November 1975 lagen z. B. die Marktpreise in der 
Bundesrepublik Deutschland im Durchschnitt um 
mehr als 25 Vo über dem Vorjahresniveau. Im Laufe 
des Jahres 1976 ist mit einer steigenden Schweine- 
produktion und aufgrund der stark gestiegenen Ver- 
braucherpreise mit einer Abschwächung der Nach- 
frage nach Schweinefleisch zu rechnen. Etwa ab 
Mitte des Jahres 1976 ist deshalb wieder ein Rück- 
gang der Schweinepreise zu erwarten. 


Eier und Geflügel 

141. Die im Laufe des Jahres 1974 vorgenommene 
Aufstockung der Legehennenbestände in der Ge- 


meinschaft führte ab Sommer 1974 zu einer Ange- 
botszunahme und Preisabschwächung auf dem Eier- 
markt. Verstärkte Exporte in Drittländer, insbeson- 
dere in den Nahen Osten, die durch die Gewäh- 
rung von Erstattungen ermöglicht wurden, brachten 
eine gewisse Marktentlastung. 

142. Aufgrund einer Absprache zwischen den Er- 
zeugern der Mitgliedstaaten, die im wesentlichen 
auf eine Initiative des Stabilisierungsfonds für 
Schlachtgeflügel in der Bundesrepublik Deutsch- 
land zurückging, erfolgte eine Produktionsbe- 
schränkung in der Hähnchenmast. Sie führte ab 
Herbst 1974 zu einer Stabilisierung des Marktes in 
der Gemeinschaft. Unterstützt wurde diese Entwick- 
lung durch verstärkte Hähnchenausfuhren in Dritt- 
länder mit Hilfe von Erstattungen. Dadurch wurde 
im Laufe des Wirtschaftsjahres 1974/75 ein Abbau 
der Anfang 1974 erhöhten Lagerbestände ermög- 
licht. 


Absatzförderung 

143. Die Absatzförderung für deutsche Agrarpro- 
dukte im In- und Ausland wurde weiter verbessert, 
um auch unvorhersehbaren Marktentwicklungen 
wirksamer Rechnung zu tragen. Die Centrale Mar- 
ketinggesellschaft der deutschen Agrarwirtschaft 
mbH, als zentrale Einrichtung der Wirtschaft zur 
Durchführung der Aufgaben des Absatzförderungs- 
fonds der deutschen Land-, Forst- und Ernährungs- 
wirtschaft, hat eine Reihe von Marketinginstrumen- 
ten eingesetzt, insbesondere Verkaufsförderungs- 
und Werbeaktionen für deutsche Qualitätserzeug- 
nisse, um weitere Absatzwege und -märkte zu er- 
schließen. Durch Sondermaßnahmen bei Butter und 
anderen Milcherzeugnissen, bei Eiern und Geflügel, 
Blumen und Zierpflanzen sowie bei Holz konnte 
verstärkt zur Marktentlastung beigetragen werden. 
Neue Absatzmärkte wurden insbesondere in Fern- 
ost und in den erdölfördernden Ländern erschlossen. 

Ab 1976 werden die Absatzförderungsmaßnahmen 
— bis auf die Zinseinkünfte aus dem bei der Land- 
wirtschaftlichen Rentenbank verwalteten Zweck- 
vermögen (ca. 2 Millionen DM) — ausschließlich 
aus Beiträgen der Agrarwirtschaft finanziert. 


Marktstrukturverbesserung 

144. Durch das Marktstrukturgesetz ist 1969 eine 
Regelung für die Anerkennung und Förderung von 
land- und fischwirtschaftlichen Erzeugergemein- 
schaften und deren Vereinigungen geschaffen wor- 
den. Die inzwischen mit der Anwendung des Ge- 
setzes gewonnenen Erfahrungen zeigten, daß die 
im Gesetz festgelegten Förderungszeiträume für 
Erzeugergemeinschaften und deren Vereinigungen 
nicht ausreichend an die Zeiträume des Aufbaus 
der Erzeugergemeinschaften und ihrer Vereinigun- 
gen angepaßt waren. Außerdem sind zwischenzeit- 
lich durch EWG-Verordnungen Regelungen für Er- 
zeugergemeinschaften bzw. -Organisationen und 
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deren Vereinigungen in Kraft getreten, die eine An- 
passung des Marktstrukturgesetzes erforderlich 
machten. 

Durch das am 1. September 1975 in Kraft getretene 
Änderungsgesetz zum Marktstrukturgesetz sind im 
wesentlichen folgende Verbesserungen bzw. Anpas- 
sungen vorgenommen worden: 

— ■ Der Förderungszeitraum für Startbeihilfen wird 
— ohne Ausweitung des maximalen Förderungs- 
betrages — von drei auf fünf Jahre und für 
Investitionsbeihilfen an Erzeugergemeinschaften 
und deren Vereinigungen von fünf auf sieben 
Jahre verlängert. 

— Erzeugergemeinschaften nach EG-Recht für Hop- 
fen und Erzeugerorganisationen nach EG-Recht 
für Fischereierzeugnisse können mit Investi- 
tionsbeihilfen auf der Grundlage des Marktstruk- 
turgesetzes gefördert werden. 

— Erzeugergemeinschaften nach EG-Recht sind in 
ihrer wettbewerbsrechtlichen Stellung den na- 
tionalen Erzeugergemeinschaften und deren Ver- 
einigungen gleichgestellt. 

Im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesse- 
rung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes" 
sind 1975 neben der Förderung von Erzeugerge- 
meinschaften und deren Vereinigungen aufgrund 
des Marktstrukturgesetzes (vgl. Materialband, Ta- 
belle 102) nachstehende Maßnahmen zur Verbesse- 
rung der Markt Struktur fortgeführt worden; 

— Verbesserung der Molkereistruktur, 

— Verbesserung der Struktur von öffentlichen 
Schlachthöfen und Lebendviehmärkten, 

— Verbesserung der Struktur der Zuckerfabriken, 

— ■ Investitionen bei Vermarktungseinrichtungen 
für frisches Obst und Gemüse sowie beim Aus- 
bau von Einrichtungen zur Herstellung von Naß- 
konserven, 

— ■ Investitionen bei Vermarktungseinrichtungen 
für Blumen und Zierpflanzen, 

— Investitionen bei Be- und Verarbeitungsanlagen 
für Kartoffeln 

und 

— Verbesserung der Struktur der Seefischmärkte. 

Im Anwendungsbereich Molkereistruktur sind seit 
1975 Unternehmen, die jährlich mehr als 300 Mil- 
lionen kg Milch verarbeiten, von der Gewährung 
von Investitionsbeihilfen ausgenommen. 

145 . Die EG-Kommission hat im September 1975 
den Vorschlag für eine Verordnung über gemein- 
same Maßnahmen zur Verbesserung der Verarbei- 
tungs- und Absatzbedingungen für landwirtschaft- 


liche Erzeugnisse vorgelegt. Durch diesen Vor- 
schlag soll die bisherige Förderung von Einzelvor- 
haben im Vermarktungsbereich aufgrund der VO 
17/64/EWG abgelöst und als gemeinsame Maßnahme 
fortgeführt werden. Das Europäische Parlament 
und der Wirtschafts- und Sozialausschuß haben 
hierzu eine Stellungnahme abzugeben. Die Bundes- 
regierung wird bei den Beratungen in Brüssel auf 
sachlich notwendige Änderungen auch unter Be- 
rücksichtigung der Entschließungen des Bundes- 
rates und des Ernährungsausschusses des Deutschen 
Bundestages hinwirken. 


Innergemeinschaftlicher Handel 

146 . Der innergemeinschaftliche Handel der Bun- 
desrepublik Deutschland mit Gütern der Ernäh- 
rungswirtschaft nahm 1974/75 weiter zu. Der Wert 
der ernährungswirtschaftlichen Bezüge aus EG- 
Mitgliedstaaten ist gegenüber dem Vorjahr um 
knapp 7 Vo auf 15,6 Mrd. DM angestiegen (Mate- 
rialband, Tabelle 104). Im Vergleich dazu erhöhte 
sich der Wert der Lieferungen wiederum stärker 
und stieg um 20 °/o auf etwas über 7 Mrd. DM an. 
Diese wertmäßige Zunahme des ernährungswirt- 
schaftlichen Güteraustausches mit den Ländern der 
Gemeinschaft ist zu einem wesentlichen Teil die 
Folge eines Preisanstiegs, so daß das Volumen des 
Handels geringer angestiegen ist. Es lag 1974/75 
bei den Bezügen um 2 Vo und bei den Lieferungen 
um knapp 7 Vo über dem Vorjahresniveau. 


Innerdeutscher Handel 

147 . Nach dem Grundlagenvertrag soll der inner- 
deutsche Handel im Rahmen der bestehenden Ab- 
kommen weiterentwickelt werden. Das Augenmerk 
richtet sich dabei derzeit u. a. auf den Abschluß von 
Kooperationsvereinbarungen. 

Im Frühjahr 1975 hat der Rat der Europäischen Ge- 
meinschaften entschieden, daß die DDR in ihren Be- 
ziehungen zu den übrigen acht EG-Mitgliedstaaten 
einem Drittland gleichgestellt wird. In diesen Mit- 
gliedstaaten der EG werden daher bei Agrareinfuh- 
ren aus der DDR Abschöpfungen erhoben bzw. bei 
Agrarexporten in die DDR aus dem Gemeinschafts- 
haushalt Ausfuhrerstattungen gezahlt. Die Sonder- 
stellung des innerdeutschen Handels bleibt aber auf- 
grund des Protokolls zum EWG-Vertrag über den 
innerdeutschen Handel voll aufrechterhalten. Der 
innerdeutsche Handel ist daher nach wie vor frei 
von Zöllen, Abschöpfungen und Ausfuhrerstattun- 
gen. Die Entwicklung des innerdeutschen Handels 
mit Agrargütern ist im Materialband, Tabellen 105 
und 106, dargestellt. 
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4 Außenwirtschaftspolitik und Weltagrarprobleme 


148. Der AgraraußenhandeP) der Bundesrepublik 
Deutschland mit Drittländern hat sich im Wirt- 
schaftsjahr 1974/75 unterschiedlich entwickelt. Wäh- 
rend die wertmäßige Einfuhr von Gütern der Er- 
nährungswirtschaft aus Drittländern von 13,9 Mrd. 
DM (1973/74) auf rd. 14,9 Mrd. DM (1974/75) weiter 
angestiegen ist ( + 6,7 Vo), ging die Ausfuhr von 3,29 
Mrd. DM (1973/74) auf rd. 3 Mrd. DM (1974/75) um 
8,8 Vo zurück (Materialband, Tabelle 107). Bei Aus- 
schaltung der Preisänderungen ergibt sich ein noch 
stärkerer Anstieg der Einfuhren ( + 21 +o), dem (in 
Preisen von 1970) eine gegenüber dem Vorjahr un- 
veränderte Ausfuhr gegenüberstand. 

149. In vielen Regionen der Welt ist die Ernäh- 
rung der Bevölkerung nach wie vor nicht ausrei- 
chend gesichert. Die FAO hat zwar in den vergan- 
genen Jahren das System einer „internationalen 
Agraranpassung" mit dem Ziel entwickelt, die 
Agrarproduktion in den Entwicklungsländern ent- 
sprechend dem zunehmenden Weltbedarf an Nah- 
rungsmitteln auszuweiten. Zur Verwirklichung ist 
aber besonders in den unzureichend versorgten Ent- 
wicklungsländern ein längerer Umstellungsprozeß 
erforderlich, während dessen die finanzielle und 
agrartechnische Hilfe der Industrieländer unentbehr- 
lich ist. Ungeachtet der weltwirtschaftlichen Rezes- 
sionsphase ist der politische Wille gewachsen, in 
international koordinierten Aktionen zu spürbaren 
Fortschritten zu gelangen und vor allem eine Ver- 
sorgung sicherzustellen, die nicht mehr nur von dem 
Ergebnis eines einzigen Erntejahres abhängt. 

150. Die Bundesregierung hat sich in den inter- 
nationalen Wirtschaftsorganisationen weiterhin da- 
für eingesetzt, daß eine Entspannung der Welternäh- 
rungssituation und der Weltagrarprobleme erreicht 
wird. Sie trägt in dem neugegründeten Welternäh- 
rungsrat dazu bei, eine effiziente international ko- 
ordinierte Strategie zur Sicherung der Welternäh- 
rung zu entwickeln. Die Bundesrepublik Deutschland 
hat verstärkt Agrarhilfe geleistet und ihren Anteil 
an der EG-Nahrungsmittelhilfe erhöht (Material- 
band, Tabelle 111). 

Auf der 7. Sondergeneralversammlung der Verein- 
ten Nationen hat die Bundesrepublik Deutschland 
zusammen mit ihren EG-Partnern erneut ihre Bereit- 
schaft unter Beweis gestellt, insbesondere die ärm- 
sten Entwicklungsländer bei der Bewältigung ihrer 
Wirtschaftsprobleme zu unterstützen. So sollen u. a. 
bei der Weiterentwicklung der Weltwirtschaftsord- 


^) Rechtlich und wirtschaftlich ist unter dem Begriff 
„Außenhandel" nur noch der Handel mit Drittländern 
zu verstehen. 


nung die Freiheit des Handels gesichert und die 
Handelsschranken weiter abgebaut, eine inter- 
national koordinierte Lagerhaltung für Getreide ein- 
gerichtet und die Agrarerzeugung in den unterver- 
sorgten Ländern gefördert werden. 

151. Der EG-Rat verabschiedete im Februar 1975 
Leitlinien für die multilateralen Handelsverhandlun- 
gen im GATT mit einem ausführlichen agrarpoliti- 
schen Teil. Er schuf damit die Voraussetzungen für 
eine aktive Teilnahme der Europäischen Gemein- 
schaft an den Agrarverhandlungen im Rahmen der 
GATT-Runde. 

152. Die EG erzielte bei der handelspolitischen 
Neugestaltung ihrer weltweiten Beziehungen we- 
sentliche Fortschritte: Im Februar 1975 wurde ge- 
meinsam mit 46 Staaten Afrikas, der Karibik und 
des Pazifik das Abkommen von Lom6 unterzeichnet. 
Die Einräumung von Handelspräferenzen, die Ab- 
nahmegarantie der EG für jährlich etwa 1,3 Millio- 
nen t Rohzucker und die Stabilisierung der Export- 
erlöse für eine Reihe von Rohstoffen sind dabei her- 
vorzuheben. Die laufenden Verhandlungen der EG 
mit den Mittelmeerländern, die zu angemessenen 
Handelsregelungen unter Beachtung der Gemein- 
schaftspräferenz führen sollen, konnten im Falle von 
Israel und Malta erfolgreich abgeschlossen werden. 
Ergänzend dazu werden im institutionalisierten 
„Europäisch-Arabischen Dialog" die speziellen 
Agrarprobleme der arabischen Länder behandelt. 
Zum Beitrittsantrag Griechenlands bereitet die EG 
ihre Verhandlungsposition vor. 

Die Assoziierungs- und präferentiellen Handelsab- 
kommen der EG werden vorwiegend aus außen- 
politischen und integrationspolitischen Gründen ab- 
geschlossen. Dabei mußten finanzielle Belastungen 
und mögliche agrarpolitische Schwierigkeiten in 
Kauf genommen werden. 

Die Bundesregierung wird sich auch weiterhin gegen 
Importsperren für Agrarerzeugnisse einsetzen und 
damit ihre Politik eines möglichst freien Wettbe- 
werbs im Welthandel weiter verfolgen. 

Im Bereich der bilateralen Kooperation wurden re- 
gierungsseitige Abkommen mit dem Iran, der Tür- 
kei, ferner mit Brasilien auf dem Sojasektor und mit 
Mexiko für die Fischerei abgeschlossen. Neue Ko- 
operationsabkommen mit der Tschechoslowakei und 
Bulgarien schließen die Land- und Ernährungswirt- 
schaft ein. Damit sind die Voraussetzungen für eine 
verstärkte wirtschaftliche und agrartechnische Zu- 
sammenarbeit geschaffen, die im Falle Brasiliens 
und Mexikos u. a. der verbesserten Versorgung mit 
Soja und Fisch dienen können. 
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5 Entwicklung des ländlichen Raumes 


5.1 Raumordnung und Agrarstrukturpolitik 

153, Für die großräumige Entwicklung der Raum- 
und Siedlungsstruktur in der Bundesrepublik 
Deutschland liegt nunmehr als Orientierungsrahmen 
das Bundesraumordnungsprogramm (Drucksache 
7/3584) vor. Es weist im großräumigen Vergleich 
u. a. abwanderungsgefährdete Räume sowie Räume 
mit besonderen Strukturschwächen in der Erwerbs- 
und/oder Infrastruktur aus. Derartige Disparitäten 
treten vor allem in peripheren, dünnbesiedelten, 
überwiegend ländlich strukturierten Gebietseinhei- 
ten auf. Sie sollen insbesondere durch die Förderung 
von Entwicklungszentren und großräumig bedeut- 
samen Achsen abgebaut werden. 

154, Darüber hinaus kommt dem Abbau von Dis- 
paritäten in der Siedlungs-, Erwerbs- und Infra- 
struktur innerhalb der Gebietseinheiten besondere 
Bedeutung zu. Hierbei leisten die überbetrieblichen 
und einzelbetrieblichen Maßnahmen des Programms 
„Entwicklung des ländlichen Raumes — Agrar- 
struktur" einen wichtigen Beitrag. Die überbetrieb- 
lichen Maßnahmen zielen vorwiegend auf die Ver- 
besserung der allgemeinen Lebens- und Arbeitsbe- 
dingungen der im ländlichen Raum wohnenden und 
arbeitenden sowie erholungsuchenden Menschen ab. 
Sie schaffen damit eine wesentliche Voraussetzung 
für die Entwicklung der Erwerbs- und Infrastruktur 
in den jeweiligen siedlungsstrukturellen Verflech- 
tungsbereichen. Die einzelbetrieblichen Maßnahmen 
dienen vorwiegend der Verbesserung der Produk- 
tionsstruktur sowie der Arbeitsbedingungen und 
Wohnverhältnisse, leisten aber gleichzeitig einen 
Beitrag zur Erfüllung der räumlichfunktionalen Auf- 
gabenteilung zwischen städtisch und ländlich ge- 
prägten Gebieten. 

155, Der Umfang der Brache (zur Zeit etwa 300 000 
ha) hat weniger als erwartet zugenommen. Auch in 
Zukunft wird sich diese Entwicklung nicht wesent- 
lich ändern. 

Die Brache wird hinsichtlich ihres ökologischen Wer- 
tes insbesondere als Lebensraum für seltene und 
bedrohte Pflanzen- und Tierarten positiv beurteilt, 
während sie für den Wohnwert und den Erholungs- 
wert der Landschaft sowohl positive als auch nega- 
tive Aspekte hat. 

Vom Bundesministerium für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten sind aufgrund dieser Erkennt- 
nisse konzeptionelle Überlegungen angestellt wor- 
den^), die einerseits darauf abzielen, Brachflächen 


^) G. Möhler und Mitarbeiter: Brache, Ursachen — Be- 
wertung — Maßnahmen, Herausgeber: Bundesministe- 
rium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten in Zu- 
sammenarbeit mit dem Land- und Hauswirtschaftlichen 


Agrarstruktur 


weitgehend der natürlichen Vegetation als ökolo- 
gische Ausgleichszellen zu überlassen und anderer- 
seits durch Untersuchungen festzustellen, bei wel- 
chem Umfang der Brache bestimmte Funktionen in 
ländlichen Gebieten beeinträchtigt werden und Maß- 
nahmen zum Offenhalten der Landschaft erforder- 
lich sind. 

156, Die strukturpolitischen Maßnahmen werden 
durch wichtige Aktivitäten im Bereich der Boden- 
politik und der Steuerpolitik ergänzt. Dem Struktur- 
wandel der Landwirtschaft wird durch die Verbesse- 
rung der Rechtsgrundlagen des Bauens im Außen- 
bereich im Rahmen des Bundesbaugesetzes Rech- 
nung getragen (Ziffer 176). 


5,2 Gemeinschaftsaufgabe 

„Verbesserung der Agrarstruktur 
und des Küstenschutzes“ 

157, Durch das Gesetz über die Gemeinschafts- 
aufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des 
Küstenschutzes" werden die Maßnahmen der Agrar- 
strukturpolitik in gemeinsamer Verantwortung von 
Bund und Ländern geplant sowie finanziert und 
von den Ländern durchgeführt. Die Bundesregierung 
hat im Entwurf des Haushalts 1976 für die Gemein- 
schaftsaufgabe Bundesmittel in Höhe von 1 345 Mil- 
lionen DM vorgesehen. 

158, Angesichts der unterschiedlichen agrarstruk- 
turellen und agrarpolitischen Ausgangssituation und 
der z. T. divergierenden Zielsetzungen in den Bun- 
desländern war die Erarbeitung einheitlicher Förde- 
rungsgrundsätze und auch deren Fortschreibung im- 
mer wieder mit erheblichen Schwierigkeiten ver- 
bunden. Diese ergaben sich bei der Aufstellung der 
Rahmenpläne auch dadurch, daß die Länder in der 
Regel bei ihren Anmeldungen sehr hohe Forderun- 
gen stellten, so daß eine Anpassung an die zur Ver- 
fügung stehenden Komplementärmittel des Bundes 
erforderlich wurde. 

159, Der Vorschlag für die regionale Mittelverwen- 
dung (Länderschlüssel) wurde für 1976 wiederum 
auf der Grundlage einer Programm- und Regional- 
analyse erarbeitet. Er wurde unter Berücksichtigung 
der von den Bundesländern vorgebrachten Vor- 
schläge in modifizierter Form verabschiedet. 

Auf der Basis eines Mittelvolumens des Bundes von 
1 345 Millionen DM wurde die Verteilung der Bun- 
desmittel für die Gemeinschaftsaufgabe 1976 wie 
folgt beschlossen: 

Auswertungs- und Informationsdienst e. V. (AID), 

Landwirtschaft-Angewandte Wissenschaft, Heft 181, 

Hiltrup 1975. 
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Bundesland 

Rahmenplan 1976 

— Soll — 

Millionen DM | 

»/o 

Schleswig-Holstein 

138,535 

10,30 

Hamburg 

13,450 

1,00 

Bremen 

8,204 

0,61 

Niedersachsen 

298,321 

22,18 

Nordrhein-Westfalen 

150,640 

11,20 

Hessen 

91,594 

6,81 

Rheinland-Pfalz 

107,600 

8,00 

Saarland 

13,854 

1,03 

Baden-Württemberg 

188,031 

13,98 

Bayern 

333,560 

24,80 

Berlin 

1,211 

0,09 

Zusammen . . . 

1 345,000 

100,00 


160. Ab 1977 ist eine lO'^/oige Kürzung der Ge- 
meinschaftsaufgaben vorgesehen. Der Bundestag 
hat die Bundesregierung ersucht zu prüfen, „inwie- 
weit die im Rahmenplan vorgesehenen Maßnahmen 
die Voraussetzungen des Artikels 91 a Abs. 1 GG 
(Mitwirkung bei der Erfüllung von Länderaufgaben 
wegen der Bedeutsamkeit für die Gesamtheit und 
Erforderlichkeit der Mitwirkung zur Verbesserung 
der Lebensverhältnisse) erfüllen und dem Bundestag 
bei Vorlage des nächsten Rahmenplanes darüber zu 
berichten". 

Der Planungsausschuß hat beschlossen, die Pro- 
bleme der Konzentration von Maßnahmen im Rah- 
men der Gemeinschaftsaufgabe für den Rahmenplan 
1977 zu erörtern und darüber zu entscheiden. 

Die Schwerpunkte der Förderung in der Gemein- 
schaftsaufgabe lagen 1975 bei der einzelbetrieb- 
lichen Investitionsförderung und bei den Maßnah- 
men im überbetrieblichen Bereich, insbesondere der 
Flurbereinigung, der Wasserwirtschaft und dem 
Küstenschutz. 


5.3 Maßnahmen im überbetrieblichen Bereich 

Flurbereinigung 

161. Die Flurbereinigung ist nach wie vor die zen- 
trale Maßnahme zur Entwicklung des ländlichen 
Raumes. Im Jahre 1975 stellte der Bund hierfür 
277 Millionen DM bereit. Neben der Verbesserung 
der Arbeits- und Produktionsbedingungen in der 
Land- und Forstwirtschaft leistet die Flurbereini- 
gung durch ihre planerische, koordinierende und 
bodenordnerische Tätigkeit einen wichtigen Beitrag 
zum Ausgleich der manigfachen Interessen an 
Grund und Boden im ländlichen Raum. 

162. Die voraussichtlich am 1. März 1976 in Kraft 
tretende Novelle zum Flurbereinigungsgesetz erwei- 
tert die Aufgabenstellung des seit 1953 geltenden 
Gesetzes. In Zukunft soll die Flurbereinigung gene- 
rell als Instrument zur Unterstützung des Struktur- 


wandels im ländlichen Raum dienen. Die Gesetzesre- 
form ist ein entscheidender Schritt nach vorne, um 
die ländliche Bodenordnung zu verbessern. Wirt- 
schaftlichkeit und Wettbewerbsfähigkeit der an der 
Flurbereinigung beteiligten land- und forstwirt- 
schaftlichen Betriebe sind dabei nach wie vor das 
vorrangige Ziel. Daneben sind die Aufgaben zur För- 
derung der Landeskultur und Landentwicklung unter 
Berücksichtigung der landschaftsgebundenen Erho- 
lungs- und Freizeitansprüche der Bevölkerung von 
erheblicher Bedeutung. Das neue Gesetz leistet ins- 
gesamt einen wichtigen Beitrag zur Entspannung auf 
dem Bodenmarkt, indem es die Nutzungsverhältnisse 
insbesondere durch Harmonisierung der städtischen 
und ländlichen Bodennutzung regelt und schließ- 
lich verbesserte Voraussetzungen für die Koordinie- 
rung aller raumbedeutsamen Maßnahmen des jewei- 
ligen Flurbereinigungsgebietes von der Planung bis 
zur Durchführung schafft. 

163. Die der Flurbereinigung vorausgehende agrar- 
strukturelle Vorplanung hilft der Entscheidungsfin- 
dung über Art und Umfang der durchzuführenden 
Maßnahmen, zu denen auch die beschleunigte Zu- 
sammenlegung und der freiwillige Landtausch ge- 
hören können. 


Wasserwirtschaft, Kulturbautechnik und Küsten- 
schutz 

164. Wasserwirtschaft und Kulturbautechnik lei- 
sten einen wesentlichen Beitrag zur Ordnung des 
ländlichen Raumes. Die Maßnahmen der Be- und 
Entwässerung sowie auch des landwirtschaftlichen 
Wegebaus außerhalb der Flurbereinigung schaffen 
Voraussetzungen für eine Erhöhung der Arbeitspro- 
duktivität im Einzelbetrieb. Die Schwerpunkte der 
Förderung im Bereich der Wasserwirtschaft liegen 
bei den zentralen Wasserversorgungs- und Abwas- 
seranlagen, der Vermeidung zerstörender Wirkun- 
gen von Wasser und Wind sowie dem Küstenschutz. 
Diese Maßnahmen zielen auf eine Verbesserung der 
allgemeinen Lebensverhältnisse im ländlichen 
Raum ab. Die Gesamtaufwendungen des Bundes 
im Bereich Wasserwirtschaft, Kulturbautechnik und 
Küstenschutz beliefen sich 1975 auf 540 Millionen 
DM (Materialband, Tabellen 117 und 118). 

165. Wegen des nach wie vor großen Bedarfs bei 
den zentralen Wasserversorgungs- und Abwasser- 
anlagen im ländlichen Raum sind im Jahre 1975 die 
Förderungsmittel des Bundes in diesem Bereich 
erhöht worden. Fast 10 ‘^/o der Bevölkerung in den 
Ländern Bayern, Niedersachsen und Schleswig-Hol- 
stein sind noch nicht an zentrale Trinkwasserver- 
sorgungsanlagen angeschlossen. Darüber hinaus 
kommt dem Hochwasserschutz im Binnenland wei- 
terhin erhebliche Bedeutung zu. Der Bau von Tal- 
sperren und Hochwasserrückhaltebecken ist, wie 
die Hochwasser im Juli 1975 in Süddeutschland 
gezeigt haben, zur Verhinderung größerer Schäden 
unerläßlich. 
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166. In den vier Küstenländern hat der Küsten- 
schutz seit vielen Jahren sehr hohe Priorität. 
157 Millionen DM Bundesmittel sind im Jahre 1975 
zur Verfügung gestellt worden (Materialband, 
Tabelle 118). 

Im Rahmen des Küstenschutzes werden Maßnah- 
men zur Erhöhung der Sicherheit an den Küsten der 
Nord- und Ostsee sowie an den fließenden oberirdi- 
schen Gewässern im Tidegebiet gegen Sturmflut 
durchgeführt. Der Bund beteiligt sich im Rahmen 
der Gemeinschaftsaufgabe seit 1973 mit 70 Vo an 
den erforderlichen Zuschüssen. Von 1962 bis 1975 
sind über 700 km Küstenlinie nach den Generalplä- 
nen der Küstenländer gesichert worden. Für diese 
Baumaßnahmen wurden 1 976 Millionen DM Bun- 
desmittel bereitgestellt. Die dringende Notwendig- 
keit des Mitteleinsatzes ist durch die jüngste 
Sturmflut an der deutschen Nordseeküste im Januar 
1976 erneut nachdrücklich unter Beweis gestellt 
worden. Die seit 1962 erstellten Küstenschutzanla- 
gen haben sich voll bewährt. 

Für die Beseitigung von Schäden an den Küsten- 
schutzanlagen, insbesondere für die Wiederher- 
stellung der gebrochenen Deiche, hat die Bundes- 
regierung zusätzlich 55 Millionen DM Bundesmittel 
bereitgestellt. Eine beschleunigte Durchführung des 
Küstenschutzprogramms um weitere rd. 400 km 
gesicherte Küstenlinie ist erforderlich. Die Küsten- 
schutzarbeiten kommen nicht nur der Landwirt- 
schaft, sondern allen Anliegern hinter dem Deich 
zugute. Gefahren für Menschenleben und Sachgüter 
werden erst durch eine voll gesicherte Küste mit 
Abschluß des gesamten Küstenschutzprogramms 
wesentlich gemindert sein. 


5.4 Maßnahmen im einzelbetrieblichen Bereich 


Einzelbetriebliche Investitionsförderung 

167. Das Einzelbetriebliche Förderungsprogramm 

wird seit 1971 angewendet. Es hat in dieser Zeit 
eine Reihe von Ergänzungen gegeben (vgl. Mate- 
rialband, Tabelle 121). Im Jahre 1975 fand in zahl- 
reichen Gremien eine sehr intensive Diskussion 
über die Fortschreibung der einzelbetrieblichen 
Investitionsförderung statt. Sie betraf auch eine 
Reihe von Problemen, die nur durch eine Änderung 
der Richtlinie Nr. 72/159/EWG über die Moderni- 
sierung der landwirtschaftlichen Betriebe gelöst 
werden könnten. 

168. Der Planungsausschuß beschloß für 1976 als 
neue Maßnahme der Investitionsförderung die Auf- 
stiegshilfe. Sie soll Betrieben helfen, die das ver- 
gleichbare Arbeitseinkommen noch nicht erreichen 
und die auch keine agrarsozialen Maßnahmen in An- 
spruch nehmen können. Diese Betriebe sollen sich 
schrittweise so entwickeln können, daß sie den An- 
schluß an die entwicklungsfähigen Betriebe finden. 
Die Hilfe kann maximal dreimal in einem Zeitraum 
von zehn Jahren bewilligt werden. Für ein förde- 


rungsfähiges Investitionsvolumen von 60 000 DM 
wird eine Zinsverbilligung gewährt. Die Landwirte 
müssen u. a. folgende Voraussetzungen erfüllen: 

— Vorlage eines Betriebsentwicklungsplanes bei 
der ersten Antragstellung, 

— Verpflichtung zur Buchführung (Stufe III) für 
sechs Jahre. 

Das Prinzip der gezielten Förderung wird durch 
diese Voraussetzungen auch in Zukunft beibehal- 
ten. 

169. Die ausführliche Diskussion im Jahre 1975 hat 
aber auch deutlich gezeigt, daß es bisher keine 
brauchbare Alternative zur Förderungsschwelle 
gibt, wenn man an dem Prinzip einer gezielten För- 
derung festhalten will. Die individuelle Beurteilung 
der Betriebe und ihrer Entwicklungsmöglichkeiten 
z. B. anhand der Eigenkapitalbildung scheitert an 
der Tatsache, daß zu wenig Betriebe über eine ord- 
nungsgemäße Buchführung verfügen, die die not- 
wendige Voraussetzung für eine derartige Beurtei- 
lung ist. 

170. Das vergleichbare Arbeitseinkommen (Förde- 
rungsschwelle) wurde für 1976 auf 23 100 DM/ AK 
festgesetzt. Die Fortschreibung während der Lauf- 
zeit des Betriebsentwicklungsplans soll ab 1976 mit 
real 1,5 Vo pro Jahr erfolgen. 


Bergbauernprogramm 

171. Im April 1975 wurde die Richtlinie des Rates 
über die Landwirtschaft in Berggebieten sowie in 
bestimmten benachteiligten Gebieten verabschie- 
det. Nachdem der Planungsausschuß der Gemein- 
schaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur 
und des Küstenschutzes" bereits zum 1. Oktober 
1974 ein entsprechendes nationales Programm in 
Kraft gesetzt hatte, wird sich nunmehr die Euro- 
päische Gemeinschaft voraussichtlich mit Wirkung 
vom 1. Januar 1975 an der Finanzierung der gemein- 
sam beschlossenen Maßnahmen zugunsten der be- 
nachteiligten Gebiete beteiligen. 

172. Die Ausgleichszulage, die bedeutendste Maß- 
nahme des Programms, erhielten 1975 ca. 127 000 
Betriebe. Dafür wurden 66,1 Millionen DM Bundes- 
mittel aufgewendet. 

Die Ausgleichszulage beträgt zwischen 90 und 
120 DM je Großvieheinheit Rinder, Schafe und Zie- 
gen. Um einen Anreiz für extensive Haltungsfor- 
men zu bieten und besondere natürliche Nachteile 
auszugleichen, werden für einzelne Vieharten 
regional differenzierte Zuschläge von 25 Vo bzw. 
50 ^-0 gewährt (Materialband, Tabelle 124). 

Durch die Ausgleichszulage wird die Einkommens- 
situation der Landwirte in Regionen mit ungünsti- 
gen Ausgangsbedingungen spürbar verbessert. Da- 
durch wird ihnen die Möglichkeit gegeben, einen 
Beitrag zur Erhaltung der Kulturlandschaft zu lei- 
sten. 
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173, Mit Anwendung des neuen Instrumentariums 
und der verbesserten Bedingungen für die Investi- 
tionsförderung in den benachteiligten Gebieten tra- 
ten in der Anlaufphase Schwierigkeiten auf. Sie 
konnten durch eine Feinabgrenzung der Gebiete 
behoben werden. Die benachteiligten Gebiete um- 
fassen jetzt insgesamt 4 011 961 ha LF (29,9 Vo der 
LF des Bundesgebietes). Für 1 462 308 ha LF 
(10,9 ®/o der LF des Bundesgebietes) wird zusätzlich 
zu der erweiterten und verbesserten Investitions- 
förderung die Ausgleichszulage gewährt (vgl. 
Schaubild 9 und Materialband, Tabelle 123). 


Nebenerwerbslandwirtschaft 

174, Seit 1975 wird ein spezielles Förderungs- 
programm für die Nebenerwerbslandwirtschaft 
durchgeführt. Der Bund hat hierfür 1975 rd. 4,6 Mil- 
lionen DM bereitgestellt. Die Förderungsmittel wer- 
den für Umstellungs- und Anpassungsinvestitionen 
in bestimmten Nebenerwerbsbetrieben verwendet. 
Damit soll u. a. der Bedeutung der Nebenerwerbs- 
landwirtschaft für den ländlichen Raum Rechnung 
getragen werden. 

Ferner sollen durch Modellvorhaben insbesondere 
für ungünstig strukturierte Grünlandgebiete neue 
Formen einer zweckmäßigen arbeits- und kapital- 
extensiven Landbewirtschaftung im Nebenerwerb 
entwickelt und praktisch erprobt werden, um: 

— Richtwerte für den betriebsnotwendigen Arbeits- 
bedarf von Viehbestandseinheiten bei extensiver 
Wirtschaftsweise zu ermitteln 

und 

— Hinweise für Produktionskombinationen von 
extensiven und intensiven Betriebszweigen zur 
Verbesserung der Arbeitsproduktivität zu ge- 
ben. 

175, Bisher werden von der Landwirtschaft die 
Möglichkeiten der Einkommensverbesserung durch 
Angebote von Nah- und Wochenenderholung nur 
begrenzt genutzt. Diese Form des außerlandwirt- 
schaftlichen Zuerwerbs ist insbesondere dann 
interessant, wenn bereits bestimmte infrastruktu- 
relle Voraussetzungen in der Gemeinde (z. B. 
Schwimmbad, Sportplatz, Wander-, Radfahr- und 
Reitwege) vorliegen. 


5.5 Bodenpolitik und Agrarrecht 

176, Im Rahmen ihrer bodenpolitischen Aktivitäten 
hat die Bundesregierung die Novelle zum Bundes- 
baugesetz vorgelegt. Diese soll durch eine Ände- 
rung der Vorschriften über das Bauen im Außen- 
bereich dem Strukturwandel in der Landwirtschaft 
Rechnung tragen. Es kann davon ausgegangen wer- 
den, daß folgende Maßnahmen künftig unter be- 
stimmten Voraussetzungen für zulässig erklärt wer- 
den: 


— Errichtung eines Altenteilerhauses auch noch 
nach Aufgabe des land- und forstwirtschaft- 
lichen Betriebes, 

— in beschränktem Umfang anderweitige Nutzung 
landwirtschaftlicher Gebäude, die nicht mehr 
für landwirtschaftliche Zwecke benötigt werden, 

— Errichtung von Ersatzbauten für Gebäude, die 
nicht mehr den heutigen Anforderungen ent- 
sprechen oder die durch Brand, Naturereignisse 
oder andere außergewöhnliche Ereignisse zer- 
stört worden sind und 

— geringfügige Erweiterungen von Wohngebäu- 
den in den Fällen der Errichtung von Ersatzbau- 
ten sowie der Modernisierung von Wohnge- 
bäuden und Gebäuden, die der Fremdenbeherber- 
gung, insbesondere einer gewerblichen Zimmer- 
vermietung dienen. 

Von grundlegender Bedeutung für die ländliche 
Bodenpolitik sind ferner die Vorschriften über die 
Verbindung von städtebaulichen Maßnahmen und 
Maßnahmen zur Verbesserung der Agrarstruktur, 
insbesondere der Flurbereinigung. Die zeitliche 
und fachliche Abstimmung der agrarstrukturellen 
Planung und der Bauleitplanung einerseits sowie 
die koordinierte Durchführung der verschiedenen 
Maßnahmen andererseits führen zur Harmonisie- 
rung der städtischen und ländlichen Bodenordnung. 

177, Die Beratungen des von der Bundesregierung 
vorgelegten Entwurfs eines Zweiten Gesetzes zur 
Änderung der Höfeordnung, mit dem in den nord- 
deutschen Ländern eine Anpassung des landwirt- 
schaftlichen Erbrechts an die heutigen agrar- und 
rechtspolitischen Erfordernisse angestrebt wird, sind 
von den zuständigen Ausschüssen des Deutschen 
Bundestages abgeschlossen worden. 

178, Der Entwurf eines Pachtrechtsneuregelungs- 
gesetzes wird unter Berücksichtigung der Stellung- 
nahme der Länder und zahlreicher Fachverbände 
neu erstellt. Durch dieses Gesetz soll vor allem die 
Stellung des Pächters verbessert werden. Der Päch- 
ter soll künftig das Pachtgrundstück mit Zustim- 
mung des Verpächters in einen landwirtschaft- 
lichen Zusammenschluß einbringen dürfen und dar- 
über hinaus zukünftig vom Verpächter Ersatz für 
wertverbessernde Verwendungen verlangen kön- 
nen, sofern der Verpächter den Wertverbesserun- 
gen zugestimmt hat. 

Ferner soll durch eine Reihe von Regelungen zu- 
gunsten des Verpächters dafür Sorge getragen wer- 
den, daß die Ertragsfähigkeit seines verpachteten 
Vermögens in vollem Umfang erhalten bleibt. Da- 
durch soll die Verpachtungsbereitschaft erhöht 
und eine stärkere Bodenmobilität erreicht werden. 

179, Zur Förderung und Erleichterung der Koope- 
ration in der Landwirtschaft hat die Bundesregie- 
rung einen Gesetzentwurf über die Kaufmanns- 
eigenschaft von Land- und Forstwirten eingebracht. 
Durch dieses Gesetz soll den landwirtschaftlichen 
Unternehmen der Zugang zur Rechtsform der Per- 
sonenhandelsgesellschaft eröffnet werden. Gleich- 
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zeitig sollen Landwirte, die ihr Unternehmen in der 
Rechtsform der Personenhandelsgesellschaft oder 
einer juristischen Person betreiben, den gleichen 
sozialrechtlichen Schutz erhalten wie landwirt- 
schaftliche Einzelunternehmer. 


5.6 Steuerpolitik 

180. Zur Konjunkturbelebung hatte der Gesetz- 
geber Ende 1974 Maßnahmen beschlossen, die u. a. 
für bestimmte betriebliche Investitionen in einem 
befristeten Zeitraum die Gewährung einer Investi- 
tionszulage in Höhe von 7,5 der Anschaffungs- 
und Herstellungskosten vorsahen. Diese Investi- 
tionszulage erhalten auch Land- und Forstwirte so- 
wie Fischereibetriebe. Diese Maßnahme ist in der 
Landwirtschaft auf großes Interesse gestoßen. So- 
weit sich gegenwärtig übersehen läßt, haben Land- 
wirte verstärkt zulageberechtigte Investitionen ge- 
tätigt. Begünstigt sind insbesondere die Anschaf- 
fung oder Herstellung von neuen abnutzbaren be- 
weglichen Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens 
(z. B. Maschinen, Geräte, Zucht- und Gebrauchs- 
tiere) und die Herstellung von abnutzbaren unbe- 
weglichen Wirtschaftsgütem des Anlagevermögens 
(z. B. Wirtschaftsgebäude, zum Betriebsvermögen 


6 Umweltpolitik 


183. Grundlage aller umweltpolitischen Aktivitäten 
ist das im Herbst 1971 vorgelegte Umweltprogramm 
der Bundesregierung, das z. Z. fortgeschrieben wird. 
Dabei werden auch Naturschutz und Landschafts- 
pflege und der Umweltschutz im Agrarbereich aus- 
führlich behandelt. Hier soll daher nur eine kurze 
Darstellung der wichtigsten Aktivitäten in diesen 
Bereichen für den Berichtszeitraum erfolgen. 


Naturschutz und Landschaftspflege 

184. Nachdem dem Versuch, durch Änderung des 
Grundgesetzes dem Bund die konkurrierende Ge- 
setzgebungskompetenz auf dem Gebiet Naturschutz 
und Landschaftspflege zuzuweisen, keine Aussicht 
auf Erfolg mehr eingeräumt werden konnte, hat der 
Unterausschuß Naturschutz und Landschaftspflege 
des federführenden Ausschusses für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten des Deutschen Bundes- 
tages auf der Grundlage der drei offiziellen Ent- 
würfe (Regierungsentwurf, CDU/CSU-Entwurf, Bun- 
desratsentwurf) einen eigenen Vorschlag einer Rah- 
menregelung erarbeitet. Dieses Arbeitsergebnis 


Eine Übersicht über die Steuerleistungen der landwirt- 
schaftlichen Betriebe in der Bundesrepublik Deutsch- 
land ist im Materialband, Tabelle 125 enthalten. 


der Landwirte gehörende Wohngebäude, Dauerkul- 
turen). Ausgenommen von dieser Begünstigung sind 
Wirtschaftsgüter, deren Anschaffungs- oder Her- 
stellungskosten im Einzelfall nicht mehr als 
800 DM betragen. 

181. Die Neuregelung der steuerlichen Gewinn- 
ermittlung für nichtbuchführungspflichtige Land- 
wirte durch § 13 a des Einkommensteuerreformge- 
setzes führte zu einer Anhebung der Durchschnitts- 
satzgewinne um schätzungsweise 20 bis 25 im 
Mittel. In diesem Zusammenhang hat der Bundes- 
tag der Anhebung der steuerlichen Buchführungs- 
pflichtgrenze von 12 000 DM auf 15 000 DM Ge- 
winn zugestimmt (§141 AO 1977). 

182. Der Land- und Forstwirtschaft soll aus der für 
1977 vorgesehenen Anhebung der Umsatzsteuer- 
sätze von 11 ‘^/o auf 13 und von 5,5 Vo auf 6,5 Vo 
weder ein Vor- noch ein Nachteil entstehen. Das 
Kabinett hat beschlossen, die Vorsteuerpauschale 
für Land- und Forstwirte in § 24 des Umsatzsteuer- 
gesetzes noch im Jahre 1976 auf der Grundlage 
neuester wirtschaftlicher Daten der ab 1977 zu er- 
wartenden höheren Vorsteuerbelastung anzupas- 
sen. Diese Anpassung wird rechtzeitig vorgenom- 
men werden. 


liegt nunmehr den mitberatenden Bundestagsaus- 
schüssen zur Stellungnahme vor. 

185. Am 22. Mai 1975 wurde das Gesetz zu dem 
Übereinkommen vom 3. März 1973 über den inter- 
nationalen Handel mit gefährdeten Arten freileben- 
der Tiere und Pflanzen (Gesetz zum Washingtoner 
Artenschutzübereinkommen) verkündet. Da die EG- 
Kommission zur Vermeidung neuer Handelsschran- 
ken innerhalb der EG eine möglichst einheitliche 
und gleichzeitige Anwendung des Übereinkommens 
zu verwirklichen suchte, mußte die Bundesrepublik 
Deutschland die Hinterlegung der Ratifikations- 
urkunde bis zum Jahresende 1975 zurückstellen. 
Nachdem jedoch die beabsichtigte gemeinsame 
Aktion der EG-Mitgliedstaaten nicht zustande ge- 
kommen war, hat die Bundesrepublik Deutschland 
nunmehr die Hinterlegung der Ratifikationsurkunde 
eingeleitet. 

186. Ende 1975 wurde gleichfalls die Hinterlegung 
der Ratifikationsurkunde des „Übereinkommens 
über Feuchtgebiete — insbesondere als Lebensraum 
für Wasser- und Watvögel — von internationaler 
Bedeutung" in die Wege geleitet, so daß dieses 
Übereinkommen in Kürze für die Bundesrepublik 
Deutschland in Kraft treten wird. Die Bundesrepu- 
blik Deutschland benennt zunächst 17 von den Bun- 


59 


Drucksache 7/4680 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


desländern angemeldete Gebiete für die Aufnahme 
in die Liste international bedeutender Feuchtgebiete. 

187 . Auf Einladung der Bundesrepublik Deutsch- 
land und unter der Schirmherrschaft des Europarates 
fand vom 9. bis 13. Juni 1975 in Hamburg eine inter- 
nationale Fachkonferenz „Erholung in der Land- 
schaft und Schutz der Natur" statt. Sie gab wichtige 
Impulse für internationale Maßnahmen und für 
internationale Zusammenarbeit und diente darüber 
hinaus der Vorbereitung der Brüsseler Umweltmini- 
sterkonferenz. 


Umweltschutz und Agrarwirtschaft 

188 . Unter den 1975 in Kraft getretenen und für 
die Agrarwirtschaft bedeutsamen Rechtsvorschriften 
(vgl. Anhang 2) kommt der Rechtsverordnung über 
genehmigungsbedürftige Anlagen — ■ 4. BImSchV 
(BGBl. I S. 499) — besondere Bedeutung zu. Nach 
dieser Verordnung unterliegen u. a. Anlagen zum 
Halten und zur Aufzucht von Hennen, Mastgeflügel 
und Schweinen von einer bestimmten Größenord- 
nung ab dem förmlichen Genehmigunsverfahren 
nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz. Die An- 
forderungen, die von den Genehmigungsbehörden 


7 Sozialpolitik 


192 . Die agrarsozialen Maßnahmen sind seit 1969 
sukzessiv zu einem geschlossenen System der so- 
zialen Sicherung für die selbständigen Landwirte 
ausgebaut worden und schließen seit dem 1. Januar 
1975 eine Waisengeldregelung ein. Sie sind zu 
einem Eckpfeiler der Agrarpolitik geworden. Agrar- 
sozialpolitik umfaßt im wesentlichen die Sicherung 
bei Krankheit, bei Arbeitsunfällen und im Alter. 
Das Altersgeld bildet dabei eine vergleichsweise 
gute Grundsicherung, auf der jeder landwirtschaft- 
liche Unternehmer nach seinen eigenen Vorstellun- 
gen weiter aufbauen kann. Die Möglichkeit hierzu 
wurde insbesondere mit der Öffnung der Renten- 
versicherung für alle Selbständigen geschaffen. Dar- 
über hinaus dienen die soziostrukturellen Maßnah- 
men „Landabgaberente", „Nachentrichtungszuschuß 
zur Rentenversicherung" und „Anpassungshilfe für 
ältere landwirtschaftliche Arbeitnehmer", die unver- 
ändert fortgeführt wurden, der Absicherung von 
Risiken im Strukturwandel. Der Bund stellte im 
Jahre 1975 für die agrarsozialen Maßnahmen 2,539 
Mrd. DM bereit; für 1976 sind 2,694 Mrd. DM vor- 
gesehen (Übersicht 25). Das Beitragsaufkommen der 
Landwirte zu ihrer eigenen sozialen Sicherung be- 
lief sich 1975 auf 1,686 Mrd. DM. 


aus Gründen der Luftreinhaltung bei Anlagen dieser 
Art zu stellen sind, enthält die Technische Anleitung 
zur Reinhaltung der Luft vom 28. August 1974 
(GMBl. S. 426, 525). 

189 . Durch Änderung des Einkommensteuergeset- 
zes (§ 7 d) können für Wirtschaftsgüter, die dem 
Umweltschutz dienen, unter bestimmten Vorausset- 
zungen erhöhte Abschreibungen vorgenommen wer- 
den. 

190 . Zur Durchführung der nunmehr vom Kabinett 
verabschiedeten Grundsätze zur Prüfung der Um- 
weltverträglichkeit öffentlicher Maßnahmen des 
Bundes wurden die Vorarbeiten zur Prüfung der 
agrarwirtschaftlichen Maßnahmen auf ihre Umwelt- 
verträglichkeit weitergeführt. 

191 . Die Bundesregierung hat Anfang 1975 der EG- 
Kommission ein Memorandum mit dem Ziel vorge- 
legt, im Agrarbereich einheitliche Umweltschutzbe- 
stimmungen in allen Mitgliedstaaten zu verwirk- 
lichen und damit Wettbewerbsverzerrungen zwi- 
schen den Mitgliedstaaten zu verhindern. Die Kom- 
mission hat die Einarbeitung in das zweite Umwelt- 
aktionsprogramm der EG zugesagt. Mit der Kon- 
kretisierung von Einzelvorschriften ist begonnen 
worden. 


Krankenversicherung der Landwirte 

193 . Die Zahl der versicherten Personen verrin- 
gerte sich 1975 um 2,3 Vo auf 945 250 Personen. Im 
einzelnen war ein Rückgang bei den versicherten 
Altenteilern um 0,6 ®/o und bei den versicherten Un- 
ternehmern um 3,2 ®/o zu verzeichnen. Dagegen stieg 
die Zahl der freiwillig Versicherten um 15,8 Vo. 

Die Leistungsaufwendungen für die aktiven Land- 
wirte und deren Familien, die ausschließlich über 
Beiträge finanziert werden, betrugen im Berichts- 
jahr 870 Millionen DM (Materialband, Tabelle 126) 
oder 1 560 DM je versichertes Mitglied. Die Beiträge 
lagen 1975 monatlich zwischen 54 DM und 219 DM 
je Landwirt; die durchschnittliche Beitragsbelastung 
betrug 147,30 DM/Monat. 

Die Leistungen für Altenteiler werden vom Bund 
getragen, der dafür 1975 630 Millionen DM oder 
1 630 DM je Altenteiler aufgewendet hat. Für 1976 
ist ein Bundeszuschuß von 670 Millionen DM vorge- 
sehen. Für Altenteiler, die zugleich Rentenbezieher 
sind, leistet die Rentenversicherung Zuschüsse 
(Materialband, Tabelle 126). 
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Übersicht 25 


Mittelansätze für das Programm: Sozialpolitik 


Maßnahmen 

Soll 
1975 ») 

Soll 
1976 *) 

Soll 

1976 

gegen- 

über 

Soll 

1975 


Millionen DM 

o/o 

Krankenversicherung 




der Landwirte .... 

580,0 3) 

670,0 

+ 15,5 

Landwirtschaftliche 




Unfallversicherung 

406,5 4) 

320,0 

-21,3 

Altershilfe für Land- 




wirte 

1 381,0 

1 510,0 

+ 9,3 

Landabgaberente . . . 

140,0 

160,0 

+ 14,3 

Nachentrichtungs- 
zuschuß zur Renten- 
versicherung 

5,0 

6,0 

+ 20,0 

Anpassungshilfe für 
land- und forstwirt- 
schaftliche Arbeit- 
nehmer^ ) 

(0,7) 



Zusatzversorgung für 
land- und forstwirt- 
schaftliche Arbeit- 
nehmer ®) 

26,0 

27,7 

+ 6,5 

insgesamt . 

1 2 538,5 

2 693,7 

+ 6,1 


1) Einzelplan 10, bei Maßnahmen der Gemeinschaftsauf- 
gabe Bundesanteil im Rahmenplan (Gemeinschaftsauf- 
gabe) 

2) Einzelplan 10 in der Fassung der Beschlüsse des Haus- 
haltsausschusses bzw. vorläufiger Bundesanteil im 
Rahmenplan (Gemeinschaftsaufgabe) 

3) Der Ansatz wurde durch eine überplanmäßige Aus- 
gabe um 50 Millionen DM aufgestockt. Die Steigerung 
des Solls 1976 gegenüber dem Ist 1975 (einschließlich 
der überplanmäßigen Ausgaben) beträgt 6,3 ®/o. 

^) Aufstockung um 86,5 Millionen DM gegenüber dem 
mittelfristigen Finanzplan von 320 Millionen DM. 

®) Gemeinschaftsaufgabe; das Soll 1976 war bei Redak- 
tionsschluß noch nicht bekannt. 

®) Das Haushalts-Ist betrug 1975 19,0 Millionen DM. 

'^) ohne Anpassungshilfe 


Landwirtschaftliche Unfallversicherung 

194 . Die Unfallrenten der landwirtschaftlichen Un- 
ternehmer wurden einem zweijährigen Rhythmus 
entsprechend 1975 um 25 ^/o angehoben. Die voll aus 
Bundesmitteln getragene Zulage an Schwerverletzte 
wurde auch 1975 gewährt. Die Unfallrenten der land- 
wirtschaftlichen Arbeitnehmer, die nach § 579 RVO 
jährlich angepaßt werden, sind zuletzt zum 1. Januar 


1976 um 11,7 angehoben worden. Die Aufwendun- 
gen der landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften 
für Leistungen an Unfallverletzte, für Unfallverhü- 
tung und Verwaltung erreichten 1975 eine Höhe von 
rd. 900 Millionen DM. Im Berichtsjahr entlastete der 
Bund die landwirtschaftlichen Betriebe von Betriebs- 
kosten durch einen Zuschuß in Höhe von 406,5 Mil- 
lionen DM; für 1976 ist ein der mittelfristigen 
Finanzplanung entsprechender Betrag von 320 Mil- 
lionen DM veranschlagt worden. 


Altershilfe für Landwirte 

195 . Zum 1. Januar 1975 wurde die Dynamisierung 
des Altersgeldes wirksam und ein Waisengeld ein- 
geführt, das Ende 1975 rd. 200 Vollwaisen und rd. 
12 000 Halbwaisen erhielten. Die Höhe des Waisen- 
geldes ist an den Altersgeldgrundbetrag für Allein- 
stehende gebunden und beträgt 1976 für Halbwaisen 
54,40 DM und für Vollwaisen 108,80 DM monatlich. 

Der Altersgeldgrundbetrag wurde zum 1. Januar 
1976 um 11,1 Vo angehoben; Verheiratete erhalten 
danach 326,20 DM, Alleinstehende 217,60 DM mo- 
natlich. Zum 1. Januar 1977 hat die Bundesregierung 
durch Kabinettbeschluß vom 29. Oktober 1975 im 
Entwurf des 19. Rentenanpassungsgesetzes eine An- 
hebung um 1 1 Vo vorgesehen. 

Für jedes über 15 volle Kalenderjahre hinaus- 
gehende Beitragsjahr erhöht sich das Altersgeld um 
3 Vo des Grundbetrages. 

Die Zahl der Altersgeldempfänger hat 1975 nur 
noch geringfügig zugenommen, obwohl rd. 3,5 Vo 
mehr Bezugsberechtigten vorzeitiges Altersgeld ge- 
währt wurde. Weiter zurückgegangen ist 1975 die 
Zahl der Beitragspflichtigen, und zwar gegenüber 
dem Vorjahr um 2,4 auf 698 000 Mitglieder. Der 
Beitrag der Landwirte zur Altershilfe ist von 48 DM 
(1975) auf 55 DM (1976) erhöht worden. 

Die Alters- und Waisengeldaufwendungen betrugen 
1975 1,545 Mrd. DM. Für Rehabilitationsmaßnahmen 
wendeten die Alterskassen 1975 95 Millionen DM 
auf; das waren 27,3 Vo mehr als 1974. Aufgrund der 
Finanzierungsregelung des GAL werden 87,5 ®/o der 
Alters- und Waisengeldaufwendungen durch Bun- 
desmittel getragen; das waren 1975 1 349,5 Millio- 
nen DM (Materialband, Tabelle 131). Für 1976 wer- 
den die erforderlichen Bundesmittel auf 1 510 Mil- 
lionen DM geschätzt. 


Betriebs- und Haushaltshilfe 

196 . Die Zahl der sozialversicherungsrechtlichen 
Einsätze stieg 1975 auf 95 000. Die Betriebs- und 
Haushaltshilfe hat damit erhebliche betriebswirt- 
schaftliche und soziale Bedeutung erlangt. Die Auf- 
wendungen der Sozialversicherungsträger für diese 
Leistungen beliefen sidi auf 77 Millionen DM. 
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Landabgaberente 

197 . Ende 1975 erhielten 37 000 Berechtigte Land- 
abgaberente. 1975 waren 6 200 Neuzugänge zu ver- 
zeichnen; das waren 29,0 ®/o mehr als 1974. Seit 1969 
wurden durch diese Maßnahme rd. 353 000 ha LF 
strukturverbessernd abgegeben. 

Die Landabgaberente liegt um monatlich 175 DM 
für Verheiratete bzw. 115 DM für Alleinstehende 
über dem jeweiligen Altersgeldgrundbetrag und 
beträgt 1976 501,20 DM bzw. 332,60 DM. Die Aus- 
gaben des Bundes für diese Maßnahme beliefen sich 
1975 auf 144 Millionen DM; für 1976 sind 160 Mil- 
lionen DM vorgesehen. 


Zusatzversorgung der land- und forstwirtschaft- 
lichen Arbeitnehmer 

198 . Land- und forstwirtschaftliche Arbeitnehmer, 
die aus dem Erwerbsleben ausgeschieden sind und 
keine oder wegen vorgerückten Alters nur eine 
geringe Beihilfe aus einer tarifvertraglich verein- 
barten überbetrieblichen Zusatzaltersversorgung 
bekommen, erhalten eine Ausgleichsleistung als 
Beihilfe des Bundes. Sie beträgt monatlich 50 DM 
für Verheiratete und 30 DM für Alleinstehende und 
wird jährlich in einer Summe gezahlt. Insgesamt 
wurden seit Einführung dieser Leistung im August 
1974 53 493 Anträge bewilligt. 


8 Einkommensausgleich aus besonderen Gründen 


Aufwertungsausgleich 

199 . Aufgrund der DM- Aufwertung vom Oktober 
1969 wurden der deutschen Landwirtschaft als 
Kompensation für die währungsbedingten Einkom- 
mensverluste direkte Ausgleichszahlungen und ein 
Ausgleich über die Mehrwertsteuer (bei Pauschal- 
landwirten steuertechnisch als Erhöhung der Mehr- 
wertsteuer um 3 Prozentpunkte bei gleichzeitigem 
Kürzungsanspruch in dieser Höhe gegenüber der 
Finanzverwaltung) gewährt. Während der Direkt- 
ausgleich im Jahre 1973 auslief, wurde der Mehr- 
wertsteuerausgleich bis 1975 unverändert fortge- 
führt. Aufgrund des Haushaltsstrukturgesetzes vom 
18. Dezember 1975 (BGBl. I S. 3091 ff.) wird der 
Ausgleich über die Mehrwertsteuer, der von vorn- 
herein degressiv und befristet angelegt war, ab 
1. Januar 1976 in sechs Schritten mit jährlich 
0,5 Prozentpunkten abgebaut. Die Bundesregierung 
hält diesen sukzessiven Abbau angesichts der Er- 
folge ihrer Stabilisierungspolitik, die auch in der 
deutschen Landwirtschaft zu geringeren Kosten- 
steigerungen als in den übrigen EG-Mitgliedstaaten 
geführt hat, für vertretbar. 


9 Bildung und Beratung 


201 . Im Jahre 1975 lag auch im Agrarbereich der 
bildungspolitische Schwerpunkt bei der beruflichen 
Bildung. In dem von Bund und Ländern verabschie- 
deten Stufenplan zu Schwerpunkten der beruflichen 
Bildung werden folgende, auch für den Agrarbe- 
reich bedeutsame Ziele für die berufliche Bildung 
herausgestellt: 

— Entwicklung und Ausbau des Berufsgrundbil- 
dungsjahres, 


Der Landwirtschaft sind zum Ausgleich der durch 
die Aufwertung entstandenen Verluste bis ein- 
schließlich 1975 über den Direktausgleich und den 
Ausgleich über die Mehrwertsteuer rd. 8,71 Mrd, 
DM zugeflossen (Materialband, Tabelle 133). 


Ausgleichszulage 

200 . Die Ausgleichszulage zur Förderung landwirt- 
schaftlicher Betriebe in den Berggebieten und in 
den Kerngebieten der benachteiligten Agrarzonen 
sowie der kleinen Gebiete stellt eine gezielte Ein- 
kommensübertragung für die Betriebe in den am 
stärksten benachteiligten Teilräumen der Bundes- 
republik Deutschland dar. Sie steht in engem Zu- 
sammenhang mit der investiven Förderung land- 
wirtschaftlicher Betriebe in den benachteiligten 
Gebieten (siehe auch Ziffer 171). Sie trägt zur Auf- 
rechterhaltung der Landbewirtschaftung bei und 
leistet damit einen Beitrag zur Erhaltung der Land- 
schaft dieser Gebiete, die vielfach Freizeit- und 
Erholungsfunktionen erfüllen. 


— Ausweitung des Berufsschulunterrichtes im 
dualen System (Zusammenwirken von Schule 
und Betrieb in der Ausbildung) auf zwölf Wo- 
chenstunden im ersten Ausbildungsjahr, 

— Errichtung von neuen überbetrieblichen Ausbil- 
dungsplätzen. 

Durch den Erlaß weiterer Verordnungen über die 

Berufsausbildung (vgl. Anhang 2) ist nunmehr die 
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Erstausbildung in fast allen landwirtschaftlichen 
Berufen nach dem Brufsbildungsgesetz geregelt. Die 
im Berichtsjahr erlassenen Verordnungen über die 
Eignung der Ausbildungsstätten (ländliche Haus- 
wirtschaft, Forstwirtschaft) sollen ebenfalls dazu 
beitragen, die Qualität der Ausbildung zu verbes- 
sern. Um den beruflichen Aufstieg verstärkt zu för- 
dern, wurden die Anforderungen in der Meisterprü- 
fung für weitere Berufe des Agrarbereiches über- 
arbeitet (ländliche Hauswirtschaft) bzw. erstmalig 
geregelt (Forstwirtschaft). 

Zur Verbesserung der Berufsausbildung förderte 
der Bund über Modellvorhaben und nach den 
„Richtlinien zur Förderung von überbetrieblichen 
Ausbildungsstätten" den Ausbau überbetrieblicher 
Ausbildungsstätten im Agrarbereich. Hierfür wur- 
den seit 1973 insgesamt 6 Millionen DM bereitge- 
stellt. 

202. Die seit 1968 rückläufige Gesamtzahl der Aus- 
zubildenden in den Berufen der Land- und Forst- 
wirtschaft ist im Jahre 1974 erstmals wieder ange- 
stiegen (+ 6,5%). Die Zahl der Meisterprüfungen 
hat weiter zugenommen und mit 3 314 den bisher 
höchsten Stand erreicht. Dagegen ist die Zahl der 
Schüler an Fachschulen des Agrarbereichs gegen- 
über dem Vorjahr um weitere 5 ®/o zurückgegangen. 
Das Angebot zur Weiterbildung im Agrarbereich 
wird in zunehmendem Maße genutzt. Zur Fortent- 
wicklung der Curricula für die Weiterbildung soll 


eine Forschungsarbeit beitragen, die insbesondere 
die Erwartungen der im Agrarbereich Tätigen hin- 
sichtlich des Weiterbildungsangebots erfassen und 
analysieren soll. Ferner wird derzeit untersucht, 
welchen Ausbildungsstand die ehemals in der Land- 
wirtschaft tätigen Frauen haben, mit welchen Ein- 
stellungen und Motivationen sie der Aus- und Wei- 
terbildung gegenüberstehen und welche Möglich- 
keiten der Teilzeitbeschäftigung für diese Frauen in 
nichtlandwirtschaftlichen Wirtschaftssektoren des 
ländlichen Raumes vorhanden sind. 

Das auf der Grundlage der Richtlinie 72/1 61 /EWG 
von den Ländern erarbeitete Weiterbildungspro- 
gramm wurde von der EG-Kommission anerkannt. 
Damit sind nunmehr die Voraussetzungen für eine 
Rückerstattung von Aufwendungen für bestimmte 
Weiterbildungsveranstaltungen gegeben. 

203. Neben den in der land- und hauswirtschaft- 
lichen Beratung tätigen 4 911 Beratern sowie 3 595 
technischen Hilfskräften wollen die Länder im Rah- 
men des Ausbaues der sozio-ökonomischen Bera- 
tung bis 1977 rd. 500 Berater einsetzen. Am 1. Januar 
1975 waren bereits 117 sozio-Ökonomische Bera- 
ter tätig. Nach Anerkennung der nationalen Vor- 
schriften in Übereinstimmung mit der Richtlinie 
72/1 61 /EWG über die sozio-ökonomische Informa- 
tion durch die EG-Kommission ist nunmehr auch 
eine Förderung der Aus- und Fortbildung dieser 
Spezialberater aus dem EAGFL-Fonds sichergestellt. 


10 Forst- und Holzwirtschaft, Jagdwesen 


204. Vorrangiges Ziel des am 8. Mai 1975 in Kraft 
getretenen Bundeswaldgesetzes (BWaldG) ist die 
Sicherstellung der Nutz-, Schutz- und Erholungs- 
funktion des Waldes. Dies soll vor allem durch eine 
Forstliche Rahmenplanung, Vorschriften über die 
Erhaltung und Bewirtschaftung des Waldes und Be- 
stimmungen über die Förderung der Forstwirtschaft 
erreicht werden. Für den vom BWaldG vorge- 
schriebenen Bericht über die Lage und Entwick- 
lung der Forstwirtschaft und der Struktur der Holz- 
wirtschaft wird die Forstbetriebsstatistik erweitert 
werden; außerdem sind die sich aus der Schutz- 
und Erholungsfunktion des Waldes ergebenden Be- 
lastungen zu ermitteln. 

Die 1975 im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe ge- 
förderten Maßnahmen dienten vorwiegend der Ver- 
besserung der Produktion und Produktivität nicht- 
staatlicher Forstbetriebe. Der Schwerpunkt der För- 
derung lag in den letzten Jahren beim Forstwege- 
bau. Ferner wurden einzelbetriebliche Investi- 
tionen in gemischten land- und forstwirtschaftlichen 
sowie in forstwirtschaftlichen Betrieben gefördert. 

205. Zur Förderung der Wiederaufforstung der 
Sturmschadensflächen vom 13. November 1972 wur- 


den für den Nichtstaatswald 1975 Bundesmittel in 
Höhe von 13 Millionen DM bewilligt. Damit hat 
sich der Bund an den Maßnahmen der Länder Hes- 
sen, Nordrhein-Westfalen, Niedersachsen und 
Schleswig-Holstein zur Beseitigung der Folgen der 
Sturmschäden vom November 1972 im Nichtstaats- 
wald bisher mit insgesamt 83,5 Millionen DM be- 
teiligt. Zur Verbesserung der Bestandessicherheit 
und des Erholungswertes werden auf geeigneten 
Standorten in verstärktem Maße Laubbaumarten 
und Douglasien angepflanzt. 

206- Die Waldbrandkatastrophe vom August 1975 
hat in Niedersachsen rd. 8 200 ha Wald, davon 
5 870 ha Privatwald betroffen und einen Schaden 
verursacht, der vorläufig auf ca. 40 Millionen DM 
geschätzt wird. Seitens des Bundes wurde technische 
Hilfe geleistet, den Betroffenen werden steuerliche 
Erleichterungen im Rahmen von Billigkeitsregelun- 
gen gewährt. 

207. Die Bundesregierung wird den Entwurf eines 
Zweiten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über 
forstliches Saat- und Pflanzgut vorlegen, mit dem 
das geltende Recht an teils neue, teils geänderte EG- 
Richtlinien auf dem Gebiet des forstlichen Vermeh- 
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rungsgutes angeglichen werden soll. Es ist beab- 
sichtigt, eine neue Kategorie von forstlichem Ver- 
mehrungsgut einzuführen, an das zur Förderung der 
Forstwirtschaft und der Ertragsfähigkeit des Waldes 
besonders hohe Anforderungen gestellt werden. 

208. Das Zweite Gesetz zur Änderung des Bundes- 
jagdgesetzes, das u. a. den Schutz gefährdeter oder 
in ihrem Bestand bedrohter Wildarten verbessern 
soll, wird voraussichtlich noch in dieser Legislatur- 
periode vom Bundestag in dritter Lesung verabschie- 
det. 

209. Die Maßnahmen für die Forstwirtschaft haben 
mittelbar auch fördernde Auswirkungen auf die 


1 1 Fischwirtschaft 


Allgemeine Probleme 

210. Zur Sicherung der Versorgung mit Fisch und 
Fischerzeugnissen zu angemessenen Preisen ist die 
Aufrechterhaltung einer bestimmten Eigenversor- 
gung, die gegenwärtig etwa 50 des Inlandsbedarfs 
deckt, wünschenswert. In Anbetracht der seerecht- 
lichen Entwicklung und der biologisch begründeten 
Fangquotierungen steht die deutsche Seefischerei 
vor dem Problem, auch zukünftig Zugang zu aus- 
reichenden Fanggründen zu haben, die insgesamt 
eine wirtschaftliche Nutzung ermöglichen. 

Die Anlandungen der Großen Hochseefischerei wie 
auch der Kleinen Hochsee- und Küstenfischerei in 
den deutschen Häfen, die von Handelsunternehmen 
und Verarbeitungsbetrieben in den Küstenregionen 
aufgenommen werden, sind auch in Zukunft von er- 
heblicher Bedeutung für die Bereitstellung und Si- 
cherung von Arbeitsplätzen. Die Importe gelangen 
in kleinerem Umfang als Anlandungen ausländischer 
Fischereifahrzeuge, vor allem aber in Form bereits 
bearbeiteter Fische und fertiger Fischerzeugnisse 
auf den deutschen Markt. Für die ausreichende und 
qualitativ einwandfreie Versorgung des Bundesge- 
bietes ist die Aufrechterhaltung eines funktions- 
fähigen Distributionsnetzes erforderlich. 


Marktpolitik 

211. Das Gesamtangebot an Seefischen und Fisch- 
waren auf dem deutschen Markt hat sich 1974 bei 
steigenden Anlandungen der deutschen Seefischerei 
und rückläufigem Einfuhrüberschuß nur geringfügig 
erhöht. Der Pro-Kopf-Verbrauch an Seefisch ist mit 
rd. 10,4 kg (Fanggewicht) gegenüber dem Vorjahr 
unverändert geblieben (Materialband, Tabelle 138). 

Im ersten Halbjahr 1975 verschlechterte sich die 
Marktsituation bei Seefischen insbesondere infolge 
des konjunkturell bedingten Verbrauchsrückgangs, 


Holzwirtschaft. Darüber hinaus nimmt die Holzwirt- 
schaft an den Programmen der allgemeinen Wirt- 
schaftspolitik teil. Dabei werden durch die Bereit- 
stellung von Mitteln zur Verbesserung der regiona- 
len Wirtschaftsstruktur sowie zur Rationalisierung 
und Produktionsumstellung die Ziele der Verbesse- 
rung der Struktur, der Produktivität sowie der hori- 
zontalen und vertikalen Zusammenarbeit verfolgt. 

Die Erstellung von Aufkommens- und Verwen- 
dungsprognosen für Holz soll der Forstwirtschaft 
eine gezielte Baumartenwahl bei der Begründung 
neuer Bestände und der Holzwirtschaft eine verbes- 
serte Kapazitäts- und Produktionsplanung ermög- 
lichen. 


der weltweit zu Absatzschwierigkeiten vor allem 
bei Frostfisch führte. Ein Abbau der deutschen Frost- 
fischbestände wurde somit trotz eingeschränkter 
Eigenerzeugung erschwert. 

212. Zur Überwindung der Marktschwierigkeiten 
sind in der EG erstmals Referenzpreise für die be- 
deutendsten Frostfischerzeugnisse festgesetzt und 
für gefrorenes Kabeljau- und Seelachsfilet vorüber- 
gehende Exporterstattungen und Lagerkostenbeihil- 
fen beschlossen worden. Um die kurzfristigen Rück- 
wirkungen der Absatzschwierigkeiten bei Frostfisch 
auf den deutschen Frischfischmarkt zu mildern, hat 
die Bundesregierung den Erzeugerorganisationen 
der deutschen Kutterfischerei in Übereinstimmung 
mit den Vorschriften der EG-Fischmarktorganisation 
zum Zwecke der Marktstabilisierung in begrenztem 
Umfang Darlehen gewährt. 


Strukturförderung 

213. In der Großen Hochseefischerei ist das vom 
Bund mit zinsgünstigen Darlehen und Zinsverbilli- 
gungszuschüssen geförderte Neubauprogramm für 
Fang- und Fabrikschiffe (Vollfroster) der sogenann- 
ten 3. Generation nahezu abgeschlossen. Diese 
Schiffe können auch in weit entfernten Fanggebieten 
eingesetzt werden und mit neuen Fangtechniken 
arbeiten. 

In den nächsten Jahren scheiden altersbedingt eine 
Reihe von Frischfischfängern aus, die schon seit 
etwa 1960 im Einsatz sind. Zur teilweisen Deckung 
der dadurch zu erwartenden Lücke in der Versor- 
gung des Frischfischhandels und der fischverarbei- 
tenden Betriebe in den Küstenregionen und damit 
der Verbraucher im gesamten Bundesgebiet werden 
einige Neubauten erforderlich, die mit Bundeszu- 
schüssen bis zur Höhe von 20 ®/o der Baukosten 
gefördert werden sollen. 
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214 - Hauptprobleme in der Kutterfischerei sind 
neben den gegenwärtigen Schwierigkeiten im Ab- 
satzbereich die hohen Kostensteigerungen sowie 
die Überalterung der Kutterflotte. Die Bundesregie- 
rung wird die Maßnahmen zur Erneuerung und Mo- 
dernisierung der Kutterflotte fortführen. 

Wegen der außergewöhnlichen Schwierigkeiten in 
der Seefischerei und zur Abwendung einer Gefähr- 
dung der erreichten Strukturverbesserungen, be- 
sonders im Zusammenhang mit der Verteuerung der 
Energiekosten, wurden der Seefischerei 1974 beson- 
dere Strukturzuschüsse von 15 Millionen DM ge- 
währt. Im Jahr 1975 wurden dafür nochmals 6 Mil- 
lionen DM zur Verfügung gestellt, die ausschließlich 
der Kutterfischerei zugute kamen. 


Internationales Fischereirecht 

215 . Die Tendenz der Genfer Sitzungsperiode der 
3. Seerechtskonferenz der Vereinten Nationen im 
Frühsommer 1975 läßt erwarten, daß sich die Kon- 
ferenz mit der Mehrheit der Entwicklungsländer 
und der sogenannten Langküstenstaaten voraus- 
sichtlich über die Einführung einer 200-Meilen- 
Wirtschaftszone verständigen wird. Innerhalb die- 
ser Zone bestimmen voraussichtlich künftig die 
Küstenstaaten, wie hoch der zulässige Gesamtfang 
der einzelnen Fischarten sein und welcher Anteil 
hiervon der eigenen Fischerei Vorbehalten bleiben 
soll. 

Da hierdurch der traditionelle Fang von Fernfische- 
reistaaten wie der Bundesrepublik Deutschland wohl 
erheblich reduziert wird, ist die Bundesrepublik be- 
müht, der deutschen Fischerei Fangmöglichkeiten 
durch entsprechende Vereinbarungen zu erhalten 


oder neu — für noch weitgehend ungenutzte Fisch- 
bestände — zu erschließen. 

216 . Am 28. November 1975 wurde nach vierjähri- 
gen Verhandlungen ein Abkommen über die Fische- 
rei in den Gewässern um Island geschlossen. Island 
hatte mit Wirkung vom 15. Oktober 1975 seinen An- 
spruch auf eine Fischereizone von 50 auf 200 sm 
ausgeweitet und mit ständigen Übergriffen gegen 
deutsche Fischereifahrzeuge eine Fischerei zuletzt 
praktisch unmöglich gemacht. Erst der Abschluß des 
Fischereiabkommens sichert für zunächst zwei Jahre 
den weiteren Fischfang in diesem Gebiet. Die An- 
wendung des Abkommens kann nach fünf Monaten 
suspendiert werden, wenn bestimmte Zollvergünsti- 
gungen der EG für die Einfuhr isländischer Fischerei- 
erzeugnisse bis dahin nicht mit Zustimmung der EG- 
Mitgliedstaaten in Kraft getreten sind. Die Bundes- 
regierung hofft, daß in absehbarer Zeit auch zwi- 
schen Großbritannien und Island ein befriedigender 
Kompromiß gefunden und damit die Voraussetzung 
für das Inkrafttreten der Zollvergünstigungen ge- 
schaffen wird. 


Bestandskontrolle und Erschließung neuer 
Fangmöglichkeiten 

217 . Die Entwicklungstendenzen im internationalen 
Fischereirecht und die biologisch begründeten Be- 
schränkungen in den traditionellen Fanggründen 
verstärken die Notwendigkeit einer intensiven For- 
schungsarbeit. Diese dient sowohl der zweckmäßig- 
sten und kontrollierten Nutzung bekannter Bestände 
als auch der Erschließung neuer Fanggebiete und 
Nutzfischarten. Bedeutsam sind auch die For- 
schungsarbeiten auf dem Gebiet der Aquakultur. 
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Teil III 

Programmübergreifende Aspekte und Aktivitäten 

1 EG-Agrarpolitik 


218. Die Bundesregierung hat auf ihrer europa- 
politischen Klausurtagung im Herbst 1975 bekräftigt, 
daß die Fortführung der europäischen Integration 
Vorrang im Rahmen ihrer Gesamtpolitik genießt. 

Sie hat sich in diesem Zusammenhang eingehend 
mit den Problemen des gemeinsamen Agrarmarktes 
befaßt und ihre im Rahmen der Bestandsaufnahme 
der gemeinsamen Agrarpolitik gemachten Vor- 
schläge präzisiert. Sie hat detaillierte Vorschläge 
über die Verbesserung des Finanzgebarens ent- 
wickelt, die auch für den Agrarbereich Anwendung 
finden sollen. Schließlich hat sie darauf hingewiesen, 
daß die angespannte Haushalts- und Finanzlage in 
der Bundesrepublik Deutschland und in den übrigen 
Mitgliedstaaten Auswirkungen auf die Haushalts- 
politik der Gemeinschaft haben muß. 

Im Bereich der gemeinsamen Agrarpolitik haben 
sich die aufgetretenen Schwierigkeiten insbesondere 
in zeitweiligen Marktungleichgewichten auf wichti- 
gen Agrarmärkten und — damit zusammenhängend 
— in steigenden Kosten der gemeinsamen Agrar- 
politik sowie in zunehmenden nationalen Beihilfen 
dokumentiert. Die Bundesregierung hat Lösungsvor- 
schläge ausgearbeitet, um den vordringlichen Pro- 
blemen der gemeinsamen Agrarpolitik gerecht zu 
werden. Sie ist der Auffassung, daß bei den Pro- 
dukten mit strukturellen Überschüssen (Milch und 
Wein) ausreichende Absatzsteigerungen weder auf 
den EG-Märkten noch auf den Weltmärkten zu 
kommerziellen Bedingungen möglich sind, bzw. auf 
die Dauer zu hohe Kosten entstehen würden. Daher 
sieht die Bundesregierung die größten Chancen für 
die Wiederherstellung des Marktgleichgewichts in 
einer Verringerung bzw. Anpassung der Produktion 
(vgl. Ziffer 133 f.). 

In der Agrarstrukturpolitik wird von der Bundes- 
regierung unter Einhaltung des Plafonds im EAGFL, 
Abt. Ausrichtung, vor allem eine flexiblere Aus- 
richtung des vorhandenen Instrumentariums auf 
regionale Erfordernisse sowie die Koordination der 
Agrarstrukturpolitik mit regionalen Aktionspro- 
grammen auf EG-Ebene angestrebt. 

219. Der Agrarrat hat die Bestandsaufnahme der 
EG-Agrarpolitik, die von der Kommission aufgrund 
des Ratsbeschlusses vom 2. Oktober 1974 vorgelegt 
worden war, eingehend erörtert und die Ergebnisse 
in Schlußfolgerungen zusammengefaßt. Darin wer- 
den positive Ergebnisse, aber auch bestehende Pro- 
bleme der gemeinsamen Agrarpolitik herausgestellt. 
Als positiv werden bezeichnet: Anstieg der land- 


wirtschaftlichen Einkommen, überproportionale 
Steigerung der Produktivität in der Landwirtschaft, 
relative Preisstabilität und gesicherte Versorgung 
mit Nahrungsmitteln trotz erheblicher Unsicherhei- 
ten auf dem Weltmarkt, Ausweitung des Warenaus- 
tausches innerhalb der Gemeinschaft. 

Die bestehenden Probleme im Agrarbereich führt der 
Rat zum Teil auch auf das Stagnieren bei der euro- 
päischen Integration, vor allem im Bereich der 
Wirtschafts-, Währungs- und Sozialpolitik zurück. 
Sie hängen aber nach Auffassung des Rates auch 
mit der Durchführung der Agrarpolitik selbst zu- 
sammen. Hinzu kommen außenpolitische Entschei- 
dungen der Gemeinschaft, so insbesondere durch 
Verpflichtungen in bezug auf bestimmte Erzeug- 
nisse (z. B. Zucker, Butter) und Einfuhrpräferenzen 
gegenüber Drittländern (s. a. Ziffer 152), durch die 
Schwierigkeiten für die gemeinsame Agrarpolitik 
entstanden sind. 

Im Hinblick auf die Durchführung der Agrarpolitik 
selbst sind Fragen offengeblieben. Bezüglich des 
Gleichgewichts der Märkte ist der Rat zwar über- 
einstimmend der Ansicht, daß Maßnahmen getroffen 
werden müssen, mit denen das Gleichgewicht der 
Märkte verbessert werden kann. Meinungsverschie- 
denheiten bestehen jedoch hinsichtlich der einzu- 
setzenden Mittel. Zur Erreichung des Marktgleich- 
gewichts bei Milch (Ziffer 133) halten einige Mit- 
gliedstaaten eine Verbesserung der Marktverwal- 
tung und die Intensivierung absatzfördernder Maß- 
nahmen für ausreichend. Andere Mitgliedstaaten 
— und hier auch die Bundesrepublik Deutschland — 
schlagen stattdessen produktionsstabilisierende 
Maßnahmen vor (z. B. eine stärker auf das Markt- 
gleichgewicht ausgerichtete Preispolitik; gegebe- 
nenfalls Beteiligung der Erzeuger an den Marktrisi- 
ken; Verringerung des Produktionspotentials). Hin- 
sichtlich der Mittelmeerprodukte fordert Italien, 
teilweise unterstützt von Frankreich, eine Verbes- 
serung der Stützungsmaßnahmen, was nach Ansicht 
dieser Mitgliedstaaten eine Angleichung an die Er- 
zeugergarantien bei anderen Produkten bedeuten 
würde. Die anderen Länder sehen darin keine sach- 
gerechte Lösung und befürworten die Überprüfung 
des Instrumenteneinsatzes, um eine verbesserte 
und problemgerechtere Anwendung zu erreichen. 

Im Bereich der Agrarstrukturpolitik fordern Italien 
und Irland die Überarbeitung und Ergänzung der 
bisherigen Maßnahmen sowie eine höhere Finanz- 
beteiligung seitens der Gemeinschaft. Andere Mit- 
gliedstaaten, darunter die Bundesrepublik Deutsch- 
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land, vertreten die Auffassung, daß zunächst Erfah- 
rungen aus der biherigen Strukturpolitik (insbeson- 
dere im Hinblick auf die drei Strukturrichtlinien 
von 1972 und das Bergbauernprogramm) abgewartet 
und die Erfolge der laufenden Maßnahmen, die noch 
nicht einmal in allen Mitgliedstaaten angewendet 
werden, überprüft werden müßten. 

Die Bundesregierung wird die bei der Bestandsauf- 
nahme der gemeinsamen Agrarpolitik verfolgte 
Linie auch bei künftigen Beschlüssen des Rates wei- 
ter vertreten. 

220 . Die Ratsentschließung vom 2. Oktober 1974, in 
der die Mitgliedstaaten erklärt hatten, für die 
strikte Einhaltung der Regeln der Artikel 92 ff. 
EWG-Vertrag in bezug auf derzeitige und künftige 
Beihilfen zu sorgen, hat sich offenkundig auf die 
Handhabung der Beihilfenpolitik der einzelnen Mit- 
gliedstaaten ausgewirkt. Dies zeigt sich z. B. in der 
Diskussion um die Verlängerung der Leitlinien für 
die Energiebeihilfen, die gegen das Votum der 
Mehrheit der Mitgliedstaaten von der Kommission 
beschlossen wurde. 

Der Agrarrat hat in seinen Schlußfolgerungen zur 
Bilanz der gemeinsamen Agrarpolitik vom 11. No- 
vember 1975 bekräftigt, „daß unbedingt spezifische 
Maßnahmen vorgesehen werden müssen, die eine 
striktere Anwendung der Artikel 92 bis 94 des 
Vertrages ermöglichen". Er hat in diesem Zusam- 
menhang festgestellt, daß direkte Beihilfen zwar in 
spezifischen Fällen als Ergänzung zur Preispolitik 
ein nützliches Instrument darstellen können, jedoch 
zugleich auch auf die Gefahr negativer Rückwir- 
kungen z. B. im Bereich der Struktur- und Wett- 
bewerbspolitik und die hohen Kosten hingewiesen. 


2 Forschung 


221 . Die im Geschäftsbereich des BML unterhalte- 
nen Bundesforschungsanstalten (s. Materialband, 
Text 5) haben die Aufgabe, wissenschaftliche Ent- 
scheidungshilfen für die Problemstellungen in der 
Agrar- und Ernährungspolitik zu erarbeiten und da- 
mit zugleich die Erkenntnisse auf diesen Gebieten 
im Interesse der Allgemeinheit zu erweitern. Diesen 
Zielsetzungen entsprechend umfassen die For- 
schungsaktivitäten u. a. folgende Schwerpunkte: 

— Qualitätserhaltung und -Verbesserung der Er- 
zeugnisse der Agrar- und Ernährungswirtschaft, 

— Entwicklung gesundheitlich unbedenklicher und 
umweltfreundlicher Produktions- und Verarbei- 
tungsverfahren in der Agrar- und Ernährungs- 
wirtschaft, 

— Rationalisierung der land- und forstwirtschaft- 
lichen Erzeugung und Vermarktung, Struktur- 
verbesserung im ländlichen Raum, Schutz von 
Natur und Landschaft, Tierschutz, 

— Verbesserung der Welternährungssituation und 
der agrarischen Außenwirtschaftsbeziehungen. 


Die vom Ministerrat im Oktober 1974 angeforderten 
Beihilfeinventare der Mitgliedstaaten sind vorge- 
legt worden. Die Inventare werden z. Z. von der 
Kommission mit dem Ziel überarbeitet, durch Zu- 
satzauskünfte der Mitgliedstaaten eine volle Ver- 
gleichbarkeit der Angaben zu erreichen. 

Die Kommission hat inzwischen entsprechend dem 
Wunsch aller Mitgliedstaaten mehrere Vorschläge 
zur Regelung materieller Beihilfefragen vorgelegt. 
In diesem Zusammenhang sind die Leitlinien zur 
Behandlung nationaler Beihilfen (allgemein und in 
den Sektoren Viehhaltung, tierische Erzeugnisse 
und Getreide) zu nennen. Ferner enthalten die Ver- 
ordnungsentwürfe betr. Beihilfen im Sektor Fische- 
rei (gemäß Artikel 9/10 der VO Nr. 2141/70) ge- 
meinsame Maßnahmen zur Verbesserung der Ver- 
arbeitungs- und Absatzbedingungen für landwirt- 
schaftliche Erzeugnisse; der Entwurf zur Bildung 
und Förderung von Erzeugergemeinschaften und 
ihren Vereinigungen enthält Ansätze für eine Bei- 
hilfenharmonisierung. 

Die Bundesregierung wird in der weiteren Diskus- 
sion um eine Neuorientierung der gemeinschaft- 
lichen Beihilfepolitik im Agrarsektor auf eine Ver- 
besserung der Entscheidungspraxis sowohl in ver- 
fahrensmäßiger als auch in materiell-rechtlicher 
Hinsicht hinwirken. Um die vielfältigen nationalen 
Beihilfemaßnahmen, die sich aufgrund ihrer syste- 
matischen Einbindung in die jeweilige nationale 
Wirtschaftsordnung hinsichtlich Zielsetzung, Aus- 
gestaltung und Auswirkung ergeben, unterscheiden 
zu können, hält sie einheitliche Beurteilungsmaß- 
stäbe für erforderlich. 


222 . Für die 13 Bundesforschungsanstalten wurden 
im Haushaltsjahr 1975 Forschungsmittel in Höhe 
von rd. 166 Millionen DM bereitgestellt. Zuschüsse 
von rd. 19 Millionen DM wurden an elf Forschungs- 
einrichtungen außerhalb der Bundesforschungsan- 
stalten sowie für ergänzende Forschungsprojekte, 
Studienreisen und -aufenthalte von Wissenschaft- 
lern, wissenschaftliche Veranstaltungen und Ver- 
öffentlichungen von Forschungsergebnissen verge- 
ben. 

223 . Die Arbeiten zur Neuordnung der Forschung 

im Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten wurden auch 
im Berichtsjahr weiter fortgeführt. Ein Großteil der 
Forschungsanstalten erhielt die neu erarbeiteten 
Satzungen, mit denen insbesondere unterschiedliche 
Anstaltsstrukturen vereinheitlicht und die Mitwir- 
kung der wissenschaftlichen Mitarbeiter an Ent- 
scheidungsprozessen verbessert wird. Die Arbeiten 
zur fachlichen Intensivierung und organisatorischen 
Straffung der Ernährungsforschung wurden fortge- 
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setzt. Ebenso soll die sozialökonomische Forschung 
bei den Bundesforschungsanstalten zur Entwicklung 
agrarökonomischer und agrarpolitischer Entschei- 
dungshilfen intensiviert werden. Die Arbeiten an 
einem fachlichen und organisatorischen Konzept 
hierzu sind aufgenommen worden. 

224. Im Berichtsjahr wurden die Arbeiten zur For- 
schungsplanung fortgeführt und erweitert. Sie die- 
nen dem Zweck, eine wirksamere Koordinierung 
der Ressortforschung zu gewährleisten, den Dialog 
mit der Forschung zu intensivieren, die Feststellung 
von Forschungsprioritäten zu erleichtern sowie die 
Zugriffsmöglichkeiten von Verwaltung und Praxis 
zu Forschungsarbeiten zu verbessern. Es wurde ein 
erster Forschungsrahmenplan des Bundesministe- 
riums für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten er- 
stellt, der zu einem umfassenden mehrjährigen For- 
schungsplan ausgebaut wird. Der Forschungsplan 
soll einerseits als Grundlage für die von der Bun- 
desregierung beschlossene Koordinierung der Res- 
sortforschung dienen und andererseits ein Arbeits- 
instrument des Bundesministeriums für Ernährung, 


3 Finanzierung 


3.1 Haushalt für den Geschäftsbereich 
des Bundesministeriums 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

226. Nach dem Regierungsentwurf sind für 1976 im 
Einzelplan 10 — Geschäftsbereich des Bundesmini- 
steriums für Ernährung, Landwirtschaft und For- 
sten — Ausgaben in Höhe von 5,410 Mrd. DM (1975: 
5,477 Mrd. DM) vorgesehen (Übersicht 26); zusätzlich 
sind durch Kabinettbeschluß vom Januar 1976 außer- 
planmäßig 55 Millionen DM für die Beseitigung der 
Schäden an den Küstenschutzanlagen im Gefolge der 
Sturmflut von Anfang Januar 1976 bereitgestellt 
worden. Damit entsprechen die Ausgaben insgesamt 
etwa dem Vorjahr. 

Neben diesen Ausgaben müssen auch die EG-Markt- 
ordnungsausgaben berücksichtigt werden, die bis 
1971 noch über den Einzelplan 10 abgewickelt wur- 
den und nun unmittelbar aus dem EG-Haushalt, Ab- 
teilung Garantie, finanziert werden. Diese Ausgaben 
sind 1976 mit 2,671 Mrd. DM veranschlagt (1975: 
2,199 Mrd. DM). Bei Hinzurechnung dieser Aus- 
gaben zu den Ausgaben des Einzelplans 10 ergibt 
sich für 1976 gegenüber dem Vorjahr eine Aus- 
gabensteigerung von 6 ®/o. 

227. Die von der Bundesregierung beschlossenen 
Maßnahmen zur Sicherung der Haushaltsstruktur 
wirken sich auf den Einzelplan 10 mit Kürzungen 
der Maßnahmen Frachthilfe Getreide (20 Millionen 
DM), Zuchtviehexport (6 Millionen DM) und Absatz- 
fonds (6 Millionen DM) aus. 


Landwirtschaft und Forsten sein. In diesem Rahmen 
werden alle Forschungsarbeiten darauf ausgerichtet, 
wissenschaftliche Entscheidungshilfen zur Erfüllung 
der Ressortaufgaben bereitzustellen. 

Darüber hinaus wurde auch das Verfahren bei der 
Vergabe von zusätzlichen Forschungsaufträgen im 
Hinblick auf eine straffe Ressortbezogenheit, bessere 
Projektadministration, Transparenz und Erfolgs- 
kontrolle neu geregelt. 

225. Auf der Grundlage der Verordnung Nr. 1728/ 
74 des Rates vom 27. Juni 1974 hat der Ministerrat 
der Europäischen Gemeinschaften ein von der Kom- 
mission der EG und dem Ständigen Agrarforschungs- 
ausschuß erarbeitetes Forschungsprogramm zu den 
Bereichen Tierleukosen, tierische Abfallstoffe, 
Rindfleischerzeugung und pflanzliche Proteine ver- 
abschiedet. Dieses Programm hat eine Koordinie- 
rung der Arbeiten verschiedener wissenschaftlicher 
Institutionen in der Gemeinschaft sowie die Er- 
arbeitung neuer Forschungsvorhaben durch wissen- 
schaftliche Institute in den Mitgliedstaaten zum Ziel. 


3.2 Agrarhaushalt der EG 


Allgemeiner Überblick 

228. Die Mittel zur Finanzierung der Ausgaben für 
die gemeinsame Landwirtschaftspolitik der EG sind 
in den Titeln 6 bis 8 des Einzelplans III des Gesamt- 
haushalts der EG, dem Europäischen Ausrichtungs- 
und Garantiefonds für die Landwirtschaft (EAGFL), 
veranschlagt. 

Für den EAGFL, den größten Ausgabeblock des 
Gemeinschaftshaushalts, sind nach dem Haushalts- 
voranschlag für das Jahr 1976 5,485 Mrd. RE 
(= 20,0 Mrd. DM) oder 72,4 Vo des Gesamtvolumens 
(86% in 1972) vorgesehen. Von diesen Ausgaben 
entfallen 94,1 % auf die Abteilung Garantie (Markt) 
und 5,9 ®/o auf die Abteilung Ausrichtung (Struktur). 

Die Ausgaben des Gesamthaushalts der EG werden 
seit dem 1. Januar 1971 aufgrund des Beschlusses 
des Rates vom 21. April 1970 aus den Abschöpfungs- 
einnahmen, dem Zollaufkommen und durch einen 
bestimmten Anteil am Mehrwertsteueraufkommen 
finanziert. Da der Beschluß zur Abführung eines 
Teils am Mehrwertsteueraufkommen als eigene Ein- 
nahme der EG nicht fristgerecht bis zum 1. Januar 
1975 verwirklicht werden konnte, wird der Bei- 
tragsanteil bis zur Vereinheitlichung der Bemes- 
sungsgrundlage für die Mehrwertsteuer nach dem 
Anteil des Bruttosozialproduktes an der Summe 
des Sozialprodukts aller Mitgliedstaaten berechnet. 
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Mittelansätze des Einzelplans 10 


Kapitel/Maßnahme 

Soll 

1975 

Entwurf 

1976 

Millionen DM 

Allgemeine Bewilligungen 

(Kap. 10 02) 

A. Landwirtschaftliche 

Sozialpolitik 

2 538,5 

2 693,7 

B. Ländliche Siedlung 

52,2 

28,6 

C. Absatzförderung, Aufklä- 
rung, Verbraucherbera- 
tung 

25,7 

15,5 

D. Forschung ^) 

19,1 

18,7 

E. Fischerei 

63,5 

53,5 

F. Abwicklung alter Ver- 
pflichtungen und auslau- 
fende Förderungsmaßnah- 
men 

354,7 

298,0 

G. Gasölverbilligung und 
sonstige Maßnahmen .... 

632,5 

585,9 

(Summe 10 02) 

3 686,2 

3 693,9 

Gemeinschaftsauigabe 
(Kap. 10 03) 

1 372,0 

1 345,0 

Marktordnung (Kap. 10 04) ... 

171,9 

128,7 

übrige Kapitel ^1 

246,8 

242,7 

Einzelplan 10 

1 5 476,9 

5 410,3 


Die Haushaltsmittel für die Forschimgsanstalten des 
Bundes im Bereich des BML sind in den „übrigen 
Kapiteln" enthalten. 

“) Ministerium, Bundesämter, Bundesforschungsanstalten 


Der Anteil der Bundesrepublik am Gesamthaushalt 
der EG wird 1976 27,6 % (= 7,5 Mrd. DM) betragen. 
Die Bestimmungen des genannten Ratsbeschlusses 
über die eigenen Einnahmen der Gemeinschaft wer- 
den ab 1973 grundsätzlich auch von den neuen 
Mitgliedstaaten angewandt. Während einer Über- 
gangszeit brauchen die neuen Mitgliedstaaten die 
Einnahmen jedoch nur in einem beschränkten Um- 
fang abzuführen, der allerdings jährlich ansteigt. 
Daraus ergeben sich bis 1978 sinkende relative 
Finanzbeiträge der alten Mitgliedstaaten. 


EAGFL, Abteilung Garantie 

229 . Die Marktordnungsausgaben im Rahmen des 
EAGFL, Abt. Garantie, sind seit Einführung der 
vollen Gemeinschaftsfinanzierung im Jahre 1968/69 
stark angestiegen (Übersicht 27). Bei einem Ver- 
gleich der einzelnen Haushaltsjahre ist jedoch zu 
berücksichtigen, daß das Finanzierungssystem im 
Jahre 1970 geändert wurde (vom Rückvergütungs- 
verfahren zur Mittelzuweisung) und ab 1973 infolge 


der Erweiterung der EG auf neun Staaten neue Aus- 
gaben entstanden sind. 

230 . Im Rahmen der mittelfristigen Vorausschau 
werden die Ausgaben 1976 in der Abt. Garantie 
nach Schätzungen der Kommission gegenüber den 
voraussichtlichen Ausgaben des Jahres 1975 
(4,7 Mrd. RE = 17,2 Mrd. DM) auf 5,16 Mrd. RE 
(= 18,88 Mrd. DM) und 1977 auf 5,3 Mrd. RE 
(= 19,4 Mrd. DM) ansteigen; für 1978 rechnet die 
Kommission mit Ausgaben in Höhe von 5,0 Mrd. RE 
(= 18,3 Mrd. DM). 

231 . Eine Analyse der Ausgaben 1976 nach Markt- 
ordnungsbereichen zeigt, daß der Schwerpunkt der 
Ausgaben bei Milch, Getreide und Rindfleisch lie- 
gen wird (= 65 °/o des Haushaltsvolumens des 
EAGFL). 

Die Kosten der Milchmarktordnung werden von der 
Kommission unter Berücksichtigung der voraus- 
sichtlichen Angebots- und Nachfrageentwicklung 
bei Milch und Milcherzeugnissen sowie infolge ge- 
planter Maßnahmen zum Abbau der Magermilch- 
pulverbestände auf 1,941 Mrd. RE (= 7,1 Mrd. DM) 
geschätzt. Der Anteil an den Gesamtausgaben der 
Abteilung Garantie liegt damit bei rd. 35 ®/o. Bis 
1978 rechnet die Kommission unter Zugrunde- 
legung des Preisniveaus 1975 und ohne währungs- 
bedingte Einflüsse mit einem weiteren Anstieg auf 
2,04 Mrd. RE (= 7,46 Mrd. DM). 

Die Ausgaben für die Getreidemarktordnung wer- 
den 1976 nach Schätzungen der Kommission 
715 Millionen RE (= 2,6 Mrd. DM) betragen. Dies 
entspricht einem Anteil an den Gesamtausgaben 
der Abteilung Garantie von 13 Vo. Bis zum Jahr 
1978 rechnet die Kommission aufgrund sinkender 
Weltmarktpreise mit einem erheblichen Ansteigen 
der Ausgaben für die Getreidemarktordnung auf 
1,11 Mrd. RE (= 4,06 Mrd. DM). Vorausschätzungen 
von Ausgaben sind jedoch im Bereiche der Ge- 
treidemarktordnung wegen der unmittelbaren Ab- 
hängigkeit von einer unsicheren Weltmarktlage 
außerordentlich problematisch. 

Für die Rindfleischmarktordnung hat die Kommis- 
sion Ausgaben in Höhe von 679 Millionen RE 
(= 2,48 Mrd. DM) veranschlagt; für die Jahre 1977 
und 1978 rechnet sie mit einem erheblichen Rück- 
gang der Ausgaben in diesem Bereich. 

Weitere größere Ausgabepositionen ergeben sich 
bei den Marktorganisationen für Fette (411 Mil- 
lionen RE “ 1,5 Mrd. DM), Tabak (203 Millionen 
RE = 743 Millionen DM) und Wein (196 Millionen 
RE = 717 Millionen DM). Die Ausgaben für die 
letztgenannten Marktorganisationen und die rest- 
lichen Marktordnungsbereiche werden sich bis 1978 
voraussichtlich kaum verändern. 

232 . Die Ausgleichsbeträge beim innergemein- 
schaftlichen Warenverkehr können nicht auf die 
einzelnen Warenbereiche aufgeteilt werden. Sie 
werden in den Folgejahren wegen des Abbaus der 
Beitrittsausgleichsbeträge sinken. Neben den wäh- 
rungsbedingten Ausgleichsbeträgen sind 1976 und 
in den Folgejahren auch die Auswirkungen der 
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Ausgaben des EAGFL, Abteilung Garantie 


Erzeugnis 

1974 >) 1 

1975 2) 1 

1976 s) 1 

1976 '>) 1 

1977 5) 1 

1978 



Millionen RE 



Getreide 

457,3 

576,5 

714,8 

677,0 

919,0 

1 170,0 

Reis 

1,2 

4,7 

24,0 

18,0 

25,0 

25,0 

Milcherzeugnisse 

1 247,0 

1 126,9 

1 941,1 

1 892,3 

2 121,0 

2 042,0 

Fette: Olivenöl 

325,8 

39,5 

339,8 

308,0 

188,0 

188,0 

Ölsaaten 

10,9 

32,5 

71,5 

69,5 

102,0 

114,0 

Zucker 

108,8 

325,6 

170,4 

162,4 

200,0 

200,0 

Rindfleisch 

357,8 

795,0 

679,4 

623,2 

400,0 

200,0 

Schweinefleisch 

67,1 

55,0 

69,0 

70,0 

90,0 

80,0 

Eier und Geflügel 

16,9 

16,0 

24,0 

25,0 

25,0 

25,0 

Obst und Gemüse 

66,9 

83,5 

112,8 

94,4 

95,0 

95,0 

Wein 

47,0 

204,2 

196,1 

174,0 

150,0 

120,0 

Tabak 

171,1 

216,4 

203,3 

169,0 

175,0 

180,0 

Fische 

1,2 

7,5 

4,0 

4,0 

4,0 

4,0 

Flachs und Hanf 

11,8 

12,6 

16,6 

16,6 

17,0 

17,0 

Saatgut 

15,2 

20,5 

22,1 

21,5 

22,0 

22,0 

Hopfen 

4,4 

7,2 

7,0 

7,0 

7,0 

7,0 

Seidenraupen 

0,5 

2,0 

2,0 

2,0 

2,0 

2,0 

Trockenfutter 

3,6 

13,5 

14,2 

14,2 

16,0 

17,0 

Soja 

— 

— 

0,5 

0,5 

1,0 

1,0 

Sonstige Marktordnungen 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Nicht-Anhang-II-Erzeugnisse 

13,3 

17,2 

25,0 

25,0 

28,0 

30,0 

Beitrittsausgleich 

332,6 

348,8 

262,0 

260,0 

156,0 

20,0 

Währungsausgleich 

137,6 

335,4 

260,7 

207,5 

— 

— 

Auswirkungen der unterschiedlichen 
Umrechnungskurse 







319,2 

547,0 

504,0 

Gemeinschaftsausgleichsmaßnahmen 

8,3 

— 

— 

— 

— 

— 

insgesamt . . . 

1 3 406,3 

4 240,5 

5 160,3 

5 160,3 

5 290,0 

5 000,0 


h vorläufige Abrechnung 

Haushaltsansatz, Stand: 15. September 1975 
Haushaltsansatz 

Haushaltsansätze in den einzelnen Marktordnungsbereichen ohne Auswirkungen der unterschiedlichen Umrech- 
nungskurse. 

®) Vorschätzung der EG-Kommission ohne Auswirkungen der unterschiedlichen Umrechnungskurse in den einzelnen 
Marktordnungsbereichen (Stand September 1975). 


unterschiedlichen Umrechnungskurse bei den Aus- 
gaben im Bereich des EAGFL, Abt. Garantie, ver- 
anschlagt (Ausgaben auf der Basis der Agrar-RE, 
haushaltsmäßige Abrechnung auf Basis IWF-Pari- 
täten). 

233 . Das Aufkommen an eigenen Einnahmen der 
EG im Agrarbereich (insbesondere Agrarabschöp- 
fungen und Zuckerabgaben) schätzt die Kommission 
für 1976 bei den Abschöpfungseinnahmen auf 


629,1 Millionen RE (= 2,3 Mrd. DM) und bei den 
Zuckerabgaben (Produktions- und Lagerkostenaus- 
gleichsabgaben) auf 107,9 Millionen RE (= 395 Mil- 
lionen DM). 

234 . Für das Haushaltsjahr 1974 ergibt sich aus der 
Gegenüberstellung von „Beiträgen" und Rückflüssen 
im Rahmen des EAGFL, Abteilung Garantie, folgen- 
des Bild über die Salden (Netto-Zahler bzw. Netto- 
Empfänger) für die einzelnen Mitgliedstaaten: 
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EAGFL „Abteilung Garantie" für das Jahr 1974 

— „Beiträge" ^), Rückflüsse und Salden der 
Mitgliedstaaten — 


Mitgliedstaat 

„Beiträge" 
der Mit- 
glied- 
staaten 

h 

Rück- 
flüsse an 
die Mit- 
glied- 
staaten 

lillionen RE 

Salden 

Netto- 

zahler 

(-) 

Netto- 

emp- 

fänger 

(+) 

Belgien 

219 

148 

- 71 

Bundesrepublik Deutschland 

885 

578 

-307 

Frankreich 

755 

685 

- 70 

Italien 

566 

529 

- 37 

Luxemburg 

5 

2 

- 3 

Vereinigtes Königreich .... 

343 

268 

- 75 

Niederlande 

280 

458 

+ 178 

Dänemark 

43 

286 

+243 

Irland 

11 

153 

+ 142 


Die Bundesrepublik Deutschland ist nach wie vor 
größter Nettozahler, jedoch ist der absolute Betrag 
mit 307 Millionen RE gegenüber dem Jahr 1973 (395 
Millionen RE) erheblich gesunken. Frankreich ist 
1974 ausnahmsweise Nettozahler (ca. 70 Millionen 
RE) gewesen, während sich im Vorjahr der Netto- 
empfang noch auf 180 Millionen RE belaufen hatte. 
Ursache hierfür war vor allem der Anstieg der Welt- 
marktpreise, der im Jahre 1974 zu einem starken 
Rückgang der Ausgaben in wichtigen Produktberei- 
chen (insbesondere bei Exporterstattungen für Ge- 
treide und Zucker) geführt hat. Dänemark, Irland und 
die Niederlande waren auch 1974 Nettoempfänger. 
Für das Vereinigte Königreich verringerten sich die 
Nettozahlungen 1974 (75 Millionen RE) im Vergleich 
zu 1973 (171 Millionen RE) erheblich. Da volkswirt- 
schaftlich gesehen der Beitrittsausgleich aufgrund 
des niedrigeren Agrarpreisniveaus während der 
Übergangszeit dem Vereinigten Königreich zugute 
kommt, kann der Gesamtbetrag der Beitrittsaus- 
gleichszahlungen von 332 Millionen RE dem Ver- 
einigten Königreich zugerechnet werden. Dies be- 
deutet, daß der Nettoempfang für Dänemark, Irland 
und die Niederlande beträchtlich geringer zu ver- 
anschlagen ist, während das Vereinigte Königreich 
vom Nettozahler zum Nettoempfänger wird. 


EAGFL, Abteilung Ausrichtung 

235. Seit Einrichtung des EAGFL, Abteilung Aus- 
richtung, im Jahr 1964 hat die Bundesrepublik 
Deutschland für Strukturverbesserungsmaßnahmen 


^) Bei diesen „Beiträgen" wird unterstellt, daß die Mit- 
gliedstaaten in Höhe ihrer anteiligen Verpflichtung ami 
EG-Gesamthaushalt zur Finanzierung des EAGFL, Ab- 
teilung Garantie, beitragen (vgl. Ziffer 228). 


nach der VO 17/64/EWG für Einzelprojekte rd. 1,231 
Mrd. DM erhalten. Diese Mittel wurden von 1964 
bis einschließlich 1974 für insgesamt 1 067 Vorhaben 
bewilligt. Der Hauptteil von 707,46 Millionen DM 
oder 57,5 ^/o entfiel auf 558 Vorhaben zur Verbesse- 
rung der Produktionsstruktur, und zwar vor allem 
auf Maßnahmen der Flurbereinigung, der Wasser- 
wirtschaft und des Wirtschaftswegebaues. 


Die bisher den einzelnen Mitgliedstaaten seitens der 
Kommission bewilligten Zuschüsse für diese Einzel- 
vorhaben verteilen sich wie folgt: 


Mitgliedstaat 

bewilligter Zuschuß 

Millionen DM | 

o/o 

Bundesrepublik Deutschland 

1231,2 

26,3 

Belgien 

314,9 

6,7 

Dänemark 

53,3 

1,1 

Frankreich 

982,0 

20,9 

Irland 

69,1 

1,5 

Italien 

1 496,1 

31,9 

Luxemburg 

23,9 

0,5 

Niederlande 

346,8 

7,4 

Großbritannien 

174,7 

3,7 

insgesamt ... 

1 4 692,0 

100,0 


Bei diesen Zahlen ist zu berücksichtigen, daß die 
Mitgliedstaaten Dänemark, Irland und Großbritan- 
nien erst seit dem Jahr 1973 Zuschüsse aus dem 
EAGFL, Abteilung Ausrichtung, erhalten. 

Im Rahmen der Richtlinien über die Modernisierung 
der landwirtschaftlichen Betriebe (Nr. 72/ 159/EWG), 
zur Förderung der Einstellung der landwirtschaft- 
lichen Erwerbstätigkeit (Nr. 72/160/EWG) und über 
die sozio-ökonomische Information (Nr. 72/161/EWG) 
wurden bis Ende des Jahres 1975 von Bund und 
Ländern Erstattungen in Höhe von insgesamt rd. 
17,964 Millionen DM beantragt. 

Außerdem werden z. Z. insbesondere folgende Son- 
dermaßnahmen aus Mitteln des EAGFL, Abteilimg 
Ausrichtung, finanziert: 

— Beihilfen für Erzeugerorganisationen von Obst 
und Gemüse, 

— Beihilfen für Erzeugerorganisationen im Fische- 
reibereich, 

— Abschlachtprämien und Prämien für die Nichtver- 
marktung von Milch und Milcherzeugnissen, 

— Prämien für die Rodung bestimmter Obstbaum- 
arten, 

— Verbesserung auf dem Sektor der Zitrusfrüchte. 

Die Zuschüsse für die Finanzierung dieser Sonder- 
maßnahmen aus dem EAGFL, Abteilung Ausrichtung, 
an die Bundesrepublik Deutschland werden nach 
Schätzungen der Kommission in 1976 insgesamt 20 
Millionen RE (= 73 Millionen DM) betragen. 
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Anhang 1 


1 Zielstruktur des BML für die Agrar- und Ernährungspolitik 


Hauptziel 


A 

Verbesserung der 
Lebensverhältnisse 
im ländlichen Raum 
sowie gleichrangige 
Teilnahme der in der 
Land-’), Forstwirt- 
schaft und Fischerei 
Tätigen an der all- 
gemeinen Einkom- 
mens- und Wohl- 
standsentwicklung 

1) einschließlich 
Gartenbau 
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Unterziele 


A-I 

Einkommensverbesse- 
rung durch markt- und 
preispolitische Maßnah- 
men 


A-11 

Einkommensverbesse- 
rung durch Maßnahmen 
im Bereich der Erzeu- 
gung 


A-111 

Einkommensverbesse- 
rung durch Maßnahmen 
im Bereich der Vermark- 
tung 



Teilziele 


A-l-1 

Verbesserung des Agrarpreisniveaus durch ge- 
zielte Preisanhebungen unter Berücksichtigung 
der allgemeinen Einkommens- und Kostenentwick- 
lung und im Rahmen der gesamtwirtschaftlichen 
und stabilitätspolltischen Erfordernisse 

A-l-2 

Stabilisierung der Märkte und Vermeidung struk- 
tureller Marktungleichgewichte 

A-I-3 

Einkommenssicherung durch marktpolitische Maß- 
nahmen 

A-l-4 

Mitverantwortung der Erzeuger für Überschüsse 


A-ll-1 

Schaffung ausreichender Betriebskapazitäten und 
Förderung der Produktivität im Einzelbetrieb 

A-ll-2 

Verbesserung der überbetriebl. Zusammenarbeit 

A-ll-3 

Weiterentwicklung und Einführung produktions- 
technischer Fortschritte 

A-ll-4 

Verbesserung der Grundlagen für die Betriebsführung 

A-II-5 

Herstellung gleicher Wettbewerbsbedingungen in 
der EWG 


A-lll-1 

Steigerung der Effizienz der Vermarktung auf 
allen Marktstufen 

A-lll-2 

Verbesserung des Absatzes durch Marketing | 

A-I 11-3 

Verbesserung der überbetriebl. Zusammenarbeit | 

A-lll-4 

Herstellung gleicher Wettbewerbsbedingungen in 
der EWG 


A-lll-5 

Verbesserung des Wettbewerbs insbesondere 
durch Erhöhung der Markttransparenz 


A-V-1 

Verbesserung der Arbeitsverhältnisse | 

A-V-2 

Verbesserung der Wohnverhältnisse 


A-V-3 

Verbesserung der sozio-ökonomischen Information 
und Beratung 


1 A-Vl-1 Sicherung bei Krankheit | 

1 A— VI-2 Sicherung bei Unfällen 

1 A--V1-3 Sicherung im Alter [ 


A-Vll 

Verbesserung der Le- 
bensverhältnisse und des 
Bildungsstandes im länd- 
lichen Raum 


A-Vlll 


Erleichterung des teil- 


weisen oder vollständi- 


gen Übergangs zur 


außerlandwirtschaftlichen 


Erwerbstätigkeit 



A-IX 


Schaffung von Voraus- 


setzungen für außerland- 


wirtschaftliche Einkom- 


men in zumutbarer Ent- 


fernung vom Wohnort 



A-X 

Verbesserung der Wett- 
bewerbsfähigkeit der 
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Anhang 2 


Wichtige Aktivitäten der Bundesregierung auf dem Agrar- und Ernährungssektor von 1972 bis 1976 


Maßnahm e/Vorhaben 

Zielsetzung 

Sachstand 

Zielgruppe 

Lage der Agrarwirtschaft 




Jährliche Berichte der Bundesre- 
gierung über die Auswirkungen 
der Ausgleichsmaßnahmen für Auf- 
wertungsverluste auf das Einkom- 
men der Landwirtschaft nach Arti- 
kel 3 der VO 2464/69/EWG 

Analyse der Auswirkungen des 
Direktausgleichs über die Fläche 
und des Mehrwertsteuerausgleichs 
auf die Einkommensentwicklung 
der deutschen Landwirtschaft 

Zuleitung des 
letzten Aufwer- 
tungsberichts an 
die EG-Kommis- 
sion am 15. De- 
zember 1974 

Parlamentarische 

Gremien 

Zweites Gesetz zur Änderung des 
Viehzählungsgesetzes 

Umsetzung der Richtlinie 68/161/ 
EWG in nationales Recht. Durch- 
führung von jährlich drei Schwei- 
nezählungen nach Gewichtskatego- 
rien 

Gesetz vom 

23. September 

1973, BGBl. I 

S. 1405 bis 1407 

Öffentlichkeit, 
Verwaltung, 
Verbände usw. 

Gesetz über eine Schlachtungssta- 
tistik und Schlachtgewichtsstatistik 

Schaffung einer flexiblen, auf EG- 
Recht ausgerichteten Rechtsgrund- 
lage für die Schlachtungsstatistik 
unter Einbeziehung der Schlacht- 
gewichtsstatistik 

Gesetz vom 

29. August 1975, 
BGBL I S. 2305 
bis 2306 

Öffentlichkeit, 

Verwaltung 

Gesetz über die Agrarberichterstat- 
tung 

Durchführung einer Agrarbericht- 
erstättung in zweijährigem Ab- 
stand (erstmals 1975). Betriebs- 
weise Zusammenführung der Da- 
ten aus Zählungen, die bereits lau- 
fend aufgrund anderer gesetzlicher 
Grundlagen erfaßt werden 

Gesetz vom 

15. November 

1974, BGBL I 

S. 3161 

Öffentlichkeit, 
Verwaltung, 
Verbände, 
Parteien usw. 

Verbraucherpolitik im Ernährungsbereich 



Beschlüsse der Bundesregierung 
zur Verbraucherpolitik 

Intensivierung und Koordinierung 
der Verbraucherpolitik auf Bun- 
desebene 

Beschlüsse der 
Bundesregierung 
vom 22. August/ 

5. September 1973 

Verbraucher 

Aufnahme einer Verbraucherklau- 
sel in alle verbraucherrelevanten 
Kabinettvorlagen 

Darstellung der Auswirkungen 
einer vorgesehenen Maßnahme 
auf den Verbraucher 

1974 Aufnahme 
in die Gemein- 
same Geschäfts- 
ordnung der Bun- 
desministerien, 
GGO I § 48, 

GGO II § 37 

Verbraucher 

Konzeption für die Verbraucher- 
information und -beratung, vom 
Interministeriellen Ausschuß für 
Verbraucherfragen (IMA) erarbei- 
tet 

Verbesserung der Verbraucherin- 
formation und Verbraucherbera- 
tung sowie effektiverer Einsatz der 
öffentlichen Mittel in diesem Be- 
reich 

Bekanntgabe am 
20. Oktober 1975 

Verbraucher, mit 
Verbraucher- 
arbeit befaßte 
Institutionen 

Zweiter Bericht der Bundesregie- 
rung zur Verbraucherpolitik 

Bericht der Bundesregierung über 
Grundlagen und Ziele der Ver- 
braucherpolitik und ihre verbrau- 
cherpolitischen Maßnahmen in den 
letzten vier Jahren; Darstellung 
des verbraucherpolitischen Pro- 
gramms der Bundesregierung 

veröffentlicht: 
Deutscher Bun- 
destag, Druck- 
sache 7/4181 vom 
20. Oktober 1975; 
Bundesrat, Druck- 
sache 644/75 vom 
20. Oktober 1975 

Bundestag, 
Verbraucher, mit 
Verbraucher- 
arbeit befaßte 
Institutionen 
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Maßnahme/Vorhaben 

Zielsetzung 

Sadistand 

Zielgruppe 

Zweiter und Dritter Ernährungs- 
bericht von 1972 bzw. 1976, von 
der Deutschen Gesellschaft für Er- 
nährung im Aufträge des Bundes- 
ministers für Jugend, Familie und 
Gesundheit und des Bundesmini- 
sters für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten erarbeitet 

Überblick über die Ernährungs- 
lage; Darstellung von Ergebnissen 
der Ernährungsforschung; Aufklä- 
rung über mögliche Gesundheits- 
gefährdung durch falsche und Ge- 
sunderhaltung durch richtige Er- 
nährung; Hinweise für Maßnah- 
men auf den Gebieten Lebensmit- 
telwesen, Ernährungsberatung, Er- 
nährungspolitik 

Der zweite Er- 
nährungsbericht 
ist im Frühjahr 
1973 erschienen 
Der dritte Er- 
nährungsbericht 
soll im Frühjahr 
1976 erscheinen 

Mit Ernährungs- 
fragen befaßte 
öffentliche und 
private Stellen, 
Verbraucher 

Ernährungswirtschaftsmeldever- 

ordnung 

Sicherstellung der Ernährung in 
einem Spannungs- und Verteidi- 
gungsfall 

VO vom 10. Sep- 
tember 1975, 

BGBl. I S. 2510 

Ernährungs- 

wirtschaft 

Freiwillige Kennzeichnung von 
Fleisch auf der Einzelhandelsstufe 

Bessere Marktübersicht für den 
Verbraucher; Anwendung der von 
der Wissenschaft erarbeiteten Kri- 
terien auf freiwilliger Basis 

Erprobung in der 
Praxis Anfang 

1976 vorgesehen 

Einzelhandel, 

Verbraucher 

Gesetz zur Neuordnung und Berei- 
nigung des Rechts im Verkehr mit 
Lebensmitteln, Tabakerzeugnissen, 
kosmetischen Mitteln und sonsti- 
gen Bedarfsgegenständen (Gesamt- 
reform des Lebensmittelredits) 

Verstärkung und Erweiterung des 
Schutzes vor Gesundheitsgefähr- 
dungen und vor Täuschung sowie 
die Sicherstellung einer sachge- 
rechten Information 

Gesetz vom 

15. August 1974, 
BGBL I S. 1945 

Produzenten, 

Handel, 

Verbraucher 

Schaffung eines Verbraucheraus- 
schusses bei der Kommission der 
EG 

Beratung bei verbraucherrelevan- 
ten Fragen und Maßnahmen 

Konstituierende 
Sitzung Novem- 
ber 1973 

Verbraucher 

Erstes Programm der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft für eine 
Politik zum Schutz und zur Unter- 
richtung der Verbraucher 

Grundlage für eine Verbraucher- 
politik auf Gemeinschaftsebene, 
insbesondere in den Bereichen 
Verbraucherschutz, Verbraucherin- 
formation und Verbrauchervertre- 
tung 

Am 14. April 

1975 vom Rat der 
EG verabschie- 
det, veröffent- 
licht: Amtsblatt 
der Europäischen 
Gemeinschaften 

Nr. C 92 vom 

25. April 1975 

Verbraucher 

Schaffung eines Lebensmittelaus- 
schusses bei der Kommission der 
EG 

Beratung der Kommission in ein- 
schlägigen Fragen, insbesondere 
im Zusammenhang mit der Harmo- 
nisierung des Lebensmittelrechts 

Berufung der 
Mitglieder durch 
die Kommission 
am 26. Juni 1975 

Verbraucher 


Neben den hier genannten Maßnahmen sind eine Reihe von Maßnahmen in den Programmen „Produktion und 
Produktqualität" und „Markt- und Preispolitik" aus verbraucherpolitischer Sicht von erheblicher Bedeutung. 


Produktion und Produktqualität 

Gesetz zur Änderung des Sorten- 
schutzgesetzes 


Intensivierung der Zusammen- 
arbeit und Arbeitsteilung im Rah- 
men des Internationalen Überein- 
kommens zum Schutz von Pflan- 
zenzüchtungen, Ausdehnung des 
Sortenschutzes auf weitere Arten, 
Erleichterung des Verfahrens der 
Sortenanmeldung und -prüfung 


Gesetz vom Pflanzenzüchter 

9. Dezember 
1974, BGBL I 
S. 3416 sowie 
Durchführungs- 
vorschriften 
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Maßnahme/Vorhaben 

Zielsetzung 

Sachstand 

Zielgruppe 

Gesetz zur Änderung des Saatgut- 
verkehrsgesetzes 

Ängleichung der Vorschriften des 
Saatgutverkehrsgesetzes an die Be- 
stimmungen teils neuer, teils ge- 
änderter EWG-Richtlinien auf dem 
Saatgutsektor; Intensivierung der 
zwischenstaatlichen Zusammenar- 
beit und Arbeitsteilung bei der 
Sortenprüfung; Erleichterung des 
Verfahrens der Sortenanmeldung 
und Prüfung 

Gesetz vom 

22. Mai 1975, 

BGBl. I S. 1157 
sowie Durchfüh- 
rungsvorschriften 

Saatguterzeuger, 

Saatgutver- 

braucher 

Dritte Verordnung zur Bekämp- 
fung der Feuerbrandkrankheit 

Ersatz der zeitlich bis zum 21. Mai 
1973 befristeten Zweiten Verord- 
nung zur Bekämpfung der Feuer- 
brandkrankheit 

Verordnung vom 
10. Mai 1973, 

BGBl. I S. 444 

Verfügungs- 
berechtigte und 
Besitzer von 
Pflanzen 

Verordnung zur Neufassung der 
Verordnung über Anwendungs- 
verbote und -beschränkungen für 
Pflanzenschutzmittel 

Ausdehnung der Vorschriften auf 
weitere Wirkstoffe 

Verordnung vom 
31. Mai 1974, 

BGBl. I S. 1204 

Anwender von 
Pflanzenschutz- 
mitteln, 
Verbraucher 

Zweites Gesetz zur Änderung des 
Pflanzenschutzgesetzes 

Verbesserung und Erweiterung der 
Rechtsvorschriften über den Ver- 
kehr und die Anwendung von 
Pflanzenbehandlungsmitteln (Pflan- 
zenschutzmittel, Zusatzstoffe sowie 
Wachstumsregler); Verbesserung 
des Gesundheitsschutzes für An- 
wender und Verbraucher 

Gesetz vom 

15. August 1975, 
BGBl. I S. 2172 

Hersteller, 
Importeure, 
Händler, 
Anwender von 
Pflanzenbehand- 
lungsmitteln, 
Verbraucher 

Verordnung zur Änderung der 
Verordnung über Änwendungsver- 
bote und -beschränkungen für 
Pflanzenschutzmittel 

Anpassung der bestehenden Vor- 
schriften an neue wissenschaftliche 
Erkenntnisse unter Berücksichti- 
gung der Belange der Landwirt- 
schaft. Die Anwendung von DDT 
und HCH als Pflanzenschutzmittel 
wird generell verboten 

Referentenent- 
wurf vom 1. Sep- 
tember 1975 

Anwender von 
Pflanzenschutz- 
mitteln, Ver- 
braucher 

Tierzuchtgesetz 

Anpassung des Tierzuchtrechts an 
die Erfordernisse der neuzeitlichen 
Tierzuchtpraxis 

Liegt dem Bun- 
desrat zur Zu- 
stimmung vor 

Tierhalter und 
Tierzüchter, 
Oberste Landes- 
behörden, 
Züchtervereini- 
gungen 

Gesetz zu dem Europäischen Über- 
einkommen vom 13. Dezember 
1968 über den Schutz von Tieren 
beim internationalen Transport 

Vereinheitlichung und Fortentwick- 
lung des rechtlichen Schutzes der 
Tiere im internationalen Rahmen 

Gesetz vom 

12. Juli 1973, 

BGBL II S. 721 

Tiertranspor- 

teure 

Memorandum der Bundesregierung 
zur Flarmonisierung tierschutz- 
rechtlicher Vorschriften in der EG 

Harmonisierung tierschutzrecht- 

licher Vorschriften betreffend Hal- 
tung von Nutztieren in neuzeit- 
lichen Haltungssystemen innerhalb 
der EWG 

Übermittlung an 
den EG-Minister- 
rat am 22. Juli 

1975 (Dok. 

R/ 1945/75) 

Nutztierhalter 

Zweite Verordnung zur Änderung 
der Verordnung zum Schutz gegen 
die Tollwut 

Gegen Tollwut geimpfte Hunde 
sollen im Falle des Ansteckungs- 
verdachts tierseuchenrechtlich bes- 
ser gestellt werden als nicht ge- 
impfte Hunde 

Verordnung vom 

7. November 

1975, BGBL I 

S. 2851 

Tierhalter, 
Veterinärverwal- 
tungen der 
Bundesländer 
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Maßnahme/Vorhaben 

Zielsetzung 

Sadistand 

Zielgruppe 

Verordnung zum Schutz gegen die 
Gefährdung durch Viehseuchen bei 
der Haltung großer Schweinebe- 
stände (Massentierhaltungsverord- 
nung — Schweine) 

Verhütung der Seuchenverschlep- 
pung aus großen Schweinebestän- 
den 

Verordnung vom 

9. April 1975, 

BGBl. I S. 885 

Besitzer großer 
Schweinebe- 
stände, Veteri- 
närverwaltungen 
der Bundesländer 

Verordnung zur Änderung der 
Verordnung zum Schutz gegen die 
Verschleppung der Leukose des 
Rindes und der Klauentiere — Ein- 
fuhrverordnung 

Anpassung der nationalen Vor- 
schriften an EG-Vorschriften 

Verordnung vom 
30. Mai 1975, 

BGBl. I S. 1295 

Veterinärverwal- 
tungen der Bun- 
desländer, Tier- 
halter 

Verordnung zum Schutz gegen 
übertragbare Geschlechtskrankhei- 
ten des Rindes (Deckinfektionen — 
Verordnung-Rinder) 

Anpassung von Bekämpfungsvor- 
schriften an die -derzeitigen wis- 
senschaftlichen Erkenntnisse 

Verordnung vom 

3. Juni 1975, 

BGBL I S. 1307 

Rinderhalter, Be- 
samungsstatio- 
nen, Veterinär- 
verwaltungen der 
Bundesländer 

Verordnung zum Schutz gegen 
die ansteckende Blutarmut der 
Einhufer 

Anpassung der Vorschriften an die 
gegenwärtigen wissenschaftlichen 
Erkenntnisse unter Einbeziehung 
neuer diagnostischer Verfahren 

Verordnung vom 

2. Juli 1975, 

BGBl. I S. 1845 

Pferdehalter, 
Veterinärverwal- 
tungen der Bun- 
desländer 

Gesetz über die Beseitigung von 
Tierkörpern, Tierkörperteilen und 
tierischen Erzeugnissen (Tierkör- 
perbeseitigungsgesetz — TierKBG) 

Unschädliche Beseitigung von Tier- 
körpern, Tierkörperteilen und tie- 
rischen Erzeugnissen 

Gesetz vom 

2. September 

1975, 

BGBl. I S. 2313 

Tierbesitzer, 
Tierkörperbesei- 
tigungsanstalten, 
Veterinärverwal- 
tungen der Bun- 
desländer 

Gesetz zur Änderung des Vieh- 
seuchengesetzes (12. Änderungsge- 
setz) 

Bundeseinheitliche Neuregelung 
der Herstellung von vet.-med. 
Impfstoffen und Sera, Prüfung von 
Desinfektionsmitteln, Wildtierseu- 
chenbekämpfung 

Liegt dem Bun- 
desrat zur Stel- 
lungnahme vor 

Hersteller von 
vet.-med. Impf- 
stoffen und Sera, 
Tierhalter, Vete- 
rinärverwaltun- 
gen der Bundes- 
länder 

Verordnung zum Schutz gegen 
die Schweinepest (Schweinepest- 
Verordnung) 

Anpassung der Vorschriften zur 
Bekämpfung der Schweinepest un- 
ter Berücksichtigung neuer diagno- 
stischer Verfahren 

Verordnung vom 
12. November 

1975, 

BGBl. I S. 2852 

Schweinehalter, 
Veterinärverwal- 
tungen der Bun- 
desländer 

Zweite Verordnung zur Änderung 
der Verordnung über Erhitzung 
von Milch zu Futterzwecken und 
Beseitigung von Zentrifugen- 

schlamm aus Molkereien 

Verlängerung der befristeten Aus- 
nahmemöglichkeit für Emmentaler- 
käsereien um zwei Jahre bis zum 
31. Dezember 1977 

Verordnung vom 
22. Dezember 

1975, BGBl. I 

1976, S. 3 

Emmentalerkäse- 
reien, Veterinär- 
verwaltung 
Bayern 

Verordnung über die Ausfuhr von 
frischem Fleisch nach Mitgliedstaa- 
ten der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft — Ausfuhrverord- 
nung frisches Fleisch (EWG) — 

Übernahme der EWG-Richtlinien- 
bestimmungen zur Erleichterung 
des innergemeinschaftlichen Han- 
delsverkehrs mit frischem Fleisch 
in nationales Recht 

Verordnung vom 
12. Dezember 

1973, 

BGBl. I S. 1903 

Veterinärverwal- 
tungen der Bun- 
desländer, 
Schlachthöfe, 
Fleischexpor- 
teure, Tierhalter 

Verordnung zur Änderung der 
Klauentiere-Einfuhrverordnung 

Übernahme der EWG-Richtlinien- 
bestimmungen zur Erleichterung 
des innergemeinschaftlichen Han- 
delsverkehrs mit frischem Fleisch 
in nationales Recht 

Verordnung vom 
12. Dezember 

1973, 

BGBL I S. 1907 

Veterinärverwal- 
tungen der Bun- 
desländer, 
Fleischimpor- 
teure 
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Maßnahme/V orhaben 

Zielsetzung 

Sachstand 

Zielgruppe 

Verordnung über die Einfuhr und 
die Durchfuhr von Geflügel, Brut- 
eiern sowie unbearbeiteten Federn 
und Federteilen (Geflügel-Einfuhr- 
verordnung) 

Verhütung einer Einschleppung 
von Geflügelseuchen durch den 
Import von lebendem und ge- 
schlachtetem Geflügel sowie von 
Bruteiern und Federn 

Verordnung vom 
24. Juli 1974, 

BGBl. I S. 1540 

Veterinärverwal- 
tungen der Bun- 
desländer, Ge- 
flügelimporteure, 
Brütereien, 
Federnbearbei- 
tungsbetriebe ♦ 

Verordnung über die Einfuhr und 
die Durchfuhr von Papageien und 
Sittichen (Papageien-Einfuhrver- 

ordnung) 

Verhütung einer Einschleppung 
von Geflügelkrankheiten und ins- 
besondere der auch für den Men- 
schen gefährlichen Psittakose 

durch den Import von Papageien 
und Sittichen 

Verordnung vom 
3. März 1975, 

BGBl. I S. 653 

Veterinärverwal- 
tungen der Bun- 
desländer, 
Psittaciden- 
Importeure, 
Zoo-Fachhandel 

Verordnung zur Änderung der 
Einhufer-Einfuhrverordnung 

Berücksichtigung verbesserter Dia- 
gnosemöglichkeiten bei der Ein- 
fuhr von Einhufern sowie Erleich- 
terungen für den Reit- und Fahr- 
sport im grenzüberschreitenden 
Verkehr 

Verordnung vom 
4. Dezember 1975, 
BGBl. I S. 2993 

Veterinärverwal- 
tungen der Bun- 
desländer, 
Pferde-Impor- 
teure, Pferde- 
sportler 

Verordnung zur Änderung der 
Klauentiere-Einfuhrverordnung 

Sicherstellung der tierseuchen- 
rechtlichen Kontrolle eingeführten 
Fleisches in Freihäfen entspre- 
chend den Bestimmungen der 
EWG-Drittlandrichtlinie 

Liegt zur Zustim- 
mung dem Bun- 
desrat vor 

Veterinärverwal- 
tungen der Frei- 
häfen, Impor- 
teure, Schiffsaus- 
rüster 

Dritte Verordnung zur Änderung 
der Verordnung zur Ausführung 
des Futtermittelgesetzes 

insbesondere Erweiterung der De- 
klarationspflicht bei Futtermitteln 
von Aflatoxin B 1 auf andere 
Schadstoffe 

Verordnung vom 
25. März 1974, 
BGBl. I S. 801 

Futtermittelwirt- 
schaft, Landwirt- 
schaft, Verbrau- 
cher 

Siebente Verordnung zur Durch- 
führung des Gesetzes zur Ände- 
rung futtermittelrechtlicher Vor- 
schriften 

Aufnahme neuer Zusatzstoffe in 
die Normentafel für Mischfutter- 
mittel, Festlegung von Höchst- 
gehalten an Schadstoffen in Misch- 
futtermitteln 

Verordnung vom 
28. März 1974, 
BGBl. I S. 811 

Futtermittelwirt- 
schaft, Landwirt- 
schaft, Verbrau- 
cher 

Futtermittelgesetz 

Gesamtnovellierung der futter- 
mittelrechtlichen Vorschriften 

Gesetz vom 

2. Juli 1975, 

BGBl. I S. 1745 

Futtermittelwirt- 
schaft, Landwirt- 
schaft und Ver- 
braucher 

Verordnung über das Herstellen, 
Inverkehrbringen und Verfüttern 
von Futtermitteln sowie das In- 
verkehrbringen von Zusatzstoffen 
und Vormischungen 
(Futtermittelverordnung) 

Regelungen über: Anforderungen 
an Futtermittel, Zulassung von 
Einzelfuttermitteln und von Zusatz- 
stoffen und Vormischungen, Höchst- 
gehalte an Schadstoffen und die 
Herstellung von Mischfuttermit- 
teln sowie das Verfüttern von Fut- 
termitteln 

Referenten- 
entwurf vom 

20. Oktober 1975 

Futtermittelwirt- 
schaft, Landwirt- 
schaft, Verbrau- 
cher 

Verordnung über Analysemetho- 
den für die amtliche Untersuchung 
von Futtermitteln und Vormi- 
schungen 

Gemeinsame Anwendung von 
Analysemethoden für 41 Substan- 
zen bei der amtlichen Überwa- 
chung des Verkehrs mit Futtermit- 
teln 

Verordnung vom 
12. November 

1975, BGBL I 

S. 2859 

Oberste Landes- 
behörden, land- 
wirtschaftliche 
Untersuchungs- 
anstalten, Futter- 
mittelwirtschaft 

Bundeswettbewerbe „Prämiierung 
beispielhafter, kostengünstiger 

Stallbauten" 

Senkung der Investitionskosten 
für bauliche Anlagen 

Durchführung im 
2-Jahre-Rhyth- 
mus, zuletzt 1975 

Landwirtschaft- 
liche Ver- 
edlungsbetriebe 
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Maßnahme/Vorhaben 

Zielsetzung 

Sachstand 

Zielgruppe 

Markt- und Preispolitik 




Grenzausgleich 

Absicherung der in Rechnungs- 
einheiten festgelegten Marktord- 
nungspreise für landwirtschaft- 
liche Erzeugnisse gegen Wechsel- 
kursänderungen 

Fortführung auf 
der Grundlage 
der VO (EWG) 

Nr. 974/71 des 

Rats 12. Mai 

1971, Amtsblatt 
der EG Nr. L 106 

Landwirtschaft- 
liche Erzeuger, 
Ex- und Import- 
handel 

Festsetzung der gemeinsamen 
Agrarpreise für die Wirtschafts- 
jahre 1973/74, 1974/75 und 

1975/76 

Verbesserung der Erzeugererlöse 
bei Gewährleistung angemessener 
Verbraucherpreise 

Ratsbeschlüsse 
vom 3. Mai 1973, 
23. März 1974 
und 13. Februar 
1975 

Landwirtschaft- 
liche Erzeuger, 
Verbraucher 

Vorschläge betr. die Festsetzung 
der Preise für verschiedene land- 
wirtschaftliche Erzeugnisse für 
das Wirtschaftsjahr 1976/77 

Festlegung der deutschen Ver- 
handlungslinie für die Preisbe- 
schlüsse für das Wirtschaftsjahr 
1976/77 

Kabinettbeschluß 
vom Februar 

1976 

Landwirtschaft- 
liche Erzeuger, 
Verbraucher 

Umstellung von Milchkuhbestän- 
den auf Bestände zur Fleisch- 
erzeugung 

Abbau von Milchüberschüssen 
und Förderung der Rindfleisch- 
erzeugung 

VO (EWG) Nr. 
1353/73 vom 

1. Januar 1974 
bis 31. Dezember 
1974 in der Bun- 
desrepublik an- 
gewendet, nicht 
verlängert 

Erzeuger von 
Milch und Rind- 
fleisch 

Prämienregelung zugunsten der 
Rindfleischerzeuger 

Geregelte Vermarktung, Einkom- 
menssicherung für die Erzeuger 

VO (EWG) 

Nr. 1967/74 

VO (EWG) 

Nr. 464/75; ab 

1. November 1974 
in der Bundes- 
republik ange- 
wendet 

Erzeuger von 
Rindfleisch 

Neue Zuckermarkt ordung 

Erhöhung der Grundquoten zur 
Anpassung an den gestiegenen Be- 
darf 

VO (EWG) 

Nr. 3330/74 

Erzeuger von 
Zuckerrüben, 
Zuckerfabriken 

Memorandum der Bundesregierung 
zur Vereinfachung der Zollunion 
und der gemeinsamen Marktorga- 
nisationen 

Vereinfachung des Gemeinschafts- 
rechts 

im Juli 1974 
Kommission und 
Rat zugeleitet 

EG-Kommission 

Gesetz zur Änderung des Gesetzes 
zur Durchführung der Gemeinsa- 
men Marktorganisationen 

Anpassung der innerstaatlichen 
Rechtsgrundlage für die Durchfüh- 
rung der Gemeinsamen Marktor- 
ganisationen an die Weiterent- 
wicklung des EWG-Marktord- 
nungsrechts 

Entwurf 

Landwirtschaft, 

Großhandel, 

Im- und Export, 
Ernährungswirt- 
schaft 

Gesetz zur Neuorganisation der 
Marktordnungsstellen 

Errichtung einer Bundesanstalt für 
landwirtschaftliche Marktordnung ; 
Übertragung von Marktordungs- 
aufgaben auf das Bundesamt 

Gesetz wird am 

1. Juli 1976 in 

Kraft treten 

Landwirtschaft, 

Handel, 

Be- und ver- 
arbeitende 
Wirtschaft 
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Zielsetzung 


Sachstand 


Zielgruppe 


Gesetz zur Änderung des Gesetzes 
zur Anpassung der landwirtschaft- 
lichen Erzeugung an die Erforder- 
nisse des Marktes (Marktstruktur- 
gesetz) 

1. Verbesserung der Beihilfekondi- 
tionen für landwirtschaftliche Er- 
zeugergemeinschaften und deren 
Vereinigungen. 2. Praxisnähere Ge- 
staltung der Anerkennungsvoraus- 
setzungen für landwirtschaftliche 
Erzeugergemeinschaften und deren 
Vereinigungen. 3. Gleichstellung 
von Erzeugerorganisationen bzw. 
Erzeugergemeinschaften aufgrund 
EWG-Recht mit Erzeugergemein- 
schaften und deren Vereinigungen 
aufgrund nationalen Rechts in wett- 
bewerbsrechtlicher Hinsicht 

Gesetz vom 

20. August 1975, 
BGBl. I S. 2245 

Erzeugergemein- 

schaften 

Gesetz zur Änderung des Gesetzes 
über Maßnahmen auf dem Gebiet 
der Weinwirtschaft (Weinwirt- 
schaftsgesetz) 

Verbesserung der Absatzförde- 
rung bei Wein 

Gesetz vom 

30. Juni 1975, 

BGBl. I S. 1589 

Weinbau, Wein- 
handel, Ver- 
braucher 

Verordnung über die Bescheini- 
gung der Herkunftsbezeichnung 
für Hopfen 

Verhinderung von Wettbewerbs- 
verzerrungen durch mißbräuchliche 
Verwendung von Hopfenbezeich- 
nungen 

In Vorbereitung 

Hopfenerzeuger, 

Verbraucher 

Ausgleich von Wettbewerbsverzer- 
rungen im Energiebereich zugun- 
sten von Gartenbaubetrieben in 
den Heizperioden 1973/74 und 
1974/75 

Finanzieller Ausgleich für Wett- 
bewerbsverzerrungen aufgrund un- 
terschiedlicher Energiekosten in 
der EG zugunsten von Gartenbau- 
betrieben mit Unterglasanlagen 

abgeschlossen 

Gartenbaube- 
triebe mit Unter- 
glasanlagen 

Zweites Gesetz zur Änderung des 
Vieh- und Fleischgesetzes 

Erleichterung des Handels mit 
Schlachtvieh und Verbesserung 
der Markttransparenz 

Gesetz vom 18. 
Dezember 1974, 
BGBl. I S. 3608 

Handel, Ver- 
braucher 

Durchführungsverordnungen zum 
Vieh- und Fleischgesetz 

Verbesserung der Notierungen 
bei Lebend- und Schlachtvieh, Ver- 
einheitlichung der Äbrechnungs- 
methoden beim Handel nach 
Schlachtgewicht 

Referenten- 

entwürfe 

Handel, Ver- 
braucher 

Zweite Verordnung zur Änderung 
der Verordnung über gesetzliche 
Handelsklassen für Schweinehälf- 
ten 

Präzisierung des Kennzeichnungs- 
zeitpunktes der Handelsklasse, An- 
passung des Handelsklassensche- 
mas an die EWG-Bestimmungen 

Referenten- 

entwurf 

Handel, Ver- 
braucher 

Gesetz zur Änderung des Handels- 
klassengesetzes 

Verbesserung von Vorschriften, 
insbesondere über die Kontroll- 
und Uberwachungsverfahren 

In Beratung 

Handel, Ver- 
braucher 

Dritte Verordnung zur Änderung 
der Käseverordnung 

Anpassung an die technische Ent- 
wicklung der Käseherstellung so- 
wie Verbesserung der Kennzeich- 
nungsvorschriften 

Verordnung vom 
21. April 1975, 
BGBl. I S. 973 

Verbraucher 

Dritte Verordnung zur Änderung 
der Verordnung über Milcherzeug- 
nisse 

Einführung eines fettarmen Brot- 
aufstrichs auf der Basis von Butter- 
fett (Milchfett) 

Verordnung vom 
11. Mai 1974, 

BGBl. I S. 1172 

Verbraucher 
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Zielsetzung 


Sachstand 


Zielgruppe 


Verordnung über die Kennzeich- 
nung wärmebehandelter Konsum- 
milch 


Schaffung von bundeseinheitlichen 
Kennzeichnungsvorschriften für 
Konsummilch im Hinblick auf die 
Verzögerung beim Erlaß einer 
Verordnung (EWG) für Qualität 
und Vermarktung von Konsum- 
milch 


Verordnung vom 
19. Juni 1974, 
BGBL I S. 1301 


Verbraucher 


Verordnung über die Qualität 
wärmebehandelter Konsummilch 


Schaffung bundeseinheitlicher Qua- 
litätsnormen zur Steigerung der 
Qualität und Verbesserung der 
Wettbewerbsfähigkeit 


In Bearbeitung 


Verbraucher 


Gesetz zur Änderung des Marga- 
rinegesetzes 


Zulassung eines kalorienvermin- Gesetz vom 
derten Nahrungsmittels auf Pflan- 29. Mai 1974, 
zenfettbasis BGBl. IS. 1185 


Verbraucher, 
Margarine- 
industrie, Handel 


Sechste Verordnung zur Änderung Verbesserung der Streichfähigkeit In Bearbeitung Verbraucher 

der Butterverordnung (Streichfähig- der Butter 

keit) 


Einführung der Gesprächsrunde 
Agrarwirtschaft unter Leitung von 
Herrn Bundesminister 


Regelmäßige Erörterung der aktu- 
ellen Probleme der Agrarwirtschaft 
insbesondere der EG-Preispolitik 
und ihrer Auswirkungen mit Vor- 
sitzenden der Spitzenverbände der 
Land- und Forstwirtschaft, Ver- 
braucher, Industrie, des DGB, Han- 
dels, Naturschutzes, Handwerks 
sowie des Wissenschaftlichen Bei- 
rats beim BML 


Laufende Ge- 
spräche in der 
Regel zweimal 
jährlich 


Verbände, Ver- 
braucher, Ver- 
waltung 


Außenwirtschaftspolitik und Weltagrarprobleme 


Vertrag über den Beitritt Däne- 
marks, Irlands und Großbritanniens 
zu den Europäischen Gemeinschaf- 
ten 


Erweiterung der Gemeinschaft um Beitritt am 
Dänemark, Irland und Großbri- 1. Januar 1973 
tannien vollzogen 


Mitgliedstaaten 


Abkommen der EWG mit Öster- 
reich, Schweiz, Portugal, Schweden, 
Island, Finnland, Norwegen 


Errichtung von Freihandelszonen 


Abkommen 1973 
in Kraft getreten 
außer Zollpräfe- 
renzen für Fisch 
aus Island 


Beteiligte Länder 


Langfristige Abkommen über die 
wirtschaftliche Zusammenarbeit mit 
UdSSR, Ungarn, Polen, Bulgarien, 
CSSR, Rumänien 


Weiterentwicklung der wirtschaft- 
lichen Zusammenarbeit 


Abkommen sind 
in Kraft 


Beteiligte Länder 


Beitritt zur Internationalen Kakao- 
organisation 


Stabilisierung der Erlöse der ka- 
kaoerzeugenden Entwicklungslän- 
der, Versorgungssicherung der Ver- 
braucherländer zu angemessenen 
Preisen 


Gesetz vom 17. 
Dezember 1973, 
BGBl. II S. 1693 


Kakaoerzeuger 

und 

-Verbraucher 


„Deklaration zur Beseitigung von 
Hunger und Unterernährung" der 
Welternährungskonferenz vom 
November 1974 


Steigerung der Nahrungsmittelpro- 
duktion in den Entwicklungslän- 
dern 


W elternährungs- 
rat und FAO be- 
raten Ausführung 


Unterversorgte 
Bevölkerung in 
Entwicklungs- 
ländern 
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Zielsetzung 

Sachstand 

Zielgruppe 

Ressortabkommen mit dem brasilia- 
nischen Agrarminister für den So- 
jabereich vom Januar 1975 

Förderung von gemeinsamen 

deutsch-brasilianischen privatwirt- 
schaftlichen Unternehmen auf dem 
Sojasektor 

Ab 28. Januar 

1975 gezeichnet 
und in Kraft 
getreten 

Soj averbraucher 
und -Produzenten 
in der Bundesre- 
publik Deutsch- 
land bzw. 
Brasilien 

AKP-EWG-Abkommen von Lome 
vom 28. Februar 1975 

Einräumung von Handelspräferen- 
zen, Stabilisierung der Ausfuhrer- 
löse bei den wichtigsten Export- 
waren der AKP-Staaten 

Ratifizierungs- 
gesetz vom 23. 
Dezember 1975, 
BGBl. II S. 2317. 
Handelspräferen- 
zen sind seit 

1. Juli 1975 in 

Kraft 

Mitgliedstaaten, 
46 Staaten Afri- 
kas, der Karibik 
und des Pazifiks 

Präferenzabkommen EWG — Israel 
1975 

Einräumung von Handelspräferen- 
zen 

Seit 1. Juli 1975 
in Kraft 

Mitgliedstaaten, 

Israel 

GATT-Handelsverhandlungen auf 
dem Agrarsektor (Tokio-Runde) 

Ausweitung des Weltagrarhandels 

Verhandlungen 

laufen 

GATT-Länder 

EWG-Verhandlungen mit den 
Mittelmeerländern auf dem Agrar- 
sektor einschließlich Wiederbele- 
bung der Assoziation mit Grie- 
chenland 

Einräumung von Handelspräferen- 
zen für Agrarwaren 

Verhandlungen 

laufen 

Beteiligte Länder 

Beitritt Griechenlands zu den 
Europäischen Gemeinschaften 

Erweiterung der Gemeinschaft um 
Griechenland 

Griechenland hat 
Aufnahme bean- 
tragt. Vorberei- 
tung der Ver- 
handlungen 

Mitgliedstaaten 

Abkommen der EWG mit Ägypten 
über Lieferung von Agrarwaren 

Stabilisierung der wirtschaftlichen 
und politischen Beziehungen 

Vorbereitung der 
Verhandlungen 

Mitgliedstaaten, 

Ägypten 

Entwicklung des ländlichen Raumes - 

— Agrarstruktur 



Rahmenplan der Gemeinschafts- 
aufgabe „Verbesserung der Agrar- 
struktur und des Küstenschutzes" 

Gemeinsame Planung und Finan- 
zierung von Maßnahmen im Be- 
reich Agrarstruktur und Küsten- 
schutz durch Bund und Länder. 
Festlegung der Förderungsgrund- 
sätze gemäß § 5 GemAgrG 

Jährliche Auf- 
stellung für den 
Zeitraum der mit- 
telfristigen 
Finanzplanung. 
Rahmenplan 1976 
bis 1979 ist am 

4. Dezember 1975 

verabschiedet 

worden 

Land- und Forst- 
wirte, Bevölke- 
rung im länd- 
lichen Raum 

Investive Förderung in der neben- 
beruflichen Landwirtschaft 

Extensivierung in der Bewirtschaf- 
tung; Beitrag zur Marktentlastung; 
Umorientierung von Arbeitskräf- 
ten in Bereiche mit höherer volks- 
wirtschaftlicher Produktivität, Bei- 

Im 3. Rahmen- 
plan (1975 bis 

1978) als Förde- 
rungsmaßnahme 
aufgenommen 

Nebenerwerbs- 

landwirte 


trag zur Arbeitsersparnis 
-erleichterung 


und 
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Zielsetzung 


Sachstand 


Zielgruppe 


Siedlungsprogramm gemäß § 46 
Abs. 1 des Bundesvertriebenenge- 
setzes (BVFG) 


Eingliederung von Vertriebenen 
und Flüchtlingen in die Landwirt- 
schaft, die aus der Landwirtschaft 
stammen oder nach der Vertrei- 
bung überwiegend in der Land- 
wirtschaft tätig werden 


Siedlungspro- 
gramm 1975 laut 
Kabinettbeschluß 
vom 14. Novem- 
ber 1975 


Entwurf eines Dritten Gesetzes zur 
Änderung des Gesetzes über die 
Landwirtschaftliche Rentenbank 
i. d. Fassung vom 15. Juli 1963 
(BGBL I S. 465 und 548) 


Bericht über die Verbesserung der 
Agrarstruktur in der Bundesrepu- 
blik Deutschland 1972 (1973/74) 


Förderung von landwirtschaftlichen 
Betrieben in Berggebieten und an- 
deren benachteiligten Gebieten 


Gesetz zur Änderung des Flurbe- 
reinigungsgesetzes 


Entwurf eines zweiten Gesetzes 
zur Änderung der Höfeordnung 


Entwurf eines Gesetzes zur Neu- 
ordnung des landwirtschaftlichen 
Pachtrechtes 


Erhöhung des Emissionsvolumens 
auf das Zwölffache des Kapitals 
zur Wahrnehmung des gesetzlichen 
Auftrags der Bank zur Schaffung 
und Gewährung von Krediten für 
die Land- und Ernährungswirt- 
schaft 

Darstellung der von Bund und Län- 
dern durchgeführten Maßnahmen 
auf dem Gebiet der Agrarstruktur- 
Politik und Vorausschau 

Sicherung und Verbesserung der 
wirtschaftlichen Situation der land- 
wirtschaftlichen Bevölkerung in 
bestimmten Gebieten und damit 

— ■ Erhaltung eines Minimums an 
Bevölkerungsdichte, 

— Erhaltung und Pflege der Land- 
schaft 

durch erleichterten Zugang zur In- 
vestitionsförderung und verbes- 
serte Förderungskonditionen so- 
wie Gewährung einer direkten 
Einkommensübertragung (Aus- 
gleichszulage). 

Anpassung der Flurbereinigung an 
den Struktur- und Funktionswan- 
del im ländlichen Raum unter Ein- 
schluß der städtischen Randzonen, 
Anpassung der Flurbereinigung an 
die Rechtsentwicklung 

Beschränkung des höferechtlichen 
Schutzes auf langfristig existenz- 
fähige Betriebe, Einführung eines 
fakultativen Höferechts, Besser- 
stellung der weichenden Erben 

Anpassung der Pachtrechtsrege- 
lung an die veränderten Verhält- 
nisse in der Landwirtschaft 


In Bearbeitung 


Veröffentlicht am 
15. Juni 1973 (Be- 
richt 1973/74 in 
Bearbeitung) 

Durchführung im 
Rahmen der Ge- 
meinschaftsauf- 
gabe „Verbesse- 
rung der Agrar- 
struktur und des 
Küstenschutzes" 
ab 1. Oktober 
1974. Richtlinie 
(EG) Amtsblatt 
der EG Nr. L 128 
vom 19. Mai 1975 


Voraussichtliche 
Verkündung im 
Februar 1976 


Parlamentarische 

Beratung 


In Bearbeitung 


Gesetz über die Kaufmannseigen- Förderung und Erleichterung der Entwurf Druck- 
schaft von Land- und Forstwirten Kooperation in der Landwirtschaft sache 7/3918 


Vertriebene und 
Flüchtlinge, die 
aus der Land- 
wirtschaft stam- 
men oder über- 
wiegend in ihr 
tätig waren 

Land- und Ernäh- 
rungswirtschaft 


Öffentlichkeit 


Landwirte in 
Berggebieten 
und anderen 
benachteiligten 
Gebieten 


Landwirte, Be- 
völkerung im 
ländlichen Raum 


Landwirte, ins- 
besondere Hof- 
erben 


Pächter und Ver- 
pächter landwirt- 
schaftlicher 
Grundstücke 

Land- und Forst- 
wirte 
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Zielsetzung 


Sadistand 


Zielgruppe 


Steuerpolitik 

Anhebung der Durchschnittssätze 
und der Vorsteuerpauschalen für 
pauschalierende Land- und Forst- 
wirte in § 24 Umsatzsteuergesetz 
um einen Prozentpunkt 

Neuregelung der Ermittlung des 
Gewinns nach Durchschnittssätzen 
für nichtbuchführungspflichtige 
Land- und Forstwirte in § 13 a Ein- 
kommensteuergesetz 

Anhebung der Buchführungspflicht- 
grenze für Land- und Forstwirte 
von 12 000 auf 15 000 DM Gewinn 
in § 141 der Abgabenordnung 1977 

Änderung des Gasöl-Verwendungs- 
gesetzes — Landwirtschaft — ■ durch 
das Steueränderungsgesetz 1973 


Umweltpolitik 

Gesetz über Naturschutz und Land- 
schaftspflege 


Bericht über die Brache 


Unterzeichnung des Übereinkom- 
mens über Feuchtgebiete insbeson- 
dere als Lebensraum für Wasser- 
und Watvögel von internationaler 
Bedeutung vom 2. Februar 1971 

Gesetz zu dem Übereinkommen 
vom 3. März 1973 über den inter- 
nationalen Handel mit gefährdeten 
Arten freilebender Tiere und Pflan- 
zen (Washingtoner Artenschutz- 
konvention) 

Bundeswettbewerbe „Unser Dorf 
soll schöner werden" und „Vor- 
bildliche Campingplätze in der 
Landschaft" 


Anhebung der Vorsteuerpauscha- 
len an die tatsächliche Vorsteuer- 
belastung bei Land- und Forstwirt- 
schaft 


Umstellung der Gewinnermittlung 
auf die Einheits werte 1964 und 
Anpassung der Ansätze für den 
Wert der Arbeitsleistung 


Anpassung der Buchführungs- 
pflichtgrenze an die gestiegenen 
Durchschnittssatzgewinne 


Erhöhung der Gasölverbilligung 
Landwirtschaft um 0,05 DM/1 zum 
Ausgleich der erfolgten Anhebung 
der Mineralölsteuer 


Schutzmaßnahmen für Natur und 
Landschaft, Einführung einer Land- 
schaftsplanung sowie Pflege und 
Entwicklungsmaßnahmen zur akti- 
ven Gestaltung der natürlichen 
Umwelt 

Bestandsaufnahme über Ursachen, 
Umfang, Wirkung und Bewertung 
der Brache. Aufzeigen möglicher 
Entwicklungen und Lösungen für 
anstehende Probleme 

Weltweiter Biotopschutz für Wat- 
und Wasservögel zur Erhaltung 
des ökologischen Gleichgewichts im 
Sinne eines biologischen Umwelt- 
schutzes 

Der internationale Handel mit ge- 
fährdeten Tier- und Pflanzenarten 
sowie Teilen davon und Erzeug- 
nissen daraus soll unterbunden 
bzw. reguliert werden 


Förderung der Eigeninitiative und 
Betonung der Freiwilligkeit beim 
Bau und Ausbau von Ortsteilen 
und Campingplätzen im Hinblick 
auf infrastrukturelle, hygienische 
und landschaftliche Verbesserun- 
gen 


Gesetz vom 
19. Dezember 
1974, BGBl. I 
S. 3641 


Gesetz vom 
17. April 1974, 
BGBL I S. 949 


Vom Bundestag 
in 3. Lesung am 
27. November 
1975 verabschie- 
det 

Gesetz vom 
26. Juni 1973, 
BGBl. I S. 676 


Abschließende 
Beratungen der 
Ausschüsse des 
Bundestages 


Veröffentlicht in 
„Landwirtschaft 
— Angewandte 
Wissenschaft" 
Heft 181 

Unterzeichnung 
am 28. Novem- 
ber 1974 


Gesetz vom 
22. Mai 1975, 
BGBl. II S. 773 


Durchführung 
der Wettbewerbe 
alle zwei Jahre. 
Letzter Dorfwett- 
bewerb 1975, 
letzter Camping- 
wettbewerb 1973 


Land- und Forst- 
wirte 


Land- und Forst- 
wirte 


Land- und Forst- 
wirte 


Betriebe der 
Landwirtschaft 
im Sinne des Gas- 
ölverwendungs- 
gesetzes Land- 
wirtschaft 


Bevölkerung 

insgesamt 


Öffentlichkeit 


Bevölkerung 

insgesamt 


Bevölkerung ins- 
gesamt, Import- 
Export-Handel, 
Verarbeitungs- 
industrie (insbe- 
sondere Leder 
und Pelze) 

Bewohner, Be- 
sucher und Ur- 
lauber im länd- 
lichen Raum 
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Zielsetzung 


Sachstand 


Zielgruppe 


Memorandum der Bundesregierung 
an die EG-Kommission 

Schaffung einheitlicher Umwelt- 
schutzbedingungen und Verhinde- 
rung von Wettbewerbsverzerrun- 
gen im Agrarbereich 

Memorandum 
wurde im Januar 
1975 der Kom- 
mission zugelei- 
tet. Konkretisie- 
rung der Einzel- 
maßnahmen in 
Bearbeitung 

Umweltverträglichkeitsprüfung al- 
ler Maßnahmen im Agrarbereich 

Verhinderung von Umweltbela- 
stungen bei Maßnahmen, die pri- 
mär auf andere Ziele gerichtet sind 

Kabinettbe- 
schluß vom 

22. August 1975 
zur Einführung 
der Umweltver- 
träglichkeitsprü- 
fung in allen 
Ressorts. Grund- 
sätze für Anwen- 
dung im Agrar- 
bereich in Bear- 
beitung 

Uberdüngungsverordnung 

Verhinderung von Umweltbela- 
stungen in Betrieben mit konzen- 
trierter Viehhaltung, deren Flächen 
zur Verwertung der Dungstoffe 
nicht ausreichen 

In Vorbereitung 

Aufbringungsverordnung 

Verhinderung von Umweltbela- 
stungen und Förderung der Rezy- 
klierung beim Aufbringen von Ab- 
wasser, Klärschlämmen, Fäkalien 
und Müllkomposten auf landw. ge- 
nutzte Flächen 

In Vorbereitung 

Abfall Wirtschaftsprogramm 

Ordnungspolitischer Rahmen für 
alle Bereiche einschließlich der 
Agrarwirtschaft für den Übergang 
von der Abfallbeseitigung zur Ab- 
fallwirtschaft (Reduzierung der Ab- 
fälle, Wiederverwendung und 
Nutzbarmachung von Abfällen) 

Im September 
1975 vom 
Kabinett ver- 
abschiedet 


Agrarwirtschaft, 

Bevölkerung 


Agrarwirtschaft, 

Bevölkerung, 

Verwaltung 


Massentier- 

halter 


Agrarwirtschaft, 

Industrie, 

Kommunen 


Wirtschaft (ein- 
schließlich Agrar- 
wirtschaft), 
Bevölkerung 


Sozialpolitik 


Gesetz über die Krankenversiche- 
rung der Landwirte (KVLG) 


Sicherung der landwirtschaftlichen 
Unternehmer und ihrer Familien 
gegen das Risiko „Krankheit" 
(Vorsorge, Früherkennung, Kran- 
kenhilfe u. a.) 


Gesetz vom 
10. August 1972, 
BGBl. I S. 1433 


Selbständige 
Landwirte, mit- 
helfende Fami- 
lienangehörige, 
Altenteiler 


Anpassungshilfe für ältere land- 
und forstwirtschaftliche Arbeit- 
nehmer 

Struktur und des 
Kü st ens chutzes " 
zum 1. Januar 
1973 in Kraft ge- 
treten 


Förderung des Strukturwandels in 
der Landwirtschaft, soziale Siche- 
rung der land- und forstwirtschaft- 
lichen Arbeitnehmer 


Im Rahmen der 
Gemeinschafts- 
aufgabe „Verbes- 
serung der Agrar- 


Ältere land- und 
forstwirtschaft- 
liche Arbeitneh- 
mer 
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Zielsetzung 


Sachstand 


Zielgruppe 


Gesetz über die laufende Anpas- 
sung der Altersgelder in der 
Altershilfe für Landwirte (Sieben- 
tes Anderungsgesetz GAL) 

b) 


c) 


d) 


e) 


a) Erhöhung der Altersgelder zum 
1. Januar 1974 sowie Staffe- 
lung der Altersgelder nach der 
Dauer der Beitragszahlung 

Ab 1. Januar 1975 jährliche An- 
passung der Altersgelder an die 
Entwicklung der Löhne und Ge- 
hälter (Dynamisierung) 

Gesetzliche Garantie eines 
Bundeszuschusses in Höhe von 
87,5 Vo der Altersgeldaufwen- 
dungen 

Ab 1. Januar 1975 Einbezie- 
hung der Landabgaberente in 
die Dynamisierung des Alters- 
geldes 

Anpassung der Vorschriften 
über die Landabgaberente an 
EG-Recht 


7. Änd.G-GAL Landwirte 

vom 19. Dezem- (Altenteiler), 

ber 1973, BGBL I Empfänger von 

S. 1937 Altersgeld und 

Landabgaberente 


Gesetz über die Errichtung einer 
Zusatzversorgungskasse für Ar- 
beitnehmer in der Land- und 
Forstwirtschaft 


Entwicklung einer Anstalt des 
öffentlichen Rechts zur Durchfüh- 
rung einer tarifvertraglich verein- 
barten Zusatzaltersversorgung für 
land- und forstwirtschaftliche Ar- 
beitnehmer. Zahlung von Aus- 
gleichsleistungen an Arbeitneh- 
mer, die wegen ihres Alters keine 
oder nur geringe Leistungen der 
Zusatzaltersversorgung erhalten 


Gesetz vom 
31. Juli 1974, 
BGBl. I S. 1660 


Einführung eines Waisengeldes Unterstützung von Waisen 
zum 1. Januar 1975 im Rahmen 
des 18. Rentenanpassungsgesetzes 


Gesetz vom 
28. April 1975, 
BGBl. I S. 1018 


Landwirtschaft- 
liche Arbeit- 
nehmer 


Waisen in der 
Landwirtschaft 


Einkommensausgleich aus besonderen Gründen 


Aufwertungsausgleich 


Ausgleich der Einkommensver- 
luste der deutschen Landwirt- 
schaft aufgrund der DM-Aufwer- 
tung von 1969 


Aufwertungsaus- landwirtschaft- 
gleichsgesetz liehe Erzeuger 

vom 23. Dezem- 
ber 1969, BGBl. I 
S. 2381; Durch- 
führungsgesetz 
vom 5. Juni 1970, 

BGBl. I S. 676. 

Direktausgleich 
über die Fläche 
ist 1973 ausgelau- 
fen; Mehrwert- 
steuerausgleich 
wird ab 1. Januar 
1976 abgebaut 
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Zielsetzung 


Sachstand 


Zielgruppe 


Bildungspolitik 


Verordnungen zum Berufsbildungs- Regelung der beruflichen Aus- 
gesetz über und Fortbildung im Agrarbereich 


— die berufliche Fortbildung zur 

Vorbereitung auf die Meister- 
prüfung im Molkereifach und 
die Anforderungen in der Mei- 
sterprüfung 

VO vom 

4. Juli 1973, 

BGBL I S. 725 

Molkerei- 

fachleute 

— die Berufsausbildung zum Forst- 
wirt 

VO vom 

27. Februar 1974, 
BGBL I S. 453 

Auszubildende 
in der Forstwirt- 
schaft 

— die Anforderungen in der 

Meisterprüfung für den Beruf 
„Landwirt" 

VO vom 

26. Juni 1974, 

BGBL I S. 1352 

Landwirte 

— die Eignung der Ausbildungs- 
stätte für den Beruf „Landwirt" 

VO vom 

26. Juni 1974, 

BGBL I S. 1351 

Ausbildungs- 
stätten der Land- 
wirtschaft 

— die Anforderungen in der Mei- 
sterprüfung in der Hauswirt- 
schaft (Teilbereich ländliche 

Hauswirtschaft) 

VO vom 

25. März 1975, 
BGBL I S. 754 

Hauswirtschafte- 

rinnen 

— die Eignung der Ausbildungs- 
stätte in der ländlichen Haus- 
wirtschaft 

VO vom 

25. März 1975, 
BGBL I S. 758 

Ausbildungs- 
stätten der länd- 
lichen Hauswirt- 
schaft 

— die Anforderungen in der Mei- 
sterprüfung in der Forstwirt- 
schaft 

VO vom 

17. Juli 1975, 

BGBl. I S. 1925 

Forstwirte 

— die Eignung der Ausbildungs- 
stätte für die Berufsausbildung 
in der Forstwirtschaft 

VO vom 

17. Juli 1975, 

BGBL I S. 1928 

Ausbildungs- 
stätten der Forst- 
wirtschaft 

— die Berufsausbildung zum 

„ Pferdewirt" 

VO vom 1 . No- 
vember 1975, 

BGBL I S. 2719 

Auszubildende 
im Bereich 
Pferdehaltung 

— die Berufsausbildung zum Tier- 
wirt 

Referentenent- 
wurf vom 
November 1975 

Auszubildende 
im Bereich der 
landwirtschaft- 
lichen Nutztier- 
haltung 

— die Anforderungen in der Mei- 
sterprüfung für den Beruf 
„Fischwirt" 

Referentenent- 
wurf vom 

Juli 1975 

Fischwirte 

— über die Eignung der Ausbil- 
dungsstätte für die Berufsaus- 
bildung zum „Fischwirt" 

Referentenent- 
wurf vom 

Juli 1975 

Ausbildungs- 
stätten in der 
Fischwirtschaft 

— die Anforderungen in der Mei- 
sterprüfung für den Beruf „Win- 
zer" 

Referentenent- 
wurf vom 
November 1975 

Winzer 

— über die Eignung der Ausbil- 
dungsstätte für die Berufsaus- 
bildung zum „Winzer" 

Referentenent- 
wurf vom 
November 1975 

Ausbildungsstät- 
ten im Weinbau 
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Zielsetzung 


Sachstand 


Zielgruppe 


— die Anerkennung von Prüfun- 
gen zum Nachweis der fachli- 
chen Eignung für die Berufs- 
ausbildung in der Landwirt- 
schaft 


Im Dezember 
1975 dem Bun- 
desausschuß für 
Berufsbildung 
zur Anhörung 
zugeleitet 


Absolventen 
einer vierseme- 
strigen Fachschul- 
ausbildung im 
Agrarbereich 


Forstwirtschaft 


Gesetz zur Erhaltung des Waldes 
und zur Förderung der Forstwirt- 
schaft (Bundeswaldgesetz) 


Neuordnung des Forstrechts des 
Bundes, Rechtsbereinigung im Ver- 
hältnis zum Forstrecht der Länder; 
— Sicherung der Nutz-, Schutz- 
und Erholungsfunktion des Wal- 
des; — Förderung der Forstwirt- 
schaft sowie Ausgleich zwischen 
öffentlichem Interesse und Wald- 
besitzerbelangen 


Gesetz vom 
2. Mai 1975, 
BGBL I S. 1037 


Waldbesitzer, 
Gesamte Bevöl- 
kerung 


Zweites Gesetz zur Änderung des 
Bundesjagdgesetzes 


— Stärkere Berücksichtigung einer 
auf die Belange der Landes- 
kultur und die Gestaltung des 
Lebensraumes des Wildes aus- 
gerichteten Hege als bisher 


Regierungsent- 
wurf, dem Deut- 
schen Bundestag 
zur weiteren Be- 
ratung zugeleitet 


Inhaber von 
Eigenjagden und 
Genossenschafts- 
jagden, Jäger 


— Neuregelung der pachtfähigen 
Gesamtfläche eines Jagdreviers 

— Anpassung des Bundesjagd- 
gesetzes hinsichtlich der Vor- 
aussetzungen für die Erteilung 
des Jagdscheines an die Be- 
stimmungen des Waffenrechts 

— Realisierung der Forderungen 
des Tierschutzgesetzes 


Zweites Gesetz zur Änderung des 
Gesetzes über forstliches Saat- 
und Pflanzgut 


Erweiterung und Ergänzung des 
Gesetzes insbesondere aufgrund 
der EWG-Richtlinie über die Nor- 
men für die äußere Beschaffenheit 
von forstlichem Vermehrungsgut 
vom 30. März 1971 (71/161/EWG) 
und der Zweiten EWG-Richtlinie 
zur Änderung der Richtlinie über 
den Verkehr mit forstlichem Ver- 
mehrungsgut vom 26. Juni 1975 
(75/445/EWG) — Änderung auf- 
grund neuer wissenschaftlicher 
und verwaltungspraktischer Er- 
kenntnisse — . 


Regierungsent- 
wurf, wird z. Z. 
auf Ressortebene 
abgestimmt 


Waldbesitzer, 
Züchter von 
forstwirtschaft- 
lichem Saat- und 
Pflanzgut 
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Zielsetzung 


Sachstand 


Zielgruppe 


Fischwirtschaftspolitik 

Fortentwicklung der bilateralen 
und multinationalen Zusammen- 
arbeit auf dem Fischereisektor im 
Hinblick auf die seerechtliche Ent- 
wicklung 


Gesetz zu dem Übereinkommen 
vom 1. Juni 1967 über das Verhal- 
ten beim Fischfang im Nordatlan- 
tik 


Seefischereivertragsgesetz 1976 


Konzeption für die Fischwirt- 
schaftspolitik der Bundesregierung 


Verbesserung der Struktur der 
Fischwirtschaft im Rahmen der 
EWG-Fisch Wirtschaftspolitik 


Sicherung von Fischerei-Fang- 
gründen und damit ausreichender 
Marktversorgung durch 

— zweiseitige Zusammenarbeit 

— Zusammenarbeit in internatio- 
nalen Fischereiorganisationen 


Das Übereinkommen soll den z. Z. 
noch geltenden internationalen 
Vertrag betreffend die polizeiliche 
Regelung der Fischerei in der 
Nordsee außerhalb der Küstenge- 
wässer von 1882 ablösen. Es ent- 
hält u. a. Vorschriften für das Ver- 
halten auf den Fanggründen sowie 
für die Überwachung der Fischerei 

Änderung des Seefischereiver- 
tragsgesetzes 1971 durch Ratifika- 
tion des 

— Übereinkommens zur Erhaltung 
der lebenden Schätze des Süd- 
ostatlantiks 

— Übereinkommens über die 
Fischerei und den Schutz der 
lebenden Ressourcen in der 
Ostsee und den Belten 

— Protokolls zur Änderung des 
Übereinkommens über den 
Schutz des Lachsbestandes in 
der Ostsee 

Erarbeitung einer Konzeption mit 
Analyse der bisherigen und vor- 
aussichtlichen Entwicklung, Pro- 
blemkatalog, Zielkatalog, Vor- 
schläge für Maßnahmen 


IIL Seerechtskon- 
ferenz: Wird im 
Frühjahr 1976 mit 
3. Session fortge- 
setzt 

Island: Abkom- 
men mit zweijäh- 
riger Laufzeit ab- 
geschlossen 
Norwegen: Ver- 
handlungen über 
trawlerfreie Zo- 
nen abgeschlos- 
sen; weitere Ver- 
handlungen ste- 
hen bevor 
Kanada und an- 
dere Staaten: 
Verhandlungen 
über Zusammen- 
arbeit in Aus- 
sicht 

Gesetz vom 
19. Dezember 
1975, BGBl. II 
1976 S. 1 


Entwurf 


abgeschlossen, 
spätere Fort- 
schreibung vor- 
gesehen 


Verbraucher, 

Fischwirtschaft 


Fischwirtschaft 


Internationale 

Fischwirtschaft 


Verwaltung, 

Verbraucher, 

Fischwirtschaft 


Koordinierung und Ausrichtung 
gemeinschaftlicher und nationaler 
Aktionen im Produktions- und 
Vermarktungsbereich 


Deutsche Haltung Fischwirtschaft 
für laufende 
Brüsseler Ver- 
handlungen 
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Zielsetzung 


Sachstand 


Zielgruppe 


Erforschung bisher nicht genutzter 
Fischbestände 


Beitrag zur sicheren und ausrei- 
chenden Marktversorgung durch 

— Auffinden von Fischbeständen 
z. B. in größerer Wassertiefe, in 
entlegenen Gebieten und von 
Fischarten, die bisher nicht dem 
menschlichen Konsum dienen; 


Forschungspro- 
gramm Mexiko 
wird ausgewer- 
tet; Programm 
Antarktis ange- 
laufen 


— Nutzbarmachung mit Hilfe ent- 
sprechender Fang- und Verar- 
beitungstechnik 


Forschung 


Neuordnung der Forschung im Ge- 
schäftsbereich des Bundesministe- 
riums für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten 


Koordination der Forschungsange- 
legenheiten, Schaffung einheit- 
licher Organisationsstrukturen und 
Institutionalisierung der Mitwir- 
kung der wissenschaftlichen Mit- 
arbeiter in wissenschaftlichen An- 
gelegenheiten mit dem Ziel, die 
Leistungsfähigkeit der Bundesfor- 
schungsanstalten bei der Erarbei- 
tung wissenschaftlicher Grundla- 
gen für die Lösung agrarpolitischer 
Aufgaben zu stärken sowie einen 
wirtschaftlichen Einsatz der Mittel 
sicherzustellen 


Weiterentwick- 
lung der 1969 
eingeleiteten 
Maßnahmen 
durch Neuord- 
nungserlaß vom 
29. Januar 1974 


Zusammenfassung der bisherigen 
16 Anstalten zu 13, Bildung eines 
Senats mit Präsidium für den For- 
schungsbereich sowie Einrichtung 
einer Leitungsgruppe Forschung 
im Ministerium 


Verleihung von Satzungen an bis- 
her sieben Bundesforschungsan- 
stalten aufgrund einer Mustersat- 
zung 

Bildung von Anstaltskollegien und 
Institutsräten 


Erarbeitung eines Forschungsrah- 
menplans für die Jahre 1967 bis 
1978 und eines Forschungsplans 
für das Jahr 1976 


Wirksamere Koordinierung der Verabschiedung 

Ressortforschung, Intensivierung im Jahre 1976 

des Dialogs mit den Bundesfor- vorgesehen 

schungsanstalten, Festlegung von 
Prioritäten, wirtschaftlicherer Ein- 
satz der Mittel, stärkere Ausrich- 
tung der Forschung auf die Be- 
lange der Bundesregierung, Ver- 
besserung der Zugriffsmöglichkei- 
ten von Verwaltung und Praxis 
zu Forschungsergebnissen 


Bundesfor- 
schungsanstalt 
für Fischerei, 
Verbraucher, 
Fischwirtschaft 


gesetzgebende 

Körperschaften, 

Erzeuger, 

Verbraucher, 

Öffentlichkeit 


gesetzgebende 
Körperschaften, 
sonstige staat- 
liche Stellen, 
Zielgruppen im 
Bereich der Er- 
zeugung, der Be- 
und Verarbeitung 
sowie des Ver- 
brauchs, Öffent- 
lichkeit 
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Zielsetzung 


Sachstand 


Zielgruppe 


Verabschiedung eines 
EG-Forschungsprogramms 


Erarbeitung eines OECD- 
Forschungsprogramms 


Finanzierung 

Nutzen-Kosten-Untersuchung der 
Förderungsmaßnahmen zur Ver- 
besserung der Molkereistruktur 

Nutzen-Kosten-Untersuchung der 
Landabgaberente 

Nutzen-Kosten-Untersuchung der 
integrierten Agrarstrukturmaßnah- 
me Hösseringen 

Nutzen-Kosten-Untersuchung der 
EG-Getreidepolitik 

Nutzen-Kosten-Untersuchung des 
Impfzwanges gegen die Maul- und 
Klauenseuche bei Rindern 

Nutzen-Kosten-Untersuchung der 
Milchmarktpolitik der EG 

Nutzen-Kosten-Untersuchung der 
Rindfleischmarktpolitik 

Nutzen-Kosten-Untersuchung über 
den forstwirtschaftlichen Wirt- 
schaftswegebau 


Koordinierung der Forschungs- 
aktivitäten der EG-Mitgliedstaaten 
in den Bereichen Tierleukosen, 
tierische Abfallstoffe, Rindfleisch- 
erzeugung und pflanzliche Proteine 


Koordinierung von Forschungs- 
aufgaben der OECD-Mitgliedstaa- 
ten insbesondere unter dem As- 
pekt der Nutzbarmachung von 
Forschungsergebnissen für Ent- 
wicklungsländer (Verbesserung 
der Welternährungssituation) 


Feststellung des Erfolges der bis- 
herigen Förderung zur Verbesse- 
rung der Molkereistruktur 

Analyse des strukturpolitischen 
und sozialpolitischen Erfolges der 
Landabgaberente 

Feststellung des Erfolges einer 
Flurbereinigung bei gleichzeitigem 
Ausbau von Erholungseinrichtun- 
gen 

Vorschläge für Verbesserungen im 
System der EG-Getreidemarktord- 
nung 

Überprüfung der volkswirtschaft- 
lichen Effizienz einer gesetzgebe- 
rischen Maßnahme 

Überprüfung der Effizienz alterna- 
tiver Maßnahmen der Milchmarkt- 
politik 

Überprüfung der Effizienz alterna- 
tiver Maßnahmen der Rindfleisch- 
marktpolitik 

Entwicklung von Kriterien für die 
Beurteilung der volkswirtschaft- 
lichen Effizienz von Maßnahmen 
im forstwirtschaftlichen Wirt- 
schaftswegebau 


im Jahre 1975 
vom EG-Minister- 
rat verabschiedet 


Verabschiedung 
des Forschungs- 
programms im 
Jahre 1976 vor- 
gesehen 


abgeschlossen im 
Februar 1974 


abgeschlossen im 
Dezember 1974 


abgeschlossen im 
Herbst 1974 


abgeschlossen im 
Herbst 1974 


abgeschlossen im 
Herbst 1974 


in Bearbeitung 


in Bearbeitung 


in Bearbeitung 


Regierungen und 
gesetzgebende 
Körperschaften 
der EG-Mitglied- 
staaten, For- 
schungsinstitu- 
tionen der EG- 
Mitgliedstaaten, 
Erzeuger und 
Verbraucher in 
den EG-Mitglied- 
staaten 

Regierung und 
gesetzgebende 
Körperschaften 
der OECD-Mit- 
gliedstaaten, 
Forschungsinsti- 
tutionen der 
OECD-Mitglied- 
staaten, Erzeuger 
und Verbraucher 
in den OECD- 
Mitgliedstaaten 
sowie in den Ent- 
wicklungs- 
ländern 


Bundes- 

verwaltung 

Bundes- 

verwaltung 

Bundes- und Län- 
derverwaitung 


nationale Ver- 
waltung und EG- 
Dienststellen 

Bundes -und Län- 
derverwaltung 

Bundesverwal- 
tung, EG-Dienst- 
stellen 

Bundesverwal- 
tung, EG-Dienst- 
stellen 

Bundes- und Län- 
derverwaltung; 
Forstwirtschaft 
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Zielsetzung Sachstand Zielgruppe 

Nutzen-Kosten-Untersuchung über 
die Effizienz von Flurbereinigungs- 
verfahren mit variablen Zielset- 
zungen und Schwerpunkten 

Entwicklung von Kriterien für die in Vorbereitung Bundes- und Län- 

Beurteilung der Volkswirtschaft- derverwaltung 

liehen Effizienz von Flurbereini- 
gungsverfahren mit unterschied- 
lichen Ausgangsbedingungen 

Nutzen-Kosten-Untersuchung über 
Erzeugergemeinschaften 

Überprüfung der Effizienz ver- in Vorbereitung Bundes- 

schiedener Erzeugergemeinschaften Verwaltung 
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